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W-kß-2Veſtell- Einladung

auf die
Halliſche Zeitung (Courier)

für das III. Vierteljahr 1887.
Die Halliſche Zeitung iſt in Anbetracht ihrer

eichhaltigkeit die billigſte Zeitung Deutſchlands.
an enthält mit ihr gratis geliefert: Jlluſtr. Sonntags
latt, Landwirthſchaftl. Mittheilungen, Lotterie-
iſte und r

Sie darf ſich das Organ aller Elemente nennen,
nen der Kampf gegen die Auswüchſe ſocialdemokratiſcher

nd parlamentariſcher Gelüſte gemeinſam iſt. Jn dieſem
dampfe beſteht ihr Programm, auf die Parteibe-
ichnung legt ſie keinen direkten Wert. Die Einigkeit

er national Denkenden und Wirkenden im Jntereſſe der
meinſamen Wohlfahrt zu fördern, iſt ihre Aufgabe,
icht aber ein Parteiprogramm zu verwirklichen.

Ganz beſondere Sorgfalt wird auch dem feuille-ſuiſteſchem Theile gewidmet. Außer ſpannenden

fomanen aus der Feder namhafter Autoren, bringt
e Halliſche Zeitung kurze, intereſſante Art kel aus
len Gebieten des öffentlichen Lebens, Novellen,
humoresken 2c. U. A. erſcheinen in der Halliſchen
Fgeitung fortlaufend „Beiträge zur Landes- und
holkskunde der Provinz Sachſen, zuſammenge-
ellt auf Grund der vom Verein für Erdkunde

zu Halle a. S. ausgeſandten Fragebogen zur
Erforſchung thüringiſcher und ſächſiſcher Volks-
art. Für alle Freunde der Heimathskunde von
höchſtem Jntereſſe.

Beſtellungen auf die Halliſche Zeitung werden
für Halle von der Expedition, den Zeitungs-Spediteuren
und den Ausgabeſtellen, für außerhalv von allen Kaiſ.
Poſtanſtalten und den Landbriefträgern zum
Preiſe von 3Z a. für das Vierteljahr entgegengenommen.

Die Halliſche Zeitung ſichert vermöge ihrer
großen Verbreitung Jnſeraten den beſten Er-
folg. Sämmtliche Jnſerate der Hallilchen Zeitung
finden auch in dem „Halliſcheu Jnſeratenblatte“
koſtenloſe Aufnahme. Geſammt Auflage incl. Halliſches
Inſeratenblatt

m 20. O00Exemplare.

Probenummern ſtehen auf Wunſch jederzeit gratis
und portofrei zu Dienſten. Schon jetzt hinzutretende Abo
nenten erhalten die Halliſche Zeitung vom Tage der Be-
ſtellungen bis zum 1. Juli gratis geliefert.

Zu zahlreichem Abonnement ladet höflichſt ein
ie Expedition der Halliſchen Zeitung.

Halle, den 15. Juni.
Das Brauntweinſtenergeſetz

iſt in zweiter Leſung mit einer überraſchend großen Mehr-
heit zu Stande gekommen. Die Ausſichten auf eine Ver
ſtändigung über die Zuckerſteuer ſind ebenfalls günſtig.
So kann man denn die Reichsſteuerreform endlich als
geſichert anſehen. Das Geſetz wird ohne Zweifel nach
wenigen Tagen angenommen werden. nſer Herr
ek-Korreſpondent ſchreibt uns darüber aus Berlin: „Maß-
gebend für dieſe Hoffnung iſt nicht nur die Abſtimmung
über den grundlegenden S 1, welcher mit 212 gegen 78
Stimmen und zwar von der konſervativen, der natio-
nalliberalen, der Reichspartei und etwa der Hälfte des
Centrums angenommen wurde, ſondern auch die Stellung,
welche die Wortführer der Parteien in ihren Reden ein
nahmen, und welche dafür bürgt, daß wie auch die
Wünſche der einzelnen Parteien in Betreff dieſer oder
jener Punkte auseinander gehen mögen doch das Be
wußtſein von der Nothwendigkeit, einen entſcheidenden
Schritt im Intereſſe des großen Ganzen zu thun, den
Sieg davon tragen und zu einem erfreulichen Geſammt
ergebniß führen wird.

Als beſonders charakteriſtiſch für die Debatte des
erſten Tages möchten wir die Reden der Abgeordneten
Miquel und Rickert hervorheben und einander gegen
überſtellen. Der Letztere lieferte eine Rede, welche für
freiſinnige Politik geradezu vorbildlich re werden
könnte, wenn ſie nicht ſelbſt nach vielen, ſehr vielen „be
rühmten Muſtern“ gebildet wäre. Herr Rickert erkennt
war, und damit will er wohl ſeine Seele retten, die
Rothwendigkeit der höheren Beſteuerung des Branntweins
im Prinzip an, zeigt aber, daß die freiſinnige Partei,
wie ſonſt, ſo auch jetzt, einen viel höheren Werth darauf
legt, eine Anzahl von Gründen r r welche ihr
den Luxus einer ablehnenden Haltung geſtatten. Dieſe
Gründe beruhen, wie ſtets, ſo auch jetzt wieder in dem
Verſuch, die Majorität einer einſeitigen Wahrung der Jn
tereſſen der höheren und wohlhabenderen Geſellſchafts
klaſſen, der Bedrückung und Benachtheiligung der ärmeren
Klaſſen und des Mangels an haushälteriſchem Sinne
bezüglich der Befriedigung der finanziellen Reichsbedürf-
niſſe zu beſchuldigen. Da wird wieder das bekannte
Märchen von der „agrariſchen Begehrlichkeit“, von dem

Geſchenk an die Kartoffelbrenner“ herausgeſucht und mit
icher Entrüſtung zu verſtehen gegeben, daß die großen

Halle, Donnerstag, 16. Juni 1887.
(Ausgegeben am 15. Juni Vormittags.)

en

Miquels Stellung iſt ganz anders. Auch er hat
ſeine Einwendungen und Bedenken im Einzelnen, gegen
die Höhe der Differenz zwiſchen den beiden Steuerſaätzen,
gegen den ſcharfen Gegenſatz, welcher zwiſchen den länd-
lichen und gewerblichen Brennereien errichtet iſt. Aber
dieſe beiden Punkte veranlaſſen ihn doch nicht, das Geſetz,
von deſſen Nothwendigkeit er im Jntereſſe der Reichs
finanzen überzeugt iſt, zu verwerfen. Das iſt ein Beweis
großer praktiſcher Auffaſſung der Pflichten gegenüber dem

Staate, ohne welche eine gedeihliche Entwicklung unſerer
öffentlichen Verhältniſſe nicht durchführbar wäre. Miquel
ſagt ſich, daß das Geſetz ohne jene Beſtimmungen eine
Majorität nicht finden würde, und er iſt überdies über-
zeugt ſowohl von den finanziellen B dürfniſſen, wie von
der Nothwendigkeit der Wahrung der landwirthſchaftlichen
Jntereſſen, ſowohl von der Werthloſigkeit der von dem
Freiſinn gemachten Einwände, als auch von dem größeren
Nutzen, welchen die Alters und Jnvalidenverſorgung, die
Aufhebung des Schalgeldes u. ſ. w. in Vergleich zu der
Aufhebung des Kaffeezolles für die Arbeiter haben werden.
Auf einem ähnlichen Standpunkt ſtehen die Conſervativen,
die Reichspartei und der von Herrn von Huene ver
tretene Theil des Centrums: auch ſie haben Einwendungen,
die ſie aber gegenüber dem großen Ziele in den Hinter

grund ſtellen.“
Der Reichstag, ſagte Herr Miquel mit Recht, hat ſich

den Dank der Nation erworben. Denn, ſchreibt die
Nationall. Corr.: „Die nationalen Parteien ſind bei ihren
Entſchließungen in der Steuerfrage von der Ueberzeugung
durchdrungen, daß unſer Reich und unſere Einzelſtaaten
den ſchwerſten Nöthen und Ecſchütterungen entgegengehen,
wenn nicht das Reich unverzüglich auf feſte und ſolide
finanzielle Grundlagen geſtellt wird.“

Ein bulgariſches Wenn.
Wenn die bulgariſchen Machthaber zum 3. Juli die

große Sobranje nach Tirnowa einberufen, ſo wollen und
werden ſie wahrſcheinlich einen einzigen Regenten
ernennen. Freilich findet der Leſer hinten unter De-
peſchen die Mahnung der Pforte, lieber von der Beruf
ung der Sobranje abzuſtehen. Jndeſſen vielleicht thun
ſie's doch.

Es liegt jedoch klar zu Tage, daß das Programm
nebſt einigen ganz internen Fragen nur die Fürſtenwahl
oder die Einſetzung eines einzigen Regenten, oder aber
die Verlängerung und Erweiterung der Machtvollkommen-
heiten der jetzigen Regenten wird umfaſſen müſſen.Was die Wahl eines Fürſten betrifft, ſo wird die-
ſelbe wohl einerſeits an dem Widerſtreben der Bulgaren,
einen Rußland genehmen Kandidaten zu acceptiren,
andererſeits aber an dem in jedem anderen Falle von
Rußland zu gewärtigenden paſſiven Widerſtand ſcheitern.

alls aber die Regentſchaft in die Hände eines ein-
annes gelegt werden ſollte, ſo ſollen die Bulgaren

ihre Augen bereits auf eine Perſönlichkeit gerichtet haben,
die vor einigen Jahren ſchon durch ihre h ähig
keiten eine bemerkenswerthe Rolle zu ſpielen verſprach.
Es iſt dies Strecker Paſcha.

Nachdem Strecker als preußiſcher Offizier um ſeinen Ab-
ſchied eingekommen war und denſelben erhalten hatte, ging er
mit mehreren ſeiner Kameraden nach der Türkei um dort
Dienſte in der kaiſerlichen Armee zu nehmen. die ihn auch in
ihre Reihen aufnahm. Nachdem er lange Jahre im an
Erzerum in Garniſon geweſen und ſich da ſowohl militäriſch
als auch ſchriftſtelleriſch hervorgethan hatte, wurde er zum Ge
neralmajor (Paſcha) befördert und nach Konſtantinopel zurückberufen. Vor dem ruſſiſch türkiſchen Kriege war er Artillerie
Kommandant von Schumls und alſo ſchon früher einige Jahre
in Bulgarien thätig, ſo daß er Land und Leute kennen lernenkonnte. Bei Ausbruch de t ſſiſch türkiſchen Krieges wurde er
um Kommandanten von Schumla ernannt, und kam dann nach

zigen
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em Friedensſchluſſe nach Konſtantinopel zurück, wo er zum
Präſes einer Artillerie- Kommiſſion kommandirt wurde.

Nachdem der Tractat von Berlin Bulgarien zum ſelbſt
ſtändigen Fürſtenthum und umelien zur autonomen Provinz

emacht, wurde, wie bekannt, Aleko Paſcha Vogorides zum
eneralGouverneur rer Provinz gewählt und von den

Signatarmächten als ſo beſtätigt. Als erſten Direktor des
Departements des atte der Sultan, auf Einflüſterun
en Frankreichs hin, Vitalis Paſcha, einen geborenen Franzo
en, ernannt und damit einen gewaltigen Fehlgriff gethan.
Wenn auch nicht zu leugnen iſt, daß die Anforderungen, die an
den Direktor des Kriegs- Departements geſtellt werden mußten,
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ſehr große waren und die Lage, in welcher ſich derſelbe gegenüber den zurückgelaſſenen ru ſiſchen Ohleren und Unteroffi-

ſieren befand, keine roſige war, ſo zeigte ſich Vitalis Paſcha
och gar zu unſähig, dieſes Reſſort zu leiten. Er wurde abbe

rufen und Strecker Paſcha an ſeiner Stelle ernannt.
Der gute Ruf als Militär, der ſeiner Ankunft in Philip

popel vorausgegangen war, und ſeine martialiſche Erſcheinung
gewannen ihm im Sturme die Herzen der bulgariſchen Patrio
ten, während die Rubel Kreaturen und die große Mehrheit der
damals im Dienſte Oſtrumeliens ſtehenden ruſſiſchen Offiziere
und Unteroffiziere ihn von Anfang an als unbequemen Men-ſchen betrachteten. Als er ſein Reſſort übernghm, fand er da

nichts als Unordnung vor, wohin ſein Blick ſich auch richtete;
die Monturen der Leute waren defekt, die Kaſernen unbewohn
bar, die Nahrung der Soldaten ſchlecht; die Pferde ſchlecht ge
nährt und unbeſchlagen, Sättel. Riemenzeug, Gewehre und
Säbel. kurzum Alles war zu beſchaffen; die Adminiſtration
lag c Argen, Mobiliſirungs- Arbeiten waren gar keine vor

anden.
Mit eiſerner Energie begann nun Strecker Paſcha ſeine

Aufgabe den verfahrenen Karren aus dem Kothe zu ziehen,
und wußte in verhältnißmäßig kurzer Zeit den Augiasſtall. den
er vorfand, zu reinigen und ſein Reſſort zu dem beſtorganiſirten
in Oſtru melien zu machen.

Er war Derjenige, welcher auf die Entlaſſung der un
würdigen und unfähigen ruſſiſchen Officiere drang und dieſelbe,
allerdings erſt nach heftigem Kampfe gegen das ruſſiſche Con
ſultat und deſſen Generalſtab, auch durchſetzte.

Aber auch mit dem General- Gouverneur Aleko Paſcha
und ſeinem würdigen Nachfolger, Gavril Paſcha, hatte Strecker
manchen Strauß auszufechten; dieſe Reibungen verbitterten ihm
das Leben derart, daß er vom Sultan ſeine Abberufung ver i-
langte und dieſelbe auch erhielt, nachdem ihn der Beherrſcher en.
aller Muſelmanen zum General- Lieutenant (Ferik) erhoben un ge
noch anderweitig ausgezeichnet hatte. telltStrecker Paſcha aber hatte bei den ehrlich geſinnten Bül-ge
garen große Sympathien zurückgelaſſen, und man will ſich ſeiner?er
jetzt erinnern. umſomehr, als es allgemein in Bulgarien bekannt
iſt. wie große Stücke der Battenberger auf den ehemaligen r
Militär Ober-Commandanten Oſtrumeliens gehalten hat. Schon, er
ehe Alexander von Battenberg zum Fürſten von Bulgarieyem
proklamirt wurde, kannte er Strecker und wußte ihn zu ſchätze von

Auch ſteht Strecker mit der jetzt am Ruder befindlicheſtal
Partei auf dem beſten Fuße. Dieſelbe würde ihn als R des
genten mit größter Freude begrüßen. Sie kennt ihn als -tentlich
vielſeitig gebildeten Mann, der auch fähig wäre. der vorigen
Armee als ein Bild ſoldatiſcher Tugenden vorzuſtehenen Arbei-
den herben Verluſt, den das Land durch den Rücktritt Alexo
erfahren hat, weniger empfindlich erſcheinen zu laſſen. do

Mark
Politiſche Mittheilnngen. n W

Der Kaiſer hat eine recht gute Nacht veröruchüd-
überhaupt macht die Beſſerung im Befinden des Mo
narchen bemerkenswerthe Fortſchritte. Auch im Laufe des
Tages war das Befinden des hohen Herrn ganz vortreffüch. Derſelbe hatte, wie wir ſchon telegraphiſch

meldeten, Mittags das Bett verlaſſen und den Nachmittag
im Arbeitszimmer zugebracht.

„Kaiſerin Auguſta dem berühmten Arzte
ihres Sohnes.“ Auf Befehl der Kaiſerin Auguſta
wurde der eingerichtete Reiſeſack des Dr. Mackenzie ver
packt und an die Londoner Adreſſe des berühmten Arztes
Sir an Stelle des Etuis ward eine wundervolle

eiſetaſche gelegt; die Büchſen und Schalen ſind ſämmt-
lich aus hellem Kryſtall, die Montirung iſt in Gold und
als Verzierung trägt jeder Deckel ein Porträt eines Mit
gliedes der kaiſerlichen Familie. An der Außenſeite hat
die Taſche ein ciſelirtes Schild mit der Jnſchrift: „Kaiſerin
Auguſta dem berühmten Arzte ihres Sohnes.“

Ueber die am Montag Abend von Spandau aus
erfolgte Abreiſe der Kron prinzlichen Familie
nach England wird der „Nat.-Ztg.“ gemeldet: „Der
Kronprinz mit ganzer Familie, mit Ausnahme des Prinzen
Wilhelm, traf um 10 Uhr 20 Minuten per Wagen von
Potsdam in Spandau ein und beſtieg ſofort den zu
leicher Zeit eingetroffeuen Kurierzug, in welchem vonBerun aus drei Salonwagen eingeſtellt waren. Ein über

aus zahlreiches nach Tauſenden zählendes Publikum
war auf dem Bahnhofe verſammelt und drängte ſich dicht
an den Wagen heran, um den Kronprinzen beim Ein-
ſteigen mit brauſenden Hochrufen zu begrüßen. Als ſichder Zug in Bewegung egte, ertönten abermals tauſend-

ſtimmige Hoch und Lebewohlrufe, welche vom Kronprinzen,
der erfreulich friſch ausſah, mit freundlichem Gruß er
widert wurden. Der Kronprinz reiſt in Zivilkleidung.
Er trug grauen Reiſerock und ſchwarzen Filzhut. Auch
aus Potsdam und Berlin waren Viele nach Spandau
geeilt, an dem Abſchied theilzunehmen. Es war eine
völlig unvorber itete, ſpontane Ovation, die auf den Kron
prinzen und ſeine Angehörigen einen tiefen Eindruck machte
und deren Herzlichkeit durch die beſonderen Umſtände noch
weſentlich erhöht wurde.“

Der Geſundheitszuſtand des Reichskanzlers
hat ſich in den letzten Tagen verſchlechtert. Durch die
nervöſen Schmerzen iſt Fürſt Bismarck jeder Nachtruhe
beraubt. Seitens des behandelnden Arztes wird auf der
Forderung beſtanden, daß der Fürſt ſich von Berlin und
den Geſchäften entferne. Bisher hat eine Ueberſiedlung
aufs Land nicht ſtattfinden können, weil der Reichskanzler
noch nicht reiſefähig iſt.

Der Reichstag erledigte bis auf einige wenige, vor
läufig zurückgeſtellte Paragraphen in ſeiner heutigen Sitzung
die zweite Leſung der Branntweinſteuervorlage faſt durchweg
in der Faſſung der Kommiſion; die Höhe der Maiſchbottichſteuer
wurde in einer von dem Aba. v. Helldorff-Bedra (deutſchkonſ.)
beantragten Faſſung genehmigt, mit welcher ſich preußiſcher
Finanzminiſter ör. v. Schol; einverſt inden erklärt hatte. Größere
die Steuervorlage ſelber betreffende Debatten fanden im all
emeinen nicht mehr ſtatt, während verſchiedene Auseinander-
etzungen zwiſchen den Freunden und den Gegnern der Vor

lagen auf dem Gebiete der perſönlichen Polemik erfolgten. Der
Reſt der Vorlage wird in der nächſten auf Mittwoch !0 Uhr
anberaumten Sitzung erledigt werden außerdem ſteht eine An
zahl kleiner Vorlagen auf der Tagesordnung.
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Frankreich. Wie die „Times“ erfährt, hätte die
franzöſiſche Regierung beſchloſſen, demnächſt eine von
Frankreich garantirte tonkineſiſche Anleihe be-
hufs Deckung der durch die Ausgaben in Tonkin ent-
ſtandenen BudgetDefizite zu emittiren.

Deputirtenkammer. d'Aillières, von der Rechten,
richtete eine Anfrage au die Regierung über die Petition
von Poſt- und Telegraphenbeamten, in welcher die
durch den Miniſter Granet vor ſeinem Rücktritt vorgenommenen
nung als mißbräuchliche C werden. Der Konſeil
präſident Rouvier erwiderte, die Ernennungen ſeien nicht un
geſetzmäßig, es ſeien indeſſen Unregelmäßigkeiten vorgekommen
und deshalb ſei eine Unterſuchung angeordnet worden. Wenn
die Ernennungen den Vorſchriften zuwider erfolgt ſein ſollten,
ſo würden ſie widerrufen. Der Miniſter ſprach ſich mißbilligend
über das Vorgehen der Unterzeichner der Petition aus. welche

ch nicht nur an die Regierung, ſondern auch an die öffentliche
einung richteten. Der bisherige Miniſter der Poſten und

Telegraphen, Granet, vertheidigte ſeine Amtsführung. Der
Kammerpräſident erklärte den Zwiſchenfall für geſchloſſen.

Großbritannien. Die Jubiläumsfeier. Nach
dem offiziellen Programme finden an dem Tage der Ju-
biläumsfeier drei Auffahrten zur WeſtminſterAbtei ſtatt.
Jn den zwei erſten befinden ſich die königlichen und fürſt
lichen Gäſte. Der Aufzug der Königin und der könig-
lichen Familie beſteht aus elf Galawagen. Jm elften
Wagen ſitzen die Königin Victoria, die Kron-
prinzeſſin Victoria uno die gumepe von Wales.
Der deutſche Kronprinz, der Prinz von Wales, die
Herzöge von Connaught und Edinburg, Prinz Chriſtianzu SgleswigHolſtein und der Großherzog von Heſſen

reiten vor dem Wagen der Königin, die übrigen
engliſchen Prinzen, ſowie Großfürſt Sergius, die Prinzen
Wilhelm und Heinrich von Preußen, der Erbprinz von
SachſenMeiningen und der Erbgroßherzog von Heſſen
hinter demſelben.

Niederlande. Die zweite Kammer hat den Geſetzentwurf
der Regierung, das Wahlrecht proviſoriſch auszudehnen, ſo
lange das von der Verfaſſung vorgeſchriebene Wahlgeſetz noch
nicht vorliegt, angenommen. Die Zahl der Wähler wird
dadurch von 130000 auf 300000 erhöht. Wähler ſollen
diejenigen ſein, welche entweder eine perſönliche Abgabe ohne
irgend einen Nachlaß oder 10 Fl. Grundſteuer bezahlen oder
die eine eigene Wohnung haben.

Serbien. Kabinet Riſtic. Der „Polit. Korreſp.“
wird aus Belgrad beſtätigt, daß das neue Kabinet Riſtic
eine Hauptaufgabe in der e Veſach rer der
erbiſchen Finanzen bei ſtrenger Erfüllung aller finan-

ziellen Verbindlichkeiten Serbiens erblicke. Alle gegen-
theiligen Meldungen werden als tendenziös zurückgewieſen.
Was die internationalen Beziehungen angehe, ſo
wolle das Kabinet die beſtehenden Beziehungen nach keiner
Richtung hin gefährden und die vorhandenen guten Be-
r womöglich noch beſſer geſtalten. Das Kabinet

eabſichtige ferner eine zeitgemäße Reform der Verfaſſung
durch die große Skupſchtina unter Erweiterung der kon
ſtitutionellen Freiheiten durchzuführen. Die Miniſter
haben ſich heute dem Könige vorgeſtellt und ihre Aemter
vernommen.

Bulgarien. Riza Bey theilte der Regentſchaft mit,
die Pforte die Einberufung der Sobranje für
opportnn halte. Der Zuſammentritt derſelben würde
iropa zu allen möglichen Kommentaren Anlaß

Die Krankheit der Herzogin von Alençon.
Wir haben in der trigen Ausgabe die Ueberführung

der ehemaligen Braut König Ludwigs II. von Bayern in die
Grazer Nervenheilanſtalt mitgetheilt. Dieſes ſenſationelle Er
eigniß hat eine nicht minder ſenſationelle Vorgeſchichte. Die
Gemahlin des Herzogs von Alencçon iſt bekanntlich die bayeriſche
Prinzeſſin Sophie. die Tochter des Herzogs Maximilian und
Schweſter der Kaiſerin von Oeſterreich. Wie man weiß, war
ie eine Zeit lang die Braut König Ludwigs U. Die Ver-
indung kam aber nicht zu Stande, wie Eingeweihte verſichern,

eines ähnlichen Vorfalles wegen, wie er jetzt den Aufenthalt
der Herzogin in Meran und ſchließlich ihre Ueberführung in
die genannte Anſtalt veranlaßt hat. Die Herzogin erkrankte im
vorigen Sommer nicht unbedenklich an Scharlach, ein Hals
leiden war zurückgeblieben und erforderte eine längere ärztliche
Behandlung. Während die Kaiſerin von Oeſterreich in Feld-
afing und die Herzogin im nahen Paſſenhofen weilten, vollzog
ſich am anderen Ufer des Starnberger Sees die traurige
Königskataſtrophe. Die Herzogin ging einige Zeit ſpäter zur
Erholung nach Reichenhall und erlangte hierauf vom Herzog die
Erlaubniß, den ganzen Winter in München bleiben zu können,
wo ſie eine Privatwohnung an der Ludwigſtraße miethete,
während der Herzog mit ſeinem 12 jährigen Sohne nach Eng-
land ging, um denſelben dort in ein Jnſtitut unterzubringen.
Der Herzog blieb den ganzen Winter in England. Während
dieſer Zeit wurde der Name der Herzogin immer häufiger in
enger Verbindung mit dem eines in München anſäſſigen, ebenfalls
verheiratheten Modearztes Dr. G. genannt, der ſie behandelte
und der auch an den übrigen Hofhaltungen einen großen Ruf
genoß. Jn ehe Kreiſen allerdings wurde ſeit geraumer
Zeit jede Konſultation mit dieſem Arzte perhorreszirt. Vor
wenigen Monaten brach nun die Kataſtrophe herein. Die
Gattin des Arztes, die längſt berechtigtes Mißtrauen gefaßt,
erbrach den Schreibtiſch ihres Mannes, fand dort mehrere gra-
virende Briefe der Herzogin, ſowie auch anderer Frauen und
leitete die Scheidungsklage ein. Der Herzog ließ ſeinen Sohn
in England, reiſte nach München und nach kurzem Aufenthalt
nach Nizza und ſchließlich hierher (Meran), wo auch der Bruder
der Herzogin, Dr. Karl Theodor ſeine ſommerliche Augenpraxis
ausübte. Wie man weiß, kam vor Kurzem ganz unerwartet die
Kaiſerin von Oeſterreich auf einen Tag in München an, gleich
zeit auch die beiden anderen Schweſtern der Herzogin, dierühere Königin von Neapel aus Paris und die Prinzeſſin von

Thurn und Taxis aus Regensburg, um mit der hochbetagten
und tiefgebeugten Mutter, der Herzogin Ludovika, einen Fami-
lienrath abzuhalten. Die öffentliche Verhandlung der erwähn-
ten Scheidungsklage iſt nicht zu vermeiden, ſie wird in nächſter
Zeit ſtattfinden, die gekränkte Gattin des ärztlichen Don Juan
iſt davon nicht abzubringen. Die Herzogin Sophie hot in dem
ganzen Verlaufe der peinlichen Angelegenheit und in ihrem
ganzen Benehmen ſich von ſolcher verzweifelten Gereiztheit,
Rückſichtsloſigkeit und blinden Leidenſchaft gezeigt, daß die Un
gewöhnlichkeit ihrer Handlungsweiſe nur durch eine ernſtliche,
vielleicht ihrem krankhaften Zuſtande entſtammende Störung
ihrer Verſtandskräfte einigermaßen erklärlich wird. Nach dem
Ergebniß der ärztlichen Unterſuchung ſollen die Handlungen der
Herzogin in den letzten Monaten lediglich auf krankhafte Neig-
ungen, die aus ihrer vorjährigen ſchweren Erkrankung reſul-
tiren, zurückzuführen ſein. Nach einer ſoeben aus Graz von
Profeſſor Kraft-Ebing eingetroffene Dev ſche hofft derſelbe
übrigens weit eher als bei der Herzogin Thyra von Cumber-
land eine baldige Geneſung in Ausſicht ſtellen zu können. Jn
München beſchäftigt man ſich ſehr lebhaft mit dieſer peinlichen
cause eélèbre. Der Herzog, der ſeine Gattin aufrichtig liebt,
die Herzogin Mutter und die junge, ſtets ſehr vereinſamt ge
bliebene To ter des Herzogs werden in jenen kleinen Kreiſen,
in welche die Wahrheſt gedrungen iſt, herzlich bedauert
Aus Paris wird ferner eine ganz ſonderbare und unwahr-
ſheinliche Krankheitsgeſchichte der Herzogin mitgetheilt. Her
zogin Sophie iſt nervenleidend in Folge ihres ganz unge-
wöhnlich reichen und üppigen Haarwuchſes. Her-
zogin Sophie iſt von der Natur mit dieſer weiblichen Zierde

in einer ſolchen Weiſe bedacht, daß die von ihrem Haupte ſchier
undurchdringlich dicht und ſehr lang hinabwallenden Haar-
wogen kaum zu bewältigen ſind. Es vergehen täglich einige
Stunden mit dem Auskämmen, und da, wie geſagt, das
Haar der Herzogin ungemein dicht und dazu m J
lang iſt, ſo kann dieſes Auskämmen derſelben ſelbſt bei der
größten Sorgfalt nicht ohne Schmerzen für die Herzogin aus
eführt werden. Es ſoll auch thatſächlich ſchon vor JahrenProfe or Fiſcher in München den Rath gegeben haben, man

ſolle der Herzogin an einigen Stellen des Kopfes das Haar
ausſchneiden. um auf dieſe Weiſe Luft zu ſchaffen; doch die
Beſitzerin dieſes ebenſo wundervollen als verderblichen Haar
reichthums wollte von einem ſolchen Heilmittel nichts wiſſen
und man mußte auch auf deſſen Anwendung verzichten. Heute
dürfte über das Schickſal dieſes herrlichen Kopfſchmuckes der
Herzogin bereits dahin entſchieden ſein, daß er fallen muß.

Ein Brief Paſteurs.
Paſteur hat aus Anlaß der Veröffentlichung der Arbeiten

des Prof. Friſch einen Brief an die kaiſerliche Ge
ſellſchaft der Aerzte in Wien gerichtet welcher in der
vorgeſtrigen Verſammlung dieſer Körperſchaft zur Verleſung
kam und großes Aufſehen erregte. Wie man ſich erinnern
wird, hat Prof. Friſch, der Vorſtand des Bakteriologiſchen Jn
ſtituts der Poliklinik, eine Studienreiſe nach Paris unternom
men, um dort unter den Augen Paſteur's deſſen Methode der
Wuthimpfung kennen zu lernen. Die Mittel zu dieſer Studien-
reiſe wurden durch eine auf Anregung der Fürſtin Metternich
veranſtaltete Subſcription aufgebracht. Nachdem Profeſſor
Friſch von Paris zurückgekehrt war, machte er nun ſelbſt zahl
reiche Experimente mit den Die Reſultatedieſer Expeximente, welche die Lehren Paſteux's nicht in allen
Punkten beſtätigten, veröffentlichte Profeſſor Friſch und Prof.
Billroth bekräftigte in einer Kritik dieſer Arbeit die Anſichten
des Profeſſors Friſch. Paſteur richtete daher ſeine ziemlich
leidenſchaftlich gehaltene Polemik nicht allein gegen Friſch, ſon
dern auch gegen Billroth. Paſteur beſtreitet, daß ſeine Milz-
brandimpfungen keinen Erfolg gehabt hätten. Ferner macht er
dem Profeſſor Friſch den Vorwurf, daß dieſer an Kaninchen
und nicht an Hunden expertmentirt hat, während er (Paſteur)
ſeine ſämmtlichen Verſuche an Hunden ausgeführthat. Friſch habe ur
ſprünglich den Fehler begangen, zu langſam zu impfen und habe nicht
bedacht, daß da die Wuth nach der Trepanationſehrraſch ausbreche,
man die Jmpfung nicht auf zehn Tage ausdehnen dürfe Nun
hat zwar Profeſſor Friſch auch nach der neueren, verſtärkten
Methode einige Hunde geimpft, aber ebenfalls mit ungünſtigem
Erfolge. Aber Friſch habe ſowohl in ſeinen Jmpf als Kontrol-
verſuchen ganz ungewöhnliche Jnkubationszeiten gefunden. an
dererſeits habe er mehrmals Todesfälle an Septikämie (Blut-
vergiftung) gehabt was mit einer ſtrenge durchgeführten Ope-
rationsweiſe unvereinbar ſei. Zum Schluſſe des Briefes ver
weiſt Paſteur darauf, daß auch ſeine Milzbrandimpfungen im
Anfange von den Gelehrten ſtark angegriffen worden ſeien; er
überlaſſe es auch bei der Hundswuthfrage der unparteiiſchen
Zeit, das letzte Wort in dieſer Frage zu ſprechen. Der in der
Verſammlung der Geſellſchaft der Aerzte eben anweſende Prof.
Dr. v. Friſch ergriff ſofort das Wort, um ſich gegen dieſe An-
griffe Paſteurs zu vertheidigen. Sowohl in Deutſchland als
auch in England werde der Werth der Milzbrandimpfungen
Paſteurs ſtark beſtritten. Was die Hundswuthimpfungen an-
lange, ſo habe er ſowohl Hunde als auch Kaninchen zu ſeinen Ex
perimenten verwendet, und die Reſultate bei beiden Thiergattungen
waren dieſelben. Und jedenfalls ſei die Schlußfolgerung vom
Kaninchen W den Hund ebenſo berechtigt, als die vom Hunde
auf den Menſchen, wie es doch Paſteur thue. Wenn Paſteur
ihm vorwerfe, zu langſam geimpft zu haben, ſo müſſe er daran
erinnern, daß bis zur Angabe des verſtärkten Verfahrens keine
andere Methode bekannt war. Er habe aber auch mit der ver
ſtärkten Methode vier Experimente n von denen zwei
nngünſtige Reſultate hatten. Paſteur habe nicht beſtritten, daß
durch die verſtärkte Jmpfmethode Lyſſa hervorgerufen werden
könne. Friſch habe diesbezüglich viele Verſuche gemacht; aber wenn
nur ein einziges Mal durch Präventivimpfung bei einem Thiere
die Lyſſa (Hundswuth) r er worden wäre, ſo genüge
dies wohl, um die Anwendung dieſer gefährlichen Jmpfmethode
beim Menſchen ein für allemal aufzugeben. Es ſei ein eigen-
Päſſe Zuſammentreffen von Umſtänden, daß Paſteur nach

eröffentlichung der erſten Arbeiten Friſch's ſein Verfahren ge
ändert habe. Es ſei dies ein Beweis, daß das Jmpfverfahren
für den Menſchen uoch nicht ganz ausgearbeitet, ſondern nur
ein Herumtaſten im Dunkeln ſei. Profeſſor Friſch erklärte am
Schluſſe ſeiner Rede, daß Paſteur ihn durchaus nicht wider legt

abe und er hoffe zuverſichtlich, daß ſeine (des Profeſſors
Friſch) Verſuche auch von anderen Forſchern eiue Beſtätigung
finden werden.

Heer und Marine.
Schiffsbewegungen. S. M. Kreuzer „Adler“, Kom

mandant Korvetten-Kapitän v. Wietersheim, iſt am 22. Mai in
Apia hgetroſſen und beabſichtige am l. Juni c. wieder in See
zu gehen.Belgien. Die Repräſentantenkammer nahm die Geſetz
entwürfe über die Anlage von Befeſtigungen an der
Maas mit 8l1 gegen 41 St. an. 6 Mitglieder enthielten ſich
der Abſtimmung.

Erdkunde, Kolonien, Reiſen.
D Berlin 14. Juni. Glücklicherweiſe ſind wir noch bis

jetzt verſchont geblieben von allerlei ſchwindelhaften Colonial
projekten, welche die Bewegung hätten discreditiren können, da
die Capitalgeſellſchaften zweifelhafte Elemente von ſich fern zu
halten wußten, aber es kann doch nicht ausbleiben, daß die
Letzteren auf die Leichtgläubigkeit des Publikums ſpekuliren.
So lange es ſich um ein neuentdecktes Fiebermittel handelt,
kann manddie Charlatanerie ſich ruhig entwickeln laſſen, da ihr
ſicher bald ein Ende bereitet werden wird bedenklicher wird
die Sache ſchon, wenn ein „Afrikareiſender“ an irgend einem
Punkte Weſtafrikas eine Berliner Weißbierbrauerei anlegen
will, um den Schwarzen den Genuß einer „kühlen Blonden“
zu vermitteln, aber geradezu gemeingefährlich werden die Be
ſtrebungen welche das deutſche kleine Capital veranlaſſen
wollen, in Wolkenkukuksheim eine vortheilhafte Verwendung
zu ſuchen. Uns liegt der Proſpekt der Jakoba- Handels
Expedition vor, welcher an hervorragende Firmen abgeſandt
iſt, um ſie einzuladen, ſich an einer Expedition nach dem Hoch-
land von Jakoba oder Lautſch, welches zwiſchen dem 89 und
12 nördlicher Breite und dem 24 und 28 öſtlicher Länge
von Ferro, eingeſchloſſen vom Niger und Benus liegt, zu be
theiligen. Es iſt nun ſchon von Anfang an ein Unſinn, in
einem Gebiete Handelsgeſchäfte machen zu wollen, welches weit
ab vom Meere liegt und zwar in dem Handelsgebiet der mächtigen
engliſchen Niger-Geſellſchaft, welche dem verſtorbenen Robert
Flegel das Leben ſo ſauer machte, daß er an der Durchführung
ſeiner Aufgabe verzweifelte. Dieſe Geſellſchaft. welche mit dem
Sultan von Sokoto abgeſchloſſen hat, und den neueſten Nach
richten zufolge bis nach dem Tſadſee ihre Emiſſäre ausſenden
will. würde ein Unternehmen dort gar nicht aufkommen laſſen.
Aber auch abgeſehen von den hieraus erwachſenden Schwierig-
keiten, hätte eine Handelsniederlaſſung dort niemals Erfolg,
welche nicht mit Millionen operiren könnte. Aber die Jakoba-
Handels Expedition, welche ihren Sitz in Algier hat. deſſen
Comité jedoch aus lauter Deutſchen beſteht, ſucht Unterſtützungs-
beiträge von 25 Franken an, um im Jahre 1888 „mit einem
Dampfboote, einer kleinen Lokomotive, einer entſprechenden

von Eiſenbahnwagen und Schienen von tauſend Metern
Geſammtlänge an den Ort der Beſtimmung abzugehen. Die
Geſchichte iſt an und für ſich ſehr einfach. Die Expedition fährt
den Niger hinauf bis zu einer geeigneten Station, von welcher
ſie mittelſt einer verlegbaren Feldeiſenbahn ihren Weg nach
Jacoba fortſetzt und dort dem Souverain des Landes reiche
Geſchenke übergiebt. Begleitet von Jngenieuren und tüchtigen
Fachleuten, wird die Expedition an Ort und Stelle ſofort daran
gehen, aus den Eiſenmengen des Landes Schienen zu verfertigen,
während auf das Machtgebot des Sultans deſſen Unterthanen
und Sklaven den Bahnkörper herſtellen. Auf dieſe Weiſe könnte
man in 8 bis 10 Monaten faſt koſtenfrei eine circa 400 Kilo-
meter lange Eiſenbahn von Jakoba nach dem Benus anlegen,

auf welcher täglich einige Dutzend Tonnen befördert
könnten Wir ſetzen unſere Blütgenleſe aus dem Pro
nicht weiter fort. Die Unternehmer in Algier rechnen u
ſo leichtgläubiges Publikum, wie das franzöſiſche, welches
den Goldminen von Uruguay und Diamantgruben von
zuela große Capitalien verſenkt hat, aber ſie werden ſich m
deutſchen Publikum täuſchen, mag es ſich auch „um die U
ſtützung eines eminent ziviliſatoriſchen und lukrativen ün
nehmens“ handeln.

Aus aller Welt.
Der indiſche Allerweltstauſendſafſa. Jm häushe

Leben des Jndiers ſpielt der Barbier zwar eine untergeordn
doch aber bemerkenswerthe und nicht ſelten ſogar bedeutſ,
Rolle. Denn nur, wer weder hindoſtaniſch, noch Mharg
noch Tamil, noch irgend eine Sprache Jndiens ſpricht, wird
Barbier dort ſchweigſam finden, und daran ehe daß die
„Allerweltstauſendſaſſa“ auch in dem räthſelſtarrenden
der Nabobs, Elephanten und Bahädeoten ein Figaro iſt
alle Geheimniſſe des Hauſes kennt, deſſen Liebesbote und
gemeiner Gelegenheitsdiener er iſt. Man findet ihn über
auf den Märkten und Straßen der Stadt in der Nähe
Dörfer, ſelbſt an den Eiſenbahnſtationen, wo er ſich ſogar
bietet, im Waggon zu raſiren. Unhörbar. mit bloßen Fi
tritt er plötzlich in's Zimmer und präſentirt ſein Werkzeug,Raſirmeſſer und ein Metallbüchschen mit Seife. Auf n
Vorderarm ſchleift er ſein Jnſtrument, und eben dort depoy
er auch, was er vom Geſichte weggenommen. Die Reie
laſſen ſich täglich raſiren, die der mittleren Klaſſen ein
wöchentlich, die Armen zweimal im Monat. Kein Jadier
ſchreibt die „Weſ.Ztg.“, mag er auch noch ſo arm ſein, ra
ſich ſe'bſt oder ſchneidet ſich die Nägel. Alle dieſe und m
viele andere, nicht gut zu beſchreibende, nothwendige Vrichtungen beſorgt der Barbier, der häufig auch ugleich Me

ziner und Pharmazeut iſt, und am häufigſten vo
Operationen auf offener Straße oder unter einem Baume. d
weibliche Geſchlecht iſt ausſchließlich auf die entſprechen
Künſte der Barbiersgattinnen angewieſen.

Wenn man Frauen beleidigt. Aus Fiume wird
meldet: „Der Lehrer Sigyertö, zugleich Correſpondent
ungariſchen Blattes „Fövaroſi Lapok“, Verfaſſer eines Lihg
gegen die Frauen Fiumes, wurde von der aufgebrachten
völkerung auf der Straße attaquirt, furchtbar durchgeprüg
und entging der Wuth des Volkes, das ihn lynchen wollte, m
durch den Schutz der Wach

Man ſchreibt aus Bar,
achen.

Der verliebte Luftſchiffer. eibtlong: „Der Asronaut Fernandez hatte ſich kürzlich bei en
zufälligen Anweſenheit auf der Erde in die Tochter ein
reichen Bürgers Namens Donardo verliebt. Das Mädqh
wies ſeine Werbung mit dem Bemerken zurück, ſie wolle kein
Mann, der ſich immer oberhalb der Dächer umhertreibe.
S ſagte ihr ſchluchzend: „Jch kann ohne Sie weauf der Erde, noch in den Lüften leben; Sie haben mein T
desurtheil geſprochen.“ Am 10. d. M. ſtieg Fernandez wie
wöhnlich auf, doch a's ſein Gehicfe ſich zu ihm in die Gon
ſchwingen wollte, ſchnitt er raſch die Stricke durch und ſi
himmelwärts. Als der Ballon ungefähr hundert Meter e
n war, höcte man einen Knall, eine Flammengatt
tieg empor und der Körper des Luftſch ffers fiel brennend z

Erde. Was unten anlangte, war nur mehr eine unkennlh
Maſſe. Leute, die dem Ballon mit Ferngläſern nachblicke
wollen bemerkt haben, wie Fernandez mit einer Lunte denſelhe
in Brand ſteckte.“

ieht er ſt

Aus der Provinz Sachſen und ihrer Umgebnng,
Der Abdruck unſerer OriginalKorreſpondenzen i nur mit

Quellenangabe eftatte
Eilenburg, 13. Juni. (Eine blutige Tha

Vor einigen Tagen unternahmen ſechs junge Burſche
einen Ausflug nach dem Dorfe Kollau, wo ſie in da
Mulde Kahn fuhren. Hierbei fiel der 22jährige Arbeit
Riedel ins Waſſer wurde aber glücklich wieder heran

bewirkt

Benzin
Treibrie
Laien e

gezogen. Während dann ſeine Kameraden in den Gaſthe e
gingen, blieb R. allein, um, wie er ſagte, ſeine Sache und G
trocknen zu laſſen. Seit dieſer Zeit fehlte, nach der mit W
r jebe 3 von ihm. Erſt am letzten Sonntag ſ Kurt
ein blutbefleckter Leichnam aus der Mulde gef Lorbeer

zogen worden. Bei der gerichtlichen Aufnahme der Leichſ aus der
muß nun feſtgeſtellt werden, was die Todesurſache geweſe geſtellte
ſein mag. Gerüchtweiſe verdautet, daß ſich die jungen Leitſ ihn
im trunkenen Zuſtande mit Bierſeideln geſchlagen hätten währen

8 Gotha, 14. Juni. (6. Verbandstag der Thüring]] vorträg
iſchen Glaſer-Jnnungen.) Vorgeſtern und geſtern wurde bieſigen
in Gotha der ſechſte Verbandstag der Thüringiſchen Glaſergj arbeitun
Jnnungen abgehalten. Den Verhandlungen, welche am Som werden
tag Nachmittag 3 Uhr eröffnet wurden. ging ein gemeinſcha
liches Diner voraus. Von den zunächſt erſtatteten Geſchäfte ſponde
und Rechenſchaftsberichten nahm die Verſammlung Kenntniß Fageb
Dem Kaſſirer wurde Decharge ertheilt. Bei Gelegenheit des r
von dem Vorſitzenden Kuntze erſtatteten Berichtes über die prodr
Verhandlungen des 5. deutſchen Glaſertages in Stettin ſtellt und d
Herr Glaſermeiſter Reißmann- Erfurt einen Antrag, wonag wahrſe
anweſende Verbandsmitalieder in Zukunft nur dann an den Ab 12. de
ſtimmungen theilnehmen dürfen, wenn nicht obwaltende Diffe
renzen die Ausübung des Stimmrechtes ausſchließlich durch die
erwählten Delegirten erforderlich ſcheinen laſſen. Der Ant' al
wurde angenommen. Die ſchriftlich erſtatte en Berichte übe
die Thätigkeit der VerbandsJnnungen wurden der Verſamm-
lung zur Kenntnißnahme mitgetheilt. Ein Antrag des Herrn
Glaſermeiſters Böttcher- Halle a S., durch welchen der
Thüringiſche Verband auf dem im Juli ds. Js. in Hannover
ſtattfindenden Verbandstage ſämmtlicher deutſcher GlaſerJnn
ungen die Errichtung einer eigenen Unfallverſicherung be

unberi
erhobe

Die g

antragen ſoll, wurde nach kurzer Debatte zum Beſchluſſe er blätte
hoben. Hart bekämpft wurde ein Antrag des Herrn Glaſer- des J
meiſters Renner- Halle a. S., wonach der Thüring ſche Glaſer Je
Verband dahin wirken ſoll, daß die Mitglieder bei ſolchen Glas der
waarenFabrikanten und -Händlern, welche ihre Producte bezw. riff
Waaren nicht blos an Handwerksmeiſter und Ünternehmer, ſon
dern en detail und an Jedermann verkaufen, nichts mehr kaufen wie ſ
Der Antrag wurde nach einer lebhaft geführten Debatte ange- gut u
nommen. Bei der nachdem ſtatt ehabten Vorſtands vahl ſind
wurde an Stelle des bisherigen Vorſitzenden, des Herrn Glaſer- ſie de
meiſters Kuntze- Altenburg (welcher eine Wiederwahl ablehnte)
Herr Glaſermeiſter Reißmann- Erfurt gewählt. Zum Schriſt p
führer wurde Herr Glaſermeiſter Rud er t-Erfurt, zum Kaſſirer J eirte.
Herr Glaſermeiſter Baumbach ebendaſelbſt ernannt. Arf hlat
dem vom 24.--26. Juli c. in Hannover ſtattfindenden 7. Verband Aus
tage der deutſchen Glaſerinnungen ſoll der neugewählte Vorſitzende als Delegirter theilnehmen. Damit waren die vorge J höfli
legenen Geſchäfte erledigt. Die nächſtjährige Verbands weg
verſammlung ſoll in Halle a. S. abgehalten werden. Geſtern der
Nachmittag unternahmen die Theilnehmer noch einen gemein theil
ſchaftlichen Ausflug nach Eiſenach heiS Goslar, 12. Juni. (Firmung.) Heute Morgen J über
gegen 9 Uhr traf der Biſchof von Hildesheim in
Begleitung des dortigen Domdechanten auf dem hieſigen Don
Bahnhofe ein und wurde daſelbſt von den Geiſtlichen der J und
hieſigen katholiſchen Gemeinde, dem Kirchenvorſtande und J auf
den Lehrern empfangen. In vier Wagen fuhr man ſo Hffer
dann zum Pfarrhauſe, wo ſich die der Firmung Harren dem
den mit ihren Taufzeugen von hier und der Umgegend J ine
zahlreich eingefunden hatten. Jm feierlichen Zuge unter von
Muſik und Geſang hielt der Biſchof im glänzenden Or- J ang
nate unter einem von 4 Gemeindemitgliedern getragenen läch
Baldachin vom Pfarrhauſe ab ſeinen Einzug in die reich Acke
geſchmückte Ktrche, woſelbſt die Firmung ſtattfand. DieSandlung wahre bis gegen 12 Uhr. Gegen 2 Uhr fuhr

der Biſchof zu dem hier wohnenden General von der Helden,
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um daſelbſt das Diner einzunehmen. Nach 7 Uhr Abends
verließ der Biſchof unſere Stadt wieder. Es war dies
die erſte Firmung, welche ſeit lange hier ſtattgefunden.
In den letzten Jahren war dieſelbe in dem eine Stunde
von hier entfernten Grauhof.

Z Erfurt, 14. Juni. (Selbſtmord. Unfall.) Heute
hat ſich der Maurer Rohbach von hier durch Erhängen ſelbſt
entleibt. Nachdem erſt vorgeſtern ein hieſiger Reſtaurateur
durch unvorſichtiges Abſpringen von einem Straßenbahnwagen
einen Armbruch erlitten hatte, kam geſtern Abend ein hieſiger
Hürger beim Abſpringen von einem Straßenbahnwagen ſo un
glücklich zu Falle, daß er ſich einen doppelten Beinbruch zuzog.

L Brannſchweig, 14. Juni. (Zu dem XI. Deut-
ſchen Fleiſcher-Congreß) i im Laufe des Tages
von Nah und Fern die Theilnehmer ein, ihre Zahl
mochte ſchon geſtern etwa 600 betragen. Nachmittags
verſammelten ſich dieſelben zu einem Feſtzuge durch die
Stadt. Dem Zuge vorauf ſchritt als Führer ein Geſelle,
dann folgten das Muſikcorps des 92. Jnf.Regmts., das
eſtcomitee mit Fahne, die hieſigen und auswärtigen

Meiſter, das Muſikcorps des Herrn Glindemann und
ſchließlich in blendend weißen Coſtümen die Geſellen und
Lehrlinge mit Emblemen ihres Handwerks. Abends ver
einigten ſich die Congreßtheilnehmer in Behnecke's Saal-
bau zu einem fröhlichen Commers, den Herr Rintelmann
Graunſchweig) mit einer Begrüßungs Anſprache einleitete,
welche der Verbandsvorſitzende Herr Stein (Lübeck) in
entſprechender Weiſe erwiderte. Heute Abend findet im
Saalbau ein großes Feſteſſen ſtatt, zu welchem bis geſtern
Abend bereits 820 Couverts belegt waren. Ecwähnt ſei
noch, daß faſt ſämmtliche hieſige Schlächtermeiſter ihre
Läden mit Tannengrün geſchmückt haben.

I. Braunſchweig, 14. Juni. (Fleiſcherei-Ausſtellung.)
In der Egydienhalle wurde heute früh 9 Uhr die mit dem XI.deutſchen Fleiſcher Congreß verbundene Ausſtellung von Ma-

ſchinen, Werkzeugen und Geräthen zum Betriebe der Fleiſcherei
und Fleiſchwaaren- Fabrikation eröffnet, zu welchem Zwecke in
der feſtlich decorirten Halle außer einem ſehr zahlreichen Publi
kum auf ergangene Einladung der Wirkliche Geheimerath Otto,
der Generalmajor z. D. v. Wachholtz, Oberbürgermeiſter Pockels,
Bürgermeiſter Rittmeyer, Regierungsrath Hartwieg, Stadt und
Commercienrath Götte und eine Anzahl Mitglieder des Stadt
verordnetenCollegiums erſchienen waren. Der Verbandsvor-
ſtzende Herr SteinLübeck eröffnete die Ausſtellung mit einer
Anſprache, in der er ſeiner Freude Ausdruck gab, daß hier in
Braunſchweig eine ſo bedeutſame Ausſtellung, die größte und
intereſſanteſte aller bisherigen Unternehmungen gleicher Art, zu
Stande gekommen ſei. Mit Dank ſei das Intereſſe anzuerkennen,
welches die Behörden des Staates und der Stadt Braunſchweig
dem Congreß und der Ausſtellung zuwendeten; von hohem
Intereſſe ſei namentlich die letztere, da Production und Ma-
ſchinenweſen im Fleiſchergewerbe in innigem Zuſammenhange
ſtänden. Mit einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf den
Regenten Prinzen Albrecht ſchloß der Redner. Unter Führung
von Comite Mitgliedern unternahmen die namhaft gemachten
Herren, ſowie die r r einen Rundgang durch
die Ausſtellung, die ein Bild von unvergleichlicher Lebhaftigkeit
bietet. Faſt überall, wohin das Auge ſchaut, erblickt es Ma-
ſchinen im Betriebe namentlich Wiegemaſchinen mit neun. ſieben
oder fünf rieſigen Meſſern. welche mit überraſchender Schnellig-
keit und Regelmäßigkeit die Zerkleinerung der daruntergeſchobenen
Stücke Fleiſch in kleine Partikelchen vornehmen. W.s Men-
ſhenhand nicht vermag, leiſten jene Maſchinen, indem ſie bis
2 Centner Fleiſch ſtündlich verarbeiten. Der Kraftbetrieb wird
bewirkt durch eine Dampfmaſchine, einen Heißluftmotor, einen
BenzinLuftmotors und elf Gasmotoren, die eine Unzahl von
Treibriemen und Wellen in Bewegung ſetzen, ſo daß es auf den
Laien einen ſchier verwirrenden Eindruck macht. Das öſtliche
Schiff der Halle iſt zu einer ſehr bequemen Reſtauration
um ewandelt, in welcher Herr Julius Behnecke Speiſen
und Getränke in bekannter Güte verabreichen läßt. Ein
mit Waſſerpflanzen verſehener Springbrunnen gereicht der
Einrichtung zur Zierde. Jm weſtlichen Schiff wurde
ein großes Podium errichtet, welches eine Rieſengruppe von
Lorbeerbäumen, Palmen und kleineren Zierpflanzen ſchmückt;
aus der Mitte der von Herrn Kick ſehr geſchmackvoll zuſammen
geſtellten Gruppe rage di Büſten des Kaiſers, unſeres Re
genten und ſeiner erlauchten Gemahlin hervor. Dahinter iſt
das Muſikcorps des Herrn Glindemann untergebracht, welches
während der Dauer der Ausſtellung dieſelbe durch Concert
vorträge belebt. Schließlich ſei noch erwähnt, daß das von den
hieſigen, dem Verbande angehörenden Schlachtern zur Ver
den z liefernde Fleiſch den Armen der Stadt überzeben
werden wird.

f Zur Abwehr ſchreibt unſer Leipziger [J-Corre
ſpondent mit der Bitte um Aufnahme: Das „vLeipziger
Tageblatt“, dem ich wiederholt die unberechtigte Re
produktion meiner Mittheilungen in dieſer Zeitung
und der Berliner „Poſt“ vorhalten mußte, ſieht ſich,
wahrſcheinlich aus Aerger darüber, in ſeiner Nr. vom
12. ds. zu einem Angriff gegen mich gemüßigt, der mich
unberühſt ließe, wenn nicht der Vorwurf gegen mich
erhoben würde, daß ich „grobe Unwahrheiten“ berichtete.
Die grobe Unwahrheit ſoll darin beſtehen, daß ich be
hauptet unſer Roſenthal ſei von einem peſtilenzia-
liſchen Knoblauchgeſtank durchzogen. Dem gegen-
über conſtatire ich, daß dieſe von mir berichtete Kalamität
notoriſch iſt und nicht nur bereits von Wiener Witz
blättern fructifizirt, ſondern auch in zahlloſen „Eingeſandts“
des Tageblatt ſelbſt ſeit Jahren erörtert worden iſt.

Ich conſtatire aber auch ferner, zur Charakteriſirung
der Herren vom Tageblatt, daß am Tage vor jenem An
griff gegen mich, alſo in der Nr. vom II. ds., das Blatt,
wie ſchon oft, ſich auf die Ausführungen des „offenbar
gut unterrichteten hieſigen Berichterſtatters der Poſt“ (es
ſind das dieſelben, oder ähnliche Ausführungen, wie ich
ſie der „Halliſchen Zeitung“ über den Landesverraths-
prozeß ſchrieb) bezog und in langen Auszügen reprodu-
eirte. Jn Folge dieſer gegen mich vom Tage-
blatt ſeit Langem betriebenen journaliſtiſchen
Ausbeutung richtete ich an die Redaktion deſſelben das
höfliche Erſuchen, ſich künftig meiner nicht auf Um
wegen, ſondern direkt zu bedienen. Die Antwort
der TageblattGentlemans iſt jener Angriff! Das Ur-
theil darüber kann ich getroſt der öffentlichen Meinung
überlaſſen.

Die im Kreiſe Aſchersleben belegene königliche
Domäne Cochſtedt nebſt den dazu gehörigen Wohn-
und Wirthſchaftegebäuden wurde geſtern in Magdeburg
auf die 18 Jahre von Johannis 1888 bis dahin 1906
öffentlich meiſtbietend zur Verpachtung ausgeboten. Von
dem bisherigen Pächter, Herrn Oberamtmann Bergling
in Cochſtedt, war ein Gebot zum Pachtgelderminimum
von 42,000 abgegeben, weitere Gebote waren nicht
eingegangen. Die Domäne Cochſtedt hat einen Geſammt
flächeninhalt von 521.01.74 ha, worunter 477.01.68 ha
Acker und 13.78.46 ha Wieſen.

Perſonalien.
Der königliche Regierungsbaumeiſter Stolz, welcherſeit zwei Jahren die Geſchäfte des Branddirectors der Stadt

Magdeburg verſieht, hat einen ehrenvollen Antrag zur Ueber
königlichen Oberbrand- Jnſpectorſtelle in

Berlin erhalten und wird dieſelbe, ſicherem Vernehmen nach,
nahme der

bereits am 1. Juli c. antreten.

Elſaß-Lothringiſche Mitglieder
der franzöſiſchen „Patrioten-Liga“ wegen vorbereiten-

der Handlungen zum Hochverrath vor dem
Reichs- Gericht.

(Originalbericht der Halliſchen Zeitung.)

roh Leipzig, 14. Juni 1887.
(Zweiter Verhandlungstag.)

Jm Auditorium befindet ſich heute ein weit weniger
zahlreiches Publikum, als dies geſtern der Fall war. Auf den
Gallerien haben meiſtens nur die Angehörigen der Ängeklag ten
Platz genommen. Die Angeklagten ſelbſt ſehen heute ernſter
aus, als am geſtrigen Tage. Der alte 72 jährige Rentner Hum-
bert ſpricht eifrig und lebhaft mit recht bekümmertem Geſicht
mit ſe nem Vertheidiger, Rechtsanwalt Ströver aus Metz. Die
Angeklagten Köchlin-Claudon und Blech converſiren eifr g mit
Rechtsanwalt Zehme Leipzig.

Kurz nach 9 Uhr treten die Mitglieder des Gerichtshofes
ein. Zunächſt beginnt das Verhör des Angeklagten Köchlin.
Er giebt an, offizieller Offizier der Territorialarmee zu ſein.
Im Jahre 1884 ſei er der Patriotenliga beigetreten. Die Zeit
Phrift „Drapeau“ hielt er von dem Jahre 1882 an. Daß die
Zeitung verboten war, wußte er nicht, denn er erhielt ſie offen per
Kreuzband zugeſchickt. Als ihm eine Nummer fehlte, ging er
in das Bureau der Patriotenliga, um ſich dieſelbe zu kaufen.
Dabei ſei er aufgefordert worden, der Liga beizutreten. Dies
geſchah im Jahre 1884. Die Mitgliedskarten der Patriotenliga
wurden bei ihm vorgefunden und zwar von den Jahren 1884,
1885 und 1886. Um dieſe Karten zu erhalten, zahlte Köchlin
die erſte Zeit Zeit 10 Franken und ſpäter 5 Franken Die Me
daille der Patriotenliga erhielt er, als er Mitglied wurde. Bei
der Hausſuchung wurde auch die Zeitſchrift: „L'Alſacien-Lorrain“
vorgefunden, in welcher Mitheilungen über die elſaß-lothringi
ſchen Reichstagsabgeordneten enthalten waren. Daß er die
Statuten der Liga beſeſſen habe, beſtreitet Köchlin, obwohl er
dieſes früher zugeſtanden hat. Heute giebt er an, daß er ſie
wahrſcheinlich erhielt. Ueber den Zweck der Liga befragt, ſo
erklärt der Angeklagte, wie er dies bereits geſtern that, daß die
Liga nur zur Errichtung von Turn und Schießgeſellſchaften
gegründet wurde, um mit ihrer Hülfe die geiſtigen und körper-
lichen Kräfte der Jugend zu ſtärken, damit dieſe im Kriege
egen die Feinde, ſeien es Deutſch oder Jtaliener, ſtark ſei.
Er habe gewußt, daß in dem Provxokolle der Liga die Wieder

eroberung Elſaß-Lothringens bemerkt ſei. Daß dieſer Zweck
aber in den Statuten geſtanden habe, ſei ihm nicht bekannt ge
weſen. Als er von dem Unterſuchungsrichter befragt wurde,
ob er die Statuten kenne, habe er bejaheud geantwortet; es
ſeien ihm jedoch nur die urſprünglichen Statuten bekannt ge
weſen. Von dem zweiten Statut, in welchem die Wiederdurch
ſicht des Frankfurter Vertrags und die Wiedereroberung Elſaß
Lothringens als Zweck der Liga angegeben iſt, will er keine
Kenntniß gehabt haben. Doch da auch in dem erſten Statut
von der Wederaufrichtung des Volkes die Rede iſt, ſo fragt
der Herr Präſident, was darunter zu verſtehen ſei. Köchlin
ertgegnet, dies beziehe ſich auf die Hebung der moraliſchen
Kräfte des Volkes Vom Herrn Präſidenten wird hierauf dem
Angeklagten vorgehalten, daß der „Drapeau“, welchen er eifrig
geleſen habe, das offizielle Organ der atriotentig ſei. Es
wird ein Artikel aus demſelben verleſen, welcher über

Der Herr Prä-de tiſrige Thätigkeit der Liga berichtet.
ſident hält dem Angeklagten vor, daß im „Drapeau' faſt auf
jeder Seite der Zweck die Liga geſtanden habe: er müſſe ſich
daher über die Jdeen, welche die Liga vertreten, klar geweſen
ſein: ob er denn nicht gewußt habe, daß die Patriotenliga vor
Allem bezwecke, eine Armee heranzubilden, die Elſaß
Loth ringen wiedererobern ſolle? Köchlin giebt dem
gegenüber an, er ſei nur deßhal'b Mitalied der Patriotenliga
eworden, um den „Drapeau“ billiger zu bekommen, Der Herr
räſident ſagt dem Angeklagten, daß ihm dies Niemand glauben

könne. Auf weitere im „Drapeau“ von Déroulède enthaltene
Artikel, die dem Angeklagten vorgehalten werden, entgegnet
daß dieſelen nur Déroulède's perſönliche Meinung enthalten
hätten. Die Artikel hätten abſolut nichts mit den Zwecken der

Liga u thun. gDa der Angeklagte fortgeſetzt leugnet, gewußt zu haben,
was die Päatriotenliga bezweckt, ſo lieſt der Herr Präſident die
Protocolle die über die früheren Verne)mungen des Angeklag
ten geführt worden, vor. Aus denſelben geht hervor, daß er
unzweifelhaft gewußt habe, was die Tendenz der Liga ſei.
Allerdings hat Köchlin Z. einmal die naiv Erklärung abge
geben es könnte doch möglich ſein, daß ElſaßLothringen einmal
von Deutſchland im Falle einer Geldverlegenheit des Letz
teren an Frankreich abgetreten werden würde. Die Verleſung
dieſer Erklärung ruft große Heiterkeit im Publikum hervor,
worüber ſich der Angeklagte höchſt entrüſtet zeigt.

Köchlin giebt ferner an, daß er von dem Unterſuchungs
richter nicht verſtarden worden wäre, wenn im Protocolle
ſtände, er habe gewußt, „daß die Liga die Losreißung Elſaß-
Lothringens mittelſt Gewalt bezwecke.“ Daß die Exiſtenz der
Liga in ElſaßLothringen vor der deutſchen Regierung geheim

ehalten werden ſollte, beſteitet der Angeklagte auf das Ent
chiedenſte. Bezüglich der Medaille der Liga, welche bekannt-
lich eine Figur enthält, die einen ſterbenden Soldaten unter
ſtützt und eine Flinte der Frankreich arſtellenden Figur reicht,
g'ebt der Angeklagte eine Erklärung dahin, daß Frankreich Acht
geben ſolle. daß nicht auch andere Provinzen losgeriſſen
werden ſollten. Die Beiträge an die Liga wurden durch ſeinen

Bruder gezahlt. tAls erſter Zeuge wird Herr Landrichter Munzingeraus Straßburg. früher Müldauſen, vernommen. Derſelbe giebt
an, daß der Angeklogte Köchlig zugegeben hat, der Patriotenliga
anzugehören, daß aber er ſowie viele Mitglieder den Zweck der
Liga nicht billigten Es liege nicht in der Aoſicht der Mitglie-
der, den Krieg zu fördern.

Der Vertheidiger Köchlin's, Herr Rechtsanwalt Zehme,
befragt hierauf den Zeugen über den Leumund des Anſeklagten
Köchlin. Landrichter Munzinger entgegaet, daß nach den poli
zeilichen Erhebungen, Köchlin politiſch nie hervorgetreten ſei,
vom öffentlichen Leben ſich zurückhielt und nur ſein er Familie

ſich widmete. gDer Angeklagte Blech bleibt bei ſeiner geſtrigen Erklärung,daß er der Partei nur beigetreten ſei, weil er glaubte, dieſelbe

mache Propaganda für den Patriotismus und gegen die Anar-
chiſtenidee. Die Wiedereroberung ElſaßLotringens ſei auf
friedlichem Wege angeſtrebt worden, und dies könne ja auch
durch einen Vertrag ganz gut bewerkſtelligt werden.

Daß die Wied reroberung Elſaß-Lothringens mit Gewalt
von der Liga bezweckt wurde, beſtreitet Angeklagter. Wenn
dies im „Drapeau“ ſtand, ſo ſei dies lediglich die Anſicht ein
elner Journaliſten und Redner geweſen. Die Statuten der
iga habe er nicht gekannt. Die Zeitſchrift „L'Alſaſien-Lorrain'

ſei ihm zugeſchick* worden, auch giebt er zu, dieſelbe geleſen zu
haben, doch ſei er mit den Artikeln dieſer Zeitung nicht einver-
ſtanden geweſen, er denke viel ruhiger. e

Zur Gründung der „Repuslique Frangaiſe“ hat er 20 000
Francs und ſpäter noch einmal 10000 Francs beigeſteuert.
Dieſe Zeitung war ein Organ Gambetta's, deſſen intimer Freund
Blech geweſen. Später leitete Blech eine Sammlung für ein
Denkmal Gambetta's ein, für das er ſelbſt 10 000 Francs zeich
nete. Es wird der hierauf bezügzliche Aufruf verleſen. Aus
dem Notizbuche Blech's wird als arn der Entwurf einer Rede

Der Gerichtshof beſteht aus Präſident Drenkmann
als Vorſitzendem, Präſident von Wolff und den Reichsgerichts
räthen Thewalt, Schwarz, Kirchoff, Krüger Stechow, Petſch,
Dr. Spieß, Kienitz, Vr. Freiesleben, r. Mit elſtädt, Schaper,
Rehbein und Neiße. Die Reichsanwaltſchaft wird durch
OberReichsanwalt Teſſendorf und R ichsanwalt Treplin ver-
treten. Vertheidiger ſind die Rechtsanwälte Zehme, Freitog
II. Dr. Fels, Dr. Luden von hier, Munkl aus Berlin, Ott und
Scho t von Schottenſtein aus Straßburg, ſowie Ströver
aus Metz.

zur Verleſung r welche B'ech am Grabe Gambetta's
halten wollte. Die Rede wurde von ihm deshalb ni t ge
halten, weil er wußte, daß die Regierung ihm dies nicht ge
ſtatten würde.

Der Präſident hält hierauf dem Angeklagten nochmals vor,
ob er nicht gewußt habe, daß die Liga die Wiede eroberung
Elſaß-Lotbringens mit Gewalt anſtredte nachdem Derou ede
in verſchiedenen Reden erklärt hatte, es ſei ein Kinder märchen
zu glauben. dies könne auf friedlichem Wege geſchehen B'ech
beſtreitet dies und erklärt, er würde der Liga niemals G d
gegeben haben, wenn er gewußt hätte, daß die Exiſtenz g
vor Deutſchland S gehalten werden ſollte. Es erfolgt
hierauf die Verleſung des Hriefes, den der Angeklagte dem
z Herrn geſchrieben hat, der um die Hand einer ſeiner

öchter anhielt. Jn dem Briefe heißt es, daß es die nationale
Würde nicht geſtatte, daß ein Deutſcher eine El-
ſäſſerin heirathe. Daraus ſchließt der Herr Präſident, daß
Blech kein Freund der t.Als Mitglied des obecrelſäſſiſchen Bezirkstages mußte Blech
den Eid der Treue gegen den Kaiſer und die Geſetze leiſten
Der Herr Präſident fragt den Angeklagten, ob ſich die Mi
gliedſchaft der Patriotenliga mit dieſem Ede vereinigen ließe
Der Angeklagte antwortet: „Oh warum nicht?“

(Schluß des 2. Tages in der 2. Ausgabe.)

Wollmärkte.
Landsberg a. W., 14. Juni. Wollmarkt, Die Anfuhr

betrug etwa 2500 Centner und blieb daher gegen das Vorja r
erheblich zurück. Aus der Lauſitz waren Fabrikanten zahlreich
anweſend und entwickelte ſich ein lebhafter Handel. Da die
Läger geräumt waren, bewilligte man gern höhere Preiſe.

Handsberg a. W., 14. Juni. Der Wollmarkt wurde
gegen Peittag durch Lauſitzer, Neudammer und ſächſiſche Fabri
kanten geräumt. Die Nachfrage war größer als das Angebot.
Stammwolle wurde mit 144 bis [56 Mark bezahlt, d. h. mit
Aufſchlag bis 30 einzelne bis 35 Bauernwolle erzielte
110 bis 120 .4, d. i. ein Aufſchlag bis 25

Warſchau, 14. Juni. Zu dem morgen beginnenden
Wollmarkt ſind 14000 Pud rn 23786 Pud im vergangenen
Jahre zugeführt. Stimmung feſt. Geſtern kaufte ein Breslauer
Händler einige Partien Wolle mit 10 Thaler Aufſchlag. Es
werden größere Zufuhren erwartet.

Jnduſtrie, Handel und Finanzen.
Die Reichsbank hat den Discont für den Ankauf

Wo Vechſeln am offenen Markte auf 25 Procent
öht.

Der Aufſichtsrath der Deutſchen Solvay-Werke
in Bernburg beantragt, den geſamm:en Reingewinn des ab
gelauſenen Jahres nach Vorneſmen der ſtatutenmißigen
Dotirungen dem Reſervefonds B. zu überweiſen.

Aus Magpeburg, 13. Juni, wird der B B. Z. geſchrie
ben: Meine Mittheilungen vom vorigen Monat über de Alkal i-
Werke zu Weſteregeln kann ich heute bereits dahin ergän en.
daß dieſelben weil die Ausheute von Kainit ſich günſtiger ge
ſtaltet hat, jtzt hei dem Schächte-Syndicat den Antrag geſtellt
haben, in die Kainit-Convenion mit ihrer Förderung au ge
nommen zu werden. Dee ſtark variirenden Schätzu gen der
Dioidende der Leopoldshaller und Staßfurter Geſell
ſchaften für das am 30. Jani zu Ende nehende G'ſchäftsjahr
ſin m Vorſicht aufzunehmen, nur ſoviel iſt jetzt mit einiger
Sicherheit anzunehmen, daß dieſelben, im Vergleich zu dem
Vorjahre, ſich nach Maaßgabe des grösz ren Abſatzes von
Chlocfalium und der ſtärkern Förderung des Ludwig l. geſtal
ten werden, und daß außer den bereits bekannten Zahlen des
Abſatzes. hierbei für das gegenwärtige letzte Quartal namentlich
günſtig ins Gewicht fällt, daß das letzte Quartal des vorigen
Geſchäftsiahres einen Ausfall durch die Amerikaniſchen Arbei
terStrikes erlitt

Die frankfurter Commandite der Deutſchen Genof-
ſenſchaftsbank bringt am 20. Juli 5,184,000 Mark
3proc. Anleihe der Stadt BadenBaden zum Curſe von 902
zur Zeichnung.

Die Generalverſammlung der oſtpreußiſchen Süd
bahn genehmigte die vorgeſchlagene Dividende von 2 h auf die
Prioritätsaktien, wählte die ausſcheidenden Mitglieder des Ver
waltungsrathes wieder und ermächtigte denſelben, aber
a eine Herabſetzung des Zinefußes der Obligationen anzu

reben.
Die Deutſche Genoſſenſchaftsbank und Oldenburgiſſbe

Spar und Leihbank werden jetzt die im vorigen Jahre ü er
nommenen ca. 5 Millionen 3proc. Anleiheſcheine der
Stadt Baden-Baden an den Markt bringen. Wie verlautet
iſt der Zeichnungscurs auf 90 feſtgeſetzt.

Coneursſachen, Zahlungsſtockungen er.
Concurseröffnungen. Glaſermſtr. Louis Linden-

berg zu Berlin (Nachlaß). Maurermſtr. Franz Storch zu
Brandenburg. Firma Fimmen u. Adenga zu Ekels bei Nor
den. Strumpfwagarenfabrikant Richard Gerling zu Poſen.
Buchdruckereibeſ. Adolf Grieſinger zu Stuttgart. Tapezierer
Guſtav Huhn in Deſſau.

Jn Liverpool und Antwerpen fallirten die Schiffsrheder
Jones u. Co. mit 60090 Lſtrl. Paſſiven.

New-York, 13. Juni. Jn Folge der im Kaffeemarkt d
ausgebrochenen Panik ſtellte ein bedeutendes Haus ſeine Zahl d
ungen ein, Die Paſſiva betragen eine Million Dollars. Zwei
andere weniger bedeutende Maklerhäuſer ſuspendirten ebenfalls.
Es wurden alle möglichen gemacht, die Panik
aufzuhalten, die Verkäufe dauerten indeſſen während des ganzen n

dem New-Yorker Kaffeemarkte herrſchende Depreſſion

ormittags unter ſtarker Aufregung fort. Nach Bekanntwerden
der Falliments machten hervorragende Häuſer Anſtrengungen
den Cours zu halten und es gelang, eine allgemeine Erholung m
um einen Cent herzuſtellen. Schluß verhältnißmäßig feſt. n

London, 14. Juni. Die ſchon ſeit einigen Tagen auf

artete geſtern in eine Panik aus: der Preis fiel auf 15,20 Doll.
was einen Rückgang von 290 Dollars ſeit Sonnabend bedeutet.
Die New Yorker Kaffeehäuſer Arnold u. Co. fallirten mit n
Paſſiven von einer Million, Mackey u. Small mit Paſſiven nvon 150000 Dollars Norton u. Bevan mit unbekannten
Paſſiven. Zum Schluß iſt der Markt etwas beſſer. a

Schiffsverkehr und Seeweſen.
Paris. 14. Juni. Der Transportdampfer „Hindoſtan“,

welchen man für verloren hielt, hat heute Singapore paſſirt. nHamburg, 14. Juni. Der Poſtdampſer „Hammonia“
der Hamburg Amerikaniſchen Packetfahrt Aktiengeſellſchaft
r re New York kommend, geſtern Nacht auf der Elbe ein

getroffen. 9London, 14. Juni. Der CaſtleDampfer „Hawarden-
Caſtle“ iſt heute auf der Heimreiſe in Plymouth angekommen.

Telegraphiſche Depeſcheu.
Elberfeld, 15. Juni. Jn Sachen des unſchuldig

zum Tode verurtheilten Ziethen beſchließt die Straf
kammer heute.

Sigmaringen, 14. Juni. Miniſter Dr. Lucius iſt
Poſſgtrnns landwirthſchaftlicher Arbeiten hier einge a
troffen.

Wien, 14. Juni. Die „N. Fr. Pr.“ berichtet über
große Straßenkundgebungen in Belgrad für dasneue Kabinet. Die ſerbiſche und ruſſiſche Hymne wurde

geſungen. Um zwei Uhr Nachts begab ſich eine Schaar
junger Leute vor das Haus Garaſchanin's und rief:
„Pereat Garaſchano! Pereat Auſtria!“ Garaſchanin gab h
Revolverſchüſſe ab und die Polizei hatte große Mühe, die a

Ordnung wieder herzuſtellen. SWien, 14. Juni. Heute iſt hier ein höherer preu-
ßiſcher Officier mit zwölf türkiſchen Officieren
durchgereiſt. Dieſe begeben ſich nach Berlin, um nach
einem halben Jahre, welches der Erlernung der deutſchen



j Autwerpen, 14. Juni. (Schlußbericht.) Weizen flau. Roggen ruhig. Rüböl ver 100 kg mit Faß. Termine weichend. Gek. Ctr. KündiSprache gewidmet ſein ſoll, in die preußiſche Armee ein Hafer ſtill. Gerſte ruhig. drei Loco mit Faß Loco ohne Faß bez., ver dieſ. n mniz
Liverpool, 14. Juni. Weizen 1-2 D. niedriger. per Juni Juli per Jnli Auguſt eht. per Auguſt Sept. T

Nov.zutreten, um hier den Dienſt zu erlernen.
Paris, 14. Juni. Ueber den Ligaprozeß in

September Oktober 52 5 61.8-— 51.9 bez. 52.6 52 52. bez. Reden
Dezember 52.7—62 52.2 Leinöl ver 100 kg loco M. LieferungStettin, 14. Juni. Rüböl unverändert pr. Juni 53.00, Sept. Okt. 52.0 pro Quar

An der Küfte angeboten 5 Weizenladungen.London, 14. Juni.
Weizen loco 13,50. Roggen loco 7,25. HaferPetersburg, 14. Juni.

ipzi i ä j loco 3,75.Leipzig berichten die Blätter ausführlichſt. Ferron e RewPYork, 13. Juni. Rother Winterweizen loco D. 97 C., per Juni Breslau, 14. Juni. Rüböl loco M. per Juni 53.00, per Sept Okt, 52.00 Hallwill den d ijährig An Mi litärdienſt durch ein F m 4 ort un n Tier Woche von den 33 r. We feſt, per Juni 56 Dant

2 3 3 l. Lei iSpezialgeſetz ſchon für Neujahr 1888 einführen. n. e eng r h ä We do. S v. J rn mee n 145, 75, Ja in erſter
do. ndere n des Kontinen 2 do. vo ali Rew i .25, do.So t eine e m doniche Botſchafter Graf n an hre nach Großbritannien 20 000 do. nach anderen Häfen des Kon a vo h Brothers 725. getr e gwats s dehtan m v

tinents w Butter. Eier. Fleiſch. 5Rom, 14. Juni. Mſgr. Ruffo Scilla, der ſich in Zucker. Berlin 14. Juni. (Pol.-Präſ.) Rindſleiſch, von der Keule 1.90-140 TelepheBegleitung der Prälaten W Zaleski und Mſgr. Mery Magdeburger Börſe vom 14. Juni. Perhin en e e h So Rhneſs d
del Val als Abgeſandter des Papſtes zu den Jubiläums Gramland Zuni. 14. Juni. e wonnen ber en

RewYork, 13. Juni. (Telegr.) Speck 8Feſtlichkeiten der Königin Victoria nach London be-
eben hat, wird der Königin ein eigenhändiges Stärke. Kartoffelmehl.21.20-21.40 M.

Berlin, 14. Juni. (Amtl.) Kartoffelmehl per 100 Xg Irntt inkl. Sack. Ter20.30--20.50 M.
21 20-21.40 M.
20.30 20.50 M.reiben des Papſtes überreichen und außerdem als Kernz. Aend. 732 16.00 1750 M. 16.00- 17.560 3. mine feſt. Gekändigt Sac. Kandigungépreie Boe

Geſchenk Sr. Heiligkeit eine 4 Moſaik-Copie des Ra tndenz an 14. Jpni Fet. i Juni ver dieſen Vongt he Ftk rn r We ee er 17. Trockene Kartofſelſtärkefaelſchen Frescobildes „Die oeſie“ in der tanza della ff. 27.25 M. 27.25 M. brutto inkl. Sack. Termine feſt. Gekündigt Sack. vSegnatura des Vaticans überbringen f. Brodrafftnade 26.50 M. 26.50 M. M. Loco, per dieſen Monat und per Letsnn 16.90 M. bez. u.
Gem. Rafſinade 25.50-26.50 M. 25.50-26.50 M. uli ver Juli- Auguſt per AuguſtSeptember ver September

Petersburg, 14. Juni. Ein heute veröffentlichtes Gem. 25.25 m. 25.25 M. ktober 17.46.Tendenz am 14. Juni: Sehr ruhig.Geſetz erhöht den Einfuhrzoll auf Näh und Strick- Stroh. Heu.Rohzucker J. Produkt:garn auf ſechs Goldrubel pro Pud Brutto. Trauſtto f. a. B. Hamburg. Berlin, 14. Juni. (Pol.Präſ.) Richtſtroh M., HeuAthen, 14. Juni. Nach amtlicher Mittheilung iſt un e -12.30--12.82 12. 30- 12.40 bez. per 100 g. W.
der bisherige Geſandte am Berliner Hofe Rangabé ab u 12.00 6. 12. Kartoffeln.berufen und Marc Dragumis Bruder des iniſters, en n e 12. I7 Br. Berlin, 14. Juni. (Pol.-Präf.) Kartoffeln 3.75 -5.50 M. ver 100 i
zum Nachfolger beſtimmt. S i ben 785 G 12.20 Br. Baumwolle und Wolle.Ott.-Dez. 11.75 Br. 11.771, G. bez. Liverpool, 14. Juni. (Telegr.) Baumwolle (Anfangsbericht). unWaaren und Produktenberichte u mahtigeg ln n Lermiehe T7 he 280 Dr. el7 Liverpool, 14. Juni, Vorm r u. elegr.eir e 0 Die Aelteſten der Kaufmannſchaft. v Scutteriht.) a e für raten r g ihnSerlin, 14. Juni. Weizen per 1000 Kilogr. loco feſt, Termine l Paris 14, Juni. (Telegr.) Rohzucker 88 behauptet, loco 28.50 Fres t Teierytrib Auguſt Certember h ger e
Termine behauptet, andere niedriger, gekündigt 700 Tonnen, bpreis ge er hen n z. er rot v Juni 32.75 pr. Juli 32.80 Meer r r h en 53 Da ſervreis tmin Man enthtie e. 133 Mit nach Qualität dy., gelbe Lieſerungegnelitat 188,5 er Inli eing, 3910. per Oktober Jannar e ufer cLis e. do., Dezember JanugMk. bz., gelber märkiſcher Mk. bz., ver pieſen Monat 192,25 192 192.5 London, 14. Juni. (Telegr.) 96 Javazucker 13/, en. feſt Rüben- rer 14. Juni. Baumwolle. (Weitere Meld blatt, La
t. b. ver Zum hun 161,75- 151.25- 192,25 Mit ver Juli Auguſt 18125 Rohzuger I feſt 13, Juni. niedriger m. Jan z Weitere gervnng) Bernane ſſfe unh e t er Fe zyiem ber Otteber ew-York, 13. Juni. (Telegr.) Zucker (Fair reſining Muscovados) 47)76. i Sie

„5 174,5 174, bz., ver Oktober November Mk. bz., vDezember 176,25 Mk. bz. Weilen (neuer Uſance mit Ausſchlu Kaffee. z Metalle. oper 1000 loco feſt, Termine gekündigt Tonnen, Kündigungspreis Hamburg, 14. Juni. Kaffee flau, geringer Umſatz, ſehr feſt. Amſterdam 14. Juni, raziun 617. denen der
Mk. bz., Loco 172 190 Mk. nach Oualität bz., Lieferungsqualität 186,5 Mk. bz., Havre, 14. Juni. Vorm. 10 Uhr 30 in. Telegramm von Peimann, r 14, Ini. Rohr en. iped umher warrants e. d arlever dieſen Monat Mk. bz., per Juni-Jnli Mk. bz., per Juli Auguſt v Ziegler Comp.) Kaffee Good average Santos per Juni s so, per Juli Rew-York, 11. Juni. Henn, auſtral. Nr. 1, 22.95 C. Eiſen, Kr, und p
bz., ver Rovember Tezember Mk. bz. Roggen per 1000 Kilogr. loco ver ver Auguſt ver Sept. per Oktober per Rovember Coltnes 22 Doll. 9 98 Kampfe
nachläſſigt, Termine matter, gekündigt 1500 Tonnen, Kündigungspreis 127 Mk. per Dezember ver Januar 110.50 London, 13. Juni Zinn 102 2ſtrl. Kupfer 39 Lſtrl. Zink II Loco 124-130 Mk. nach Qualität bz., Liefernngsqualität 126 Mk. bez., inlän Rew-York, 13. Juni. (Telegr.) Kaffee (Farr Rio) nominell. do. Rio Rr. Lſtrl. Blei, engl. 1. Lſtrl. ſpan. 128 Lſtrl. Silberbarren zeichnung

diſcher mittel Mk. bz., guter 125,5 Mk. ab Bahn bz., feiner Mk. 83z., per 7. low. ordiuary per Juli do. do. per Saptember V i der natiodieſen Monat Rit. bz., ver Junſ- Juli 127 126,75 Bit. bz., ver Julie diuguſt iehmärkte. er m1575 g w d ehe eger e per t tember. Oktober Petroleum. a Hauneve 5 zie g waren 243 a eth Großvieh gemeinſa
bz., ver ober- November b. i 233 S. 5 älber, ammel. roßvieh erſte Sorte 52 tRilogr. ſau, tet kid keine 195 190 Mt. nah Qualitei v. Se er 1088 100 z ihn n Wihnnigt e St dte ort e St fie i Se r jd r nicht abeKilogr. loco Mittelwaare flau, Termine höher, gekündigt Tonnen, Kündigung f. Kündigungspreis M. Loco per dieſen Monat n Sorte 42— 44 Mk., zweite Sorte 38—41 Mk., dritte Sorte t Gan

preis Mk, bz., loco 94 132 Mt. nach Oualität bz., Lieferungsqualität 93,5 ini-Juli 21.3, per Juli-Aug. per A Seyiember mer rn ber für 1 Pfd. erſte Sorte 60- 65 Pfg., zweite Sorte 50- 55 Pfg., dri 743Mt. vz., pommerſcher mittel und guter 110-118 Dit. vz., feiner 119— 125 Mt. d lieber Rebener 22.0 M. Robember- hepenber rrieriber-Oktoh. Srte Fig. Hammel für i Efd. erſte Sorte 50 Pfa. In Foige örzhen toniſtiſ

märkiſcher guter ab Bahn bz,, ſchleſiſcher Mk. bz., guter Mk. bz., ſeiner Stettin, 14. Juni. Loco 10.40. z Auftriebes flaner als am vorigen Montag. t Romant r her l vo ö rer ehe n t die n Bremen, 14. Jan. Schlußbericht. Standard white loco 6.05 Br. w aren Horneieh r Suy z eärhäh 3 Art Pera die H al

bz. ieſen uhig. z z e S ezacnnat Mk. öz., per Juni Juli und per Juli- Auguſt 96 Mk. bz. wurde für 8 Pfd.: Hornvieh sh. bis 4 sh. 4 d. S 3 sh. isSeptember Mk. bz., per September Oktober i o i lön' i v Gd., n Petroleum Standard white loco 6.10 Br. 6.08 5 sh. 4 ä. ibet 3 sh. 4 d. bis 5 sh. Schweine a vis e allen

t en e e m n n es We K. an 15 We ze death pr en. eihe ee etä t, r e et rbo eeehen 168 Sept. Dez. 16 Br. Ruhig Berlin, 14. Jnni. (Amtl.) R un eitungI Wir Hafer e t. r e Mk., Landgerſte Rew York 43. Juni. (Telegr.) Raffinirtes Petroleum 702, Abel Teſt Sack. S. c. S aSbigunngeereie St V olkskt Sei ver e ar e re er tih Proviſion, Cour X W Vipe ine erußein e e Petzotenn et wen r W t r lanne t5.70 vo per ding S zellt a
age 2c.) Weizen per ilogr. netto loco hieſiger 192 k. bz. u. Gd., frem T 7 h irrever 20 n b a. Br. ſilgend. Roggen per 1060 Kilogr. et e Spiritus Berlin, 14. Juni. Weizenmehl Nr. 00 26.00--24.00, Nr. 0 24,00 al132 dis 136 Bit. bz. fremder 2 36 Mt. b ſeſt eſiger us. bis 21.50 bez. Feine Marken über Rotiz bezahlt. Roggenmehl! Nr. 93.5 z. feſt. Serſte per 1 1775--17. 06 do. fein Marken. Nr. 0 u. I 19.50-17.75 bez. Nr. 0 1, Erforſ cBerlin, 14. Juni. (Amtlich). Spiritus per 100 1 à 100 10,000 1Termine ferner geſtiegen. Gekündigt 10 000 Liter. Kündigungspreis 65 M.

Loco mit Faß per dieſen Monat und per Juni-Juli 65,6-64.4 665.7 bez. per Juli-Aug. 65 7 66-65.6 65,8 bez., per Aug. Septemb. 65. 2
65,6 65-—65.5 bez., ver September- Oktober 64.5 64. 9--64. 3 bez., per Oktob.

1000 Kilogr netto loco hieſige 130--150 Mk. bz. u. Br., feinſte Qualität überRNotiz, Futterwaare e Mt. bz. u. Br. Hafer per 100 ilogr.
loco v 7 13 I u. Br. n o 4 9 Kilogr, netto

Breslau, 14. Juni. eizen Roggen per Juni- Juli 125,00,Auguſt 127,00, per September- Oktober 133,00. i Jr 00, ver Juni

M. höher als Nr. 0 u. 1 per 100 Br. inkl. Sack.
Paris, 10. Juni. (Telegr.) Mehl 12 Marques ruhig, ver Juni 58.00

per Juli 58.00, per Juli-Aug. 58.00 per Sept. Dezbr. 54. 25.
NRew-York, 13. Juni. (Telegr.) Mehl 3 D. 65 C.

Stettin, 14. Juni. Weizen matt, loco 175,00--186,00, i-Juli November bez. per November- Dezember Spiritus per 100 5 1 o

e ehe e i„00, per JnniJu „00, per September- Oktober „00. Magdeburg, 14. Juni. Kartoffelſpiritus für 10, 1 i i Präſ.on Ia. Juni. Wagen loco hieſiger 20,00, ſgeinder 26.00, ver guli 19,a5, 64.8 n Die Bitte ler der in Wanne Sveiſche hen wethe, A. M nen 30 e der Tä0 e 5* ind
per November 18,00. loco hieſiger 14,50, per Juli 12,90, per No Magdeburg, 11. Juni. (Herm. Walther.) Kartoffelſpiritus höher. Loco Berlin, 14. Juni. (Amtl.) Mais per 1000 kg. Loco behauptet. Terminevember 13,50. Hafer loco 1II,75. ehne Faß 64.80—65. 10 B. Ab Speicher unter freier Vorhaltung der Gebinde Cek. T. Kündigungspreis M. Loco 107—-114 M. nach Qual rer Poſtanſ
r m i in Wien aeyget e i i t Tun Spiritus loco ohne Faß 63.40, per Juni 63.2 h e ehe ren o. s Sepiinh iſe vo

en „VO, 8 r
loco Hafer u n e ruſſiſcher r 63.20, per Auguſt 63.70. per September 63.50. Vekandigt du c m Seite o goch wagte 135 n mr Zutaten Prei Die

Wien, 14. Juni. Weizen per Mai Juni 9, d., 9,21 Br., per Herbſt feſt Wien, 14. Juni. (Telegr.) Mais per MaiJuni 5.80 Gd., 5.85 S8,25 Gd., 8,30 Br. Rogge Mai Juni 6,68 Gd. 6, *Stettin, 14. Juni. Spiritus ſteigend, loco 63.50, i-Juli 85 6 x ee e e i n er Nennen 74 d v. 29 Be eernt e De ſygooroe großen90 w. uni, Vorm. Weizen loco flau, ver Herbſt 7,93 Gd., 7,95 B per Aug. Ecpt. ob o derer it. 60 to0 10909 der Inni-gnlt 64.30, olg.

T, r V .VO.Hafer per Herbſt 5,68 Gd., 5,70 Br. Hamburg, 14. Juni. Spiritus feſt, per Juni 28 Br per nden anParis, 14. Juni, Nachm. (Schlußbericht.) Weizen weichend, per Juni 26, Juli-Aug. 28 Br., per September-October 28 Br., Nov.Dez. 27 r Aktiengeſellſchaft i Zeitun“per Juli 26,00, per Juli- Auguſt 25,60, per Shytember Bekenber n z Paris, 13. Juni, abends. (Telegr.) Spitiiut c r 00 re z T s rn g Zeitun zu Halle. hoſtenloſe
kuhig, ver Juni 15,50, ver September Dezember 14,60 Juli 42.25, ver Juli- Aug. 42.25, S .00, per erantwortliche Redakteure, ſämmtlich zu Halle tg L a A g. e ept.Dez. 41.00. D ſt li ik Il Jnſera erParis, 14. Juni, Abends. Weizen weichend, per Juni 26,25, per Juli 25,90, r. Richard Hame für Politik, Feuilleton und den übrigen
ver Juiteinguſt 25 377 geben Der b vember 220 e. Oelſaaten. Oele. Fettwaaren. halt ausſchließlich des Nachſtehenden; Dr. Ewald Schulze,ver ort uni. Weize al ver Rovember 224. Roggen Serlin, 14. Juni. (Amtl.) Oelſagten per 1000 g. Gek. Winter r Lokales, Provinzielles und Theater; Louis Lehmann für rempla

raps Sommerraps M., Winterrübſen M., Sommerrübſen M. den Handels-, Börſen, und Jnſeratentheil. n a

r ——————3————*—*——**-—m—— W —23m—mmcmchhqomeem-—m—m— cOeſterr. Staatsb. Mk. p. St. 5 370,50bz ChartowAzow gar 5 1 d portBerliner Börse V. 14. Juni. do. Südbahn Mt. v. St. 1 Gere Ru Cthuye? gar 90,506 Halleſche Maſchinenfabr. 10 206, 753 und p
Südbe p. St. e Ruſſ. Staatsb. gar. 3 Kett i J 2/Oftpreuß. Südbahn 5 62,30bz JelezOrel gar. 5 99 75 e e, Elbſchi .Geſ. 22/3 84,99b3 nenten ePreußiſche und Deutſche Fonds. Staatstehn getr. e e gir, re Sgerkahfe.: 88ee von er n Faptervele ſtellunge

Tſqe Reiche Anleihe s v hen ar. z z urskKiew gar. 5 1162, 25bz Magdeb. Allg. Gas T Ii so ark.5,80 69, 2563 MoscoRjäſan gar. 4 95,60 z 42/2 upreiß eenſol Stacks Anleihe Saal hahn 0 53,25b3 G Riaſan-Korlow Jar. bz Katehurger r z 233;235 3
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Deutſcher Reichstag.
42. Sitzung vom 14. Juni.

10 Uhr. Am Bundesrathstiſche: Dr. von Scholz u. A.
Die e ehren das Andenken des verſtorbenen Abgeord

geten Schmidt (Sagan) in der üblichen Weiſe.
Die zweite Berathung der Branntweinſteuner- Vorlage

wird fortgeſetzt. S 2 iſt mit den dazu geſtellten Anträgen Rickert
bereits geſtern mitgetheilt. Neuerdings eingegangen iſt ein Antrag
des Abg. Dr. Witte, wonach auch für Brennereien, welche in dem
Jahre 1886/87 erhebliche Vergrößerungen ihrer Betriebsaulagen
rorgenommen haben, die zu dem niedrigeren Abgabeſatze von50 nut herzuſtellende Jahresmenge Branntwein nach dem Umfange
ihrer Betriebsanlagen entſprechend bemeſſen wenden do

Abg. Dr. Barth (dfr.): Das ganze Verfahren bei der Ver
ſteuerung und der Steuerkontrolle iſt nach dieſem Paragraphen
ſehr unbeſtimmt. Die Art, wie man ſie ſich in der Kommiſſion ge
dacht hat, mit dem amtlichen Verſchluß, den ſteuerfreien Nieder

Lauſiß,

m Hauſe
agdeburg

(Linden) I lagen e. ſagt auch uns zu. Es entſteht da aber eine Schwierig-
he Ober- J keit aus dem verſchiedenen Steuerſatz, da man es dem aus den

ſteuerfreien Niederlagen kommenden Branntwein unmöglich an
ſehen kann, ob er zu dem keontingentirten Branntwein
mit dem Steuerſatze von 50 Pf. oder zu dem nicht kontin
gentirten mit dem Satze von 70 Pf. gehört. Es hat
ſich daher die Anſicht in der Preſſe herausgebildet, daß man zu
nächſt die 20 Pfg. als allgemeine Konſumabgabe erhebt und ſie
nachher an die Brenner herauszablt. Jn dem Geſetz iſt aber
darüber nichts geſagt. Ein anderer Modus ſcheint mir indeß kaum9

möglich, da es nicht n ſein wird, daß der Brenner ſofort
na t W l beſtimmt, was denaturirt, was
exportirt werden ſoll c. Lill man alſo den Weg der nachträg-c dte lichen Rückzahlung der 20 Pfg. betreten, ſo ſollte dies doch

zen en unnch in das Geſetz geſchrieben werden, damit man es klar als das
e Witte erkennt, was es iſt, ein Geſchenk von 34 Millionen an die Brenner.
r a einge, Man ſagt nun allerdings, man wiſſe nicht, ob dieſe 20 Pf. wirk-

lich im Ganzen oder wie viel davon den Brennern zu Gute kom
men würde, denn das werde von dem Weltmarktspreiſe abhängen,
der durch dieſe Steuerdifferenz beeinflußt werden dürfte. Aber das
wäre dann nur ein doppelter Fehler der Steuerdifferenz; nicht
nur, daß wir die 34 Millionen bezahlen, drücken wir damit auch
noch den Preis auf dem Weltmarkte herab und befördern damit
die Nothſtände in der Brennerei.

Was unſere Anträge betrifft, ſo ſteht dem erſten derſelben
auf Kenntnißgabe der Kataſter an den Reichstag bei der drei
jährigen Reviſion meiner Anſicht nach nichts entgegen, während
es doch für uns von größter Wichtigkeit iſt, die Kataſter, die
Grundlage der ganzen Reviſion, kennen zu lernen. Man wendet
dagegen ein, daß es den Brennern unangenehm ſein würde, offen
darzulegen, wie viel Vortheil ihnen das Geſetz gebracht habe. Aber
Herr von Mirbach hat ja ausdrücklich erklärt, daß es ſich bei dieſer
Vergünſtigung um eine Kulturaufgabe handle, und man wird doch
nichts dagegen haben, daß alle Welt erfahre, welchen Antheil jeder
Brenner an der Löſung dieſer Kulturaufgabe habe. Ueberdies
kommt ja hier, ebenfalls nach einer Erklärung des Herrn von
Mirbach, gar nicht eine Zuwendung an die Brenner in Frage,
ſondern nur ein Erſatz der Schäden, welche die Brenner durch das
Geſetz erleiden. Sie können alſo, meine ich, ruhig unſeren Antrag
annehmen. Unſeren zweiten Antrag, die niedrigere Steuer nicht
blos den landwirthſchaftlichen, ſondern allen Brennereien zu Gute
kommen zu laſſen, haben wir nur eingebracht, um unſere Pflicht zu
thun, obgleich wir von deſſen Ausſichtsloſigkeit überzeugt ſind. Wir
wiſſen ja, daß wir es hier mit einem Geſetz zu thun haben, in dem
alle ſchlimmen Eigenſchaften der herrſchenden Wirthſchaftspolitik
wie in einem Paradigma zur Erſcheinung kommen.

Abg. von Helldorff (konſ.) betont, daß auch von der linken
Seite des Hauſes früher der Branntwein als ein gutes Steuer

[9625 objekt betrachtet worden ſei. Die Beſteuerung des Spiritus ſei, wie

ämlich das

ſchen jeßt
berden.
Gebäude-

(9635

lphi. er es auch ſchon früher geäußert habe, in Deutſchland nur möglich,
wenn man der Entwicklung der landwirthſchaftlichen Produktion
Rechnung trage. Die agrariſchen Jntereſſen habe man bisher mit
Mißgunſt angeſehen, man fange aber an, ſie als die Jntereſſen der
Nation zu würdigen Die landwirthſchaftlichen Gewerbe, zu welchen
ja auch die Brennerei gehöre, bildeten einen erheblichen Beſtand-
theil der Landwirthſchaft und ſeien der Jnduſtrie ebenbürtig. Der
2 in der Faſſung der Kommiſſion übe einen Akt der Gerechtigkeit,
ohne welchen der Werth des Geſetzes gefährdet werde. Die Kom

ten. miſſion habe mit großer Sachlichkeit gearbeitet und es ſei grund
bringen los, wenn man behaupte, daß eine beſondere Begünſtigung der

landwirthſchaftlichen Breunereien ſtattgefunden habe. Zum Schluß
geweſen, wendet ſich Redner gegen die Anträge Rickert und bittet alle die
chranke jenigen, welche den Grundgedanken des Geſetzes feſthalten wollen,
nmüller den Antrag abzulehnen.
t Reihe Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Jch habe anzuerkennen, daß

die Aenderung, welche der 8 2 in der Kommmiſſton erfahren hat,
der Tendenz vollkommen entſpricht, von welcher die Regierungs

n Rath vorlage urſprünglich ausgegangen iſt, ja, daß ſie ſogar in vielfacherRiegel Beziehung dieſer Tendenz beſſer Lutſpricht als der urſprüngliche
ährend Wortlaut des Paragraphen in der Regierungsvorlage, ſo daß ihre An
Leitern nahme deshalb von Seiten der verbündeten Regierungen keinem Wider
t d ſpruch begegnen wird; im Gegentheil kann ich von meinem Stand

mit der unkt aus empfehlen, den S 2, wie er nach eingehender, mühſamer
ch den rbeit von der Kommiſſion geſtaltet worden iſt, unverändert anzu

nehmen und den Antrag Rickert und Genoſſen dazu abzulehnen.
nicht Insbeſondere möchte ich noch gegen den Autrag des Abg. Rickert

e kretär auf Vorlegung des Kataſters, in welchem die einzelnen Betriebe
bezüglich ihrer Einſchätzung aufgeführt ſind, ſprechen und Sie bitten,

Schlafe doch in's Auge zu faſſen, welche unerhörte Neuerung es ſein würde,
ent wenn man in ein Geſetz dieſer Art eine Beſtimmung aufnimmt, daß ein

umme, Kataſter der einzelnen Betriebe dem Reichstag vorgelegt werden ſoll.
Hälfte Jch möchte auch noch darauf aufmerkſam machen noch nie iſt bei

d irgendeiner Gelegenheit dem Reichstage in den Sinn gekommen,
jender, die Verhältniſſe Privater hier in einem Kataſter öffentlich auslegen
gen er wollen. Der Reichstag iſt ja nicht Theilhaber an der Exekutive,
d dem ondern nur an der Legislative. Wohin ſollte es führen, wenn die ſelbſt helfen.
baren geſammten Verhältniſſe der einzelnen Brennereibetheiligten hier auf- Das Alinea 1 iſt unſchädlich, aber in der vorliegenden Faſſung
außen eführt werden? Meinen Sie, daß das im Intereſſe des Landes völlig nichtsſagend. Gewiß wünſche ich lebhaft, daß der Brannt-

äge, derartigen Bemühungen, die der Abg. Richter ſchon bei der wein in einem der Geſundheit zuträglichen Zuſtande geliefert werde,
Opfer Berathung der früheren Steuervorlage gemacht hat, Vorſchub zu aber über die Reinigung nach Alineg 1 iſt ſich der Antragſteller
topfte leiſten, um die Lage der Intereſſenten hier vorzuführen ſelbſt vollkommen unklar geweſen. Er behauptet, das Fuſelöl ſei
ſchenk und daran Bemerkungen zu knüpfen, welche nicht dem Frieden und der Beſtandtheil, der hauptſächlich den geſundheitsgefährlichen Zu-
Nach der Eintracht förderlich ſein würden. Jch glaube, daß es wirklich ſtand des Branntweins hervorrufe, und er beruft ſich dabei auf
lüſſel ein unerhörtes Novum iſt, wenn eine ſolche Beſtimmung in das das Zeugniß der hervorragendſten Hygieniker. Der Begriff deslüſſe e aufgenommen würde, und ich bitte Sie dringend, davon Fuſelöls entbehrt aber jeder wiſſenſchaftlichen Beſtimmtheit.

um abzu Man faßt dieſen Begriff in weitem, engerem und engſtem Sinne.ſind A ſ. Dr. Witte (dfr.): Geſtern hat man noch beſtritten, daß Nach dem engſten Sinne würde dazu das ſogenannte Stärkefuſelöl,
Tags das Geſetz ein Triumph ggrariſcher Begehrlichkeit ſei; aber heute wiſſenſchaftlich Amylalkohol, gehören, und dieſer befindet ſich im

hat Herr von Helldorff ſchon offen ausgeſprochen, daß die Land Kornbranntwein ebenſo wie im Kartoffelbranntwein, und deshalb
wirthſchaft es werth ſei, auf jede Werſe bevorzugt zu werden. S 2 müßte auch der Kornbranntwein nur rektifizirt abgegebeneder iſt in noch höherem Grade als S 1 ein Ausfluß der agrariſchen werden. Aber man weiß nur, daß der Kartoffelbrannt-

der Begehrlichkeit, denn in S 2 werden die gewerblichen Brennereien wein nachtheiliger iſt, aber nicht, an welchem Beſtandtheil
einfach todtgeſchlagen. Meinen Antrag zu S 2 empfehle ich das liegt. Man kann auch das Fuſelöl nicht vollſtändig

fort Jhrer Annahme, er iſt im Jntereſſe einer gerechten Veranlagung enrfernen. Bei dem Kornbranntwein iſt eine leichtere Rektifikation
l ch nethgeadig im Gebrauch und dieſe ſoll den Geſchmack des Brauntweins er-ich, Abg. Spahn (Centr.) befürwortet einen von ihm urſprünglich höhen und ihn zugleich der Geſundheit zuträglicher machen. Den

um u S 39, nunmehr zu 8 2 eingebrachten Autrag, wonach de S 2 Kornbranntwein einer Hochrektifikation zu unterziehen, würdever nzugefügt werden ſoll: widerſinnig ſein, man würde auch nur den Kartoffel-
t Für diejenigen Getreidebrennereien, welche nach dem 1. Ok- branntwein entwerthen. Die leichtere Rektifikation auf
iches tober 1887 zur Hefebereitung übergehen, erfolgt die Bemeſſung den Kartoffelſpiritus anzuwenden, iſt unnütz und ſchäd-ches der dem niedrigeren Abgabeſatze unterliegenden Branntwein- lich und wäre nur noch eine ſogenannte Manſcherei,
aus menge nach den für die beſtehenden Hefebrennereien geltenden bei welcher man nicht weiß, was herauskomnit. Soll der Kartoffel
ahn- Grundſätzeü. brauntwein uach dem Stand der wiſſenſchaftlichen Erkenutniß, die
der
nacht

d

Beilage der Halliſchen Zeitung.
Der Antrag Witte wird hierauf mit den Stimmen der Frei

ſinnigen, Sozialdemokraten, Nationalliberalen und eines Theils des
Centrums angenommen, desgleichen einſtimmig der Antrag
Spahn. S 2 mit den Anträgen Witte und Spahn wird gegen die
Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten angenommen.

S 3 handelt vom Eintritt der Abgabepflicht und der Perſon
des Abgabepflichtigen.

Abg. v. Kardorff (Reichspartei) wünſcht eine Lombardirung
des Spiritus durch die Reichsbank und bittet den Vertreter der
Regierung um Auskunft in dieſer Richtung.

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Jch bin außer Stande, eine
Erklärung über dieſen Punkt abzugeben; ich kann nur im allge-
meinen ſagen, daß, wenn der vom Vorredner ausgeſprochene Wunſch
dahin geht, die Lage der Spiritusprodnuktion zu erleichtern, derſelbe
ganz übereinſtimmend mit der Tendenz der verbündeten Regierun-
gen iſt, und daß ich daher annehme, daß, wenn es möglich iſt und
den Intereſſenten förderlich, den verbündeten Regierungen es au-
genehm ſein wird, in dieſer Richtung wirken zu können.

Abg. v. Chriſten (Reichspartei): Jn der Frage der Steuer-
kredite müßten die Behörden einheitlich vorgehen. Jetzt iſt leider
eine Verſchiedenheit in der Handhabung der betreffenden Beſtim-
mungen zu konſtatiren, wodurch ſowohl die Zucker wie die Brannt-
wein-Jndnuſtrie geſchädigt wird. Es iſt dies darauf zurückzuführen,
daß die Ausführung der betreffenden Beſtimmungen in den Händen
der Unterbeamten liegt. Redner führt einen Spezialfall an, wo
eine Zuckerfabrik durch das Verfahren der Steuerbeamten geſchädigt
wäre.)

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Die Ausführung der betreffen-
den Beſtimmungen liegt nicht in den Händen der Unterbeamten.
Jch möchte den Vorredner thatſächlich dahin korrigiren, daß die
Hauptſteuerämter über dieſe Frage zu entſcheiden haben und zwar
auch nicht, wie der Abgeordnete anzunehmen ſcheint, nach ihrem freien
Ermeſſen, ſondern nach allgemeinen Vorſchriften. Eine Centraliſirung
der Sache würde lediglich eine Verzögerung bedeuten und eine
bureaukratiſche Geſtaltung, die unmöglich den Jntereſſenten ange
nehm ſein kann. Was den Spezialfall anbetrifft, ſo iſt es mir
unmöglich, auf derartige unſubſtanziirte Beſchwerden zu antworten.
Jch möchte dem Abgeordneten anheimſtellen mir die Details zu-
gänglich zu machen, damit ich daraus entnehmen kaun, ob wirklich
zu einer Beſchwerde Anlaß iſt.

Hierauf werden Abſatz 1 und 2 des 8 3 einſtimmig, Abſatz 3
gegen die Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten ange-
nommen.

ſ 3a iſt von der Kommiſſion nen hinzugefügt:
Vom 1. Oktober 1889 ab darf der nicht aus Roggen, Weizen

oder Gerſte hergeſtellte oder der Materialſteuer unterworfene
Branntwein, ſofern er der Verbrauchsabgabe unterliegt, nur in
gereinigtem Zuſtande in den freien Verkehr gebracht werden.

Den Grad und die Art der Reinigung, ſowie die etwa
erforderlichen Beihülfen zur Durchführung derſelben beſtimmt der
Bundesratbh.

Dem Reichstage ſind dieſe Beſtimmungen, ſofern er ver-
ſammelt iſt, ſofort, andernfalls bei deſſen nächſtem Zuſammen-
treten vorzulegen. Dieſelben ſind außer Kraft zu ſetzen, ſoweit
der Reichstag dies verlangt.

Abg. Dr. Meyer (Halle): Die Beunruhigung, welche die
Bevölkerung mit Rückſicht auf dieſen Paragraphen ergriffen hat,
bezieht ſich nicht auf das Alinea 1, denn gegen daſſelbe giebt es in
der That keine unüberwindlichen Bedenken, wenn es auch überflüſſig
iſt. Aber dieſe Beunruhigung wird durch das Alinea 2 hervor-
gerufen, wenn es auch in ſeiner jetzigen Faſſung gegen den Beſchluß
in der erſten Leſung der Kommiſſion bedeutend abgemildert iſt.
Wir haben nicht die geringſte Garautie, in welcher Weiſe die
Staatsregierung die vorgeſehene Beihilfe bei der Rektifikation durch-
führen wird. Das Alinea 1 haben die Nationalliberalen beantragt,
und der Abg. Miquel ging ſo weit, zu ſagen, wenn dieſes Alinea
abgelehnt würde, würde er gegen das ganze Geſetz ſtimmen.
Dieſer Reinigungzwang, den er vorſchlug, iſt alſo das
ethiſche Mäntelchen, welches dieſem fiskaliſchen Entwurf umgehängt
wird. Darauf erklärten die Konſervativen: wird dieſer Reinigungs-
837 angenommen, ſo werden wir als Gegengewicht dafür eine

eihülfe für die Brenner fordern, damit ſie nicht den Spritfabriken
in die Hände fallen; wir wollen den National- Liberalen den Ge-
fallen thun, Alineg 1 auzunehmen; nun müſſen die National-
Liberalen uns den Gefallen thun Alinea 2 anzuneh-
men. Und dieſe Gefälligkeit erwieſen ſie ſich gegenſeitig.
Die deutſche Reichspartei erklärte ſich bereit, beiden Parteien die
Gefälligkeit zu erweiſen, und ſo kam man ſehr ſchnell in der erſten
Leſung mit dem Beſchluß zu Stande, daß jedem Brenner auf
Staatskoſten ein Rektifikationsapparat bewilligt werden ſolle. Das
Reich befindet ſich ja in Finanzuöthen und dagegen giebt es kein
wirkſameres Mittel, als Geſchenke zu machen, alſo wollen
wir ſie machen; der Himmel wird es ja hundertfach
vergelten. (Heiterkeit.) Nachdem Alinea 1 in der erſten Leſung ab-
gelehnt war, war Herr Migquel ſo gütig, es in der zweiten Leſung
nochmals vorzulegen. Wir proteſtirten gegen dieſe großartige Dota-tion von Rektifikationsapparaten an ſämmtliche Stohſpriggbrenger,

und ſo wurde die Faſſung abgemildert. Aber es bleibt die That-
ſache beſtehen, daß nicht allein die Meßapparate, nicht allein die-
jenigen Jnſtrumente, welche der Kontrole nöthig ſind, unentgeltlich
geliefert werden, ſondern auch die Apparate welche zur Ver-
beſſerung der Produktion dienen, daß alſo das Reich
einen unentgeltlichen Zuſchuß zu den Betriebskoſten giebt.
Man begründet dies mit den Bedürfniſſen in Maſuren. Maſuren
iſt vielleicht der einzige Ort, wo dieſes Bedürfniß hervortritt, denn
in allen Theilen des Reichs giebt es Rektifikationsfabriken, möglich
vielleicht noch mit Ausnahme von Weſtpreußen. Wenn die Herren
dort noch keine Spritraffinerie haben, dann können ſie ſich ja eine
bauen. Dieſer Troſt bleibt ihnen doch. Die großen Gutsbeſitzer in
Maſuren haben bisher den völlig ungereinigten Rohſpiritus
ihren Arbeitern als Deputat gegeben und weiter verkauft, welches
Verfahren ſchon an der Hand des Nahrungsmittelgeſetzes einer
Kritik unterworfen werden könnte. Die Herren ſollen ſich alſo nur

noch ziemlich unvollſtändig iſt, wirklich De unnachtheilig fürehe e Perden, ſo bleibt ni ts übrig, als einen
höchſtmöglichen Grad der Rektifikation zu erzielen, und dieſe r
rektifikation wird ſich immer nur in größeren Etabliſſeriente i
Erfolg vollziehen. Legen Sie alſo nicht übermäßigen Werth e eſe
hygieniſchen Rückſichten des Die Rede desMiquel zerfiel damals in zwei Theile. Jn dem erſten Theil bewie
er, daß der Branntwein etwas Entſetzliches, Schädliches iſt, eine
wahre Peſt. Er ſchilderte die Nachtheile des Branntweeingenuſſes
in ſo ergreifender Weiſe, daß ich mit brennenden Wangen vor ihm
ſtand; denn ich war mir bewußt, am Tage vorher auch einen Char-
treuſe getrunken zu haben. (Heiterkeit.) Was Herr Miquel beweiſt,
beweiſt er ja immer glänzend. Ohne Jemand nahe treten zu wolleu,
glaube ich ſagen zu können: er iſt der größte Dialektiker in dieſem
Saal. Aber dem Herrn Mignel genügt es niemals, eine Behaup
tung glänzend beweiſen zu können. Seinem dialektiſchen Triebe hat
er nur genug gethan, wenn er nachher auch das Gegentheil beweiſt,
und darum kam er im zweiten Theil ſeiner Rede darauf, welche
Wohlthat doch eigentlich der Brauntwein ſei, wie er Sandwüſten
in fruchtbare Aecker verwandle. Der Branntwein, den wir im
erſten Theil als Lucifer kennen gelernt haben, wird im zweiten
Theil zu einem Engel, dem als Seraphsflügel ein paar Kartoffel
ſchalen von den Schultern hängen. (Große Heiterkeit.) Jch habe
ſchon einmal geſagt: wenn der Deutſche von irgend einem Gegen
ſtand erſt aufrichtig überzeugt iſt, dann iſt er zugleich auch vom
Gegentheil überzeugt. Wenn das richtig iſt, dann iſt der Abg. Miquel
der deutſche dentſcheſter Deutſcher. (Heiterkeit.) Dieſer Reinigungs
paragraph iſt nun das Mittel, mit welchem die beiden Beſtandtheile
der Auseinanderſetzung des Abg. Miquel zuſammengehalten werden.
Aber der Zuſammenhang iſt außerordentlich loſe, er hält nicht
Stand. Jch bitte Sie, um des höchſt bedentlichen Alinea 2 willen
auch das Alinea, das von jenem unzertrennlich iſt abzulehnen.
Ehrlich geſtanden, ich begreife durchaus nicht, daß die Konſervativen
ſich ſo haben erſchrecken laſſen, daß ſie in der That glaubten, Herr
Miquel würde das ganze Geſetz ablehnen, wenn dieſer Paragraph
fällt. Jch bin feſt überzengt, dieſe Drohung des Herrn Miquel be-
zog ſich nur auf die zweite und nicht auf die dritte Leſung. Wenn
Sie in der zweiten Leſung dieſen Paragraphen ablehnen, dann wird
Herrn Miquel bis zur dritten Leſung der Ueberzeugung werden
Etwas muß doch zu Stande kommen und er wird das Geſetz
auch ohne den 8 3a annehmen. Beifall links; Heiterkeit.)

Abg. Dr. Miquel: Jch ſtelle zunächſt feſt, daß Dr. Meyer
und ſeine Freunde die Behauptung aufſtellen, es iſt garnicht er
wieſen, daß der Fuſel ſchädlich iſt (Zuſtimmung). Jch ſtelle feſt,
daß ſie daher auf die Reinigung garkein Gewicht legen. Abs. Dr.
Meyer (Halle): Das habe ich nicht geſagt!) Wenn der Fuſel nicht
ſchädlich iſt und das nicht erwieſen iſt, dann hat die Reinigung
keine Bedeutung. Jch ſtelle feſt, daß ſtatt die Beſtrebungen, dem
Volke ein möglichſt wenig ſchädliches Getränk zu ſichern, zu unter-
ſtützen, von Seiten der Herren dieſen Beſtrebungen die allergrößten
Schwierigkeiten entgegengeſtellt werden. Das will ich vor ganz
Deutſchland feſtſtellen. (Zuruf links: Das iſt nicht viel!l) Das iſt
nicht viel, aber es iſt nützlich, daß dies klar wird.

Der Kollege Meyer hat ſehr draſtiſch geſchildert, mit welchen
Schwierigkeiten dieſer Antrag zu kämpfen gehabt hat, und er hat
die Schwierigkeiten auch richtig geſchildert. Sie liegen aber nicht
in einem gegenſeitigen Gefallenerweiſen der Parteien, ſondern in
der Sache. Wenn wir auch aus ſanitätspolizeilichen und hygieni-
ſchen Gründen den Brennern einen ſolchen Zwang auferlegen, die
bisher unter dieſem Zwange nicht litten, ſo iſt es nicht ſo gar miß
verſtändig, wenn ſeitens der Brenner erwidert wird: wir bedürfen
in dieſer Beziehnng, um dieſen Zwang durchzuführen, koſtſpieliger
Anlagen wir wünſchen wenigſtens, wo das Bedürfniß dringend iſt,
Beihülfen für die erſte Herſtellung ſolcher Anlagen. Wenn der
Staat einen ſolchen Zwang giebt, bedadurch erhebliche Koſten den Gewerbetreibenden erwachſen, ſo finde
ich es gar nicht ſo ſonderbar, wenn in dieſer Beziehung Beihülfe
gewährt wird.

Jch habe allerdings vollſtändig zugegeben, daß wir in der erſten
Leſung der Kommiſſion in dieſer Beziehung Faſſungen gewählt
hatten, die über unſere eigentliche Tendenz hinausgingen, daß da
durchBeſorgniſſeſentſtanden waren, als wenn wir Rektifikationsanſtalten
durchgängig auf Reichskoſten begründen wollten, was den freien Ge
werbebetrieb, der ſich in dieſer Beziehung ſchon ſehr erfreulich entwickelt
hat, gefährden müßte. Um dieſen Schein zu vermeiden, haben wir
in zweiter Leſung ganz klar und deutlich ausgeführt und halten es
für ganz unbedenklich, daß wir hierbei ſtehen bleiben. Sollte der
Bundesrath in irgend einer Weiſe über die Grenzen, welche
nach der einſtimmigen Anſicht der Kommiſſion einzu
halten ſind, ſollte der Bundesrath über dieſe Grenzen
hinausgehen und wider Erwarten in der Meinung, unnökhig viel
Geld auszugeben, mit dieſen Beihilfen zu weit gehen, ſo hat es
der Reichstag nach dem Beſchluſſe der Kommiſſion in der Hand,
die geſammten Beſtimmungen des Bundesraths über den Grad
und die Art der Reinigung, ſowie über gewährte Beihilfen einfach
wieder fallen zu laſſen, wenn der Reichstag dies für bedenklich
hielte. Jm Abſatz 3 des s 32a heißt es ja, daß die Beſtimmungen
dem Reichstage vorzulegen ſeien. Dieſelben ſind außer Kraft zu
ſetzen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. Welche Gefahr
liegt denn nun hier vor? Selbſt diejenigen, die noch ſo
ängſtlich ſind in Beziehung auf die vernünftige Handhabung
von ſolchen geſetzlichen Beſtimmungen durch den Bundesrath, müſſen
ſich doch ſagen, daß der Reichstag es jederzeit in der Hand hat, in
dieſer Beziehung ein maßgebendes Gewicht in die Wagſchaale zu
werfen. Jch gehe aber weiter. Jch erkenne an, daß es wünſchens-
werth iſt, bis zum Jnkrafttreten der Geſammtbeſtimmungen durch
ein beſonderes Geſetz dieſe ganze Frage gründlich zu erwägen.
Gerade um dies zu ermöglichen, wollen wir den ganzen s 3a ja
auch erſt vom 1. Oktober 1889 in Kraft treten laſſen. So iſt es
möglich, in zwei Seſſionen des Reichstags dieſe Frage gründlich
zu behandeln. Der Muiiniſter hat aber
erklärt, daß es wünſchenswerth ſei, dieſe ganze Frage demnächſt
gründlich zugleich mit einer Ergänzung des Nahrungsmittelgeſetzes
zu ordnen. Wir betrachten die Aufnahme dieſer Beſtimmung in
das Geſetz gewiſſermaßen als eine verſtärkte Reſolution; aber wir
wollten uns nicht mit einer einfachen Reſolution begnügen, wir
wollten durch die Aufnahme in das Geſetz den Reinigungszwang
unter allen Umſtänden ſichern, und das iſt hier geſchehen.
Wenn ich in meiner erſten Jnterpretation den An-
ſchauungen des Vorredners weit gegangen ſein
ſollte, ſo iſt doch ſo viel gewiß, daß die Herren auf
dieſe Frage allzu wenig Gewicht legen und daß
ſogar begweifeln, daß es nothwendig ſei, im Intereſſe der Geſund
heit des Volks eine ſolche Beſtimmung zu treffen. Jch kann dafür
hier natürlich einmal bin ich ja Laie in dieſer Frage, anderer-
ſeits iſt der Reichstag nicht dazu da, ſolche wiſſenſchaftliche Fragen
zu erörtern nur meine Ueberzeugung ausſprechen, daß man ohne
Ueberhebung die Geſundheitsſchädlichkeit des Fuſels, namentlich im
Kartoffelbranntwein, als notoriſch in Deutſchland bezeichnen kann.
Kollege Meyer hat dann hervorgehoben es wäre mir ſelber gar
nicht klar, welche Art von Reinigung wir eigentlich wollen. Ja,
das iſt eine Behauptung, von der ich nicht weiß, woher Kollege
Meyer ſie nimmt. Jch habe bereits in der Kommiſſion ausgeführt,
daß eine der erſten Autoritäten auf dieſem Gebiete, der Sanitäts
rath Bär, früher in dem Verein gegen Mißbrauch geiſtiger Getränke
den Grad der nothwendig zu erreichenden Reinigung bis auf 3 pro
Mille bezeichnet hat, daß er aber ſelber dieſe Anſicht wieder auf
gegeben hat, nachdem Dr. Stutzer in Bonn ein ganz ſicheres, ein
faches und wenig koſtſpieliges Verfahren ermittelt hat, um den ge
ringſten Gehalt von Fuſelöl in Branntwein zu beſtimmen. Man

zu

wird alſo jetzt nach meiner Ueberzeugung einfach ſagen können

der bisher nicht beſtand, und

ausdrücklich

e



Volle Reinigung. Dr. Stutzer hat hierüber einen Vortrag gehalten
am 23. Oktober 1886 in der Generalverſammlung des nieder
rheiniſchen Vereins für öffentliche Geſundheitspflege, von dem wir
auch eine Petition zur Unterſtützung meiner Anträge hier haben,
und hat dahin konkludirt: 1) der im gewöhnlichen Branntwein
enthalteneFnuſel iſt geſundheitsſchädlich 2) es exiſtirt jetzt eine zuverläſſige
Methode, um den Gehalt an Fuſel in einer den praktiſchen Bedürfniſſen
voll genügenden Genauigkeit und Sicherheit zu ermitteln; 3) durch
Entfuſelung des Branntweins werden aus demſelben gewiſſe ge
e diiwe Stoffe beſeitigt, ohne daß der Branntwein durch

ie Reinigung die Eigenſchaft eines Branntweins verliert; 4) die
Entfuſelung hat keinen weſentlichen Einfluß auf den Preis des
Branntweins. Dieſer von dem obengenannten Vereine, der aus
den hervorragendſten Hygienikern beſteht ich brauche nur in dieſer
Beziehung an die an der Spitze des Vereins ſtehenden
Namen Dr. Frankenburg, Lende und Wolfsberg zu erinnern
allgemein als richtig anerkannte Vortrag giebt uns und demnächſt,
wie ich hoffe, auch dem Bundesrath den ſicheren Weg, hier eine
zweckmäßige Methode vorzuſchreiben. Dadurch halte ich gerade das
Ganze für ausführbar. Die Schweizer ſind doch auch gewiß ein
praktiſches Volk. Die haben in ihrer neuen Geſetzgebung über die
Einführung des Monopols ausdrücklich die Reinigung des Brannt-
weins obligatoriſch gemacht. Jn Schweden iſt daſſelbe bereits ein
eführt; aber wie auch ſelbſt in denjenigen Ländern, wo dieſer
einigungszwang noch nicht zur Durchführung gekommen iſt, die

Hygieniker über die Frage denken, davon will ich nur ein Beiſpiel
anführen aus der Pariſer Akademie der Medizin, aus der Sitzung
vom 16. November 1886. Dort wird ausführlich dargelegt, daß es
geradezu naiv ſei, wenn in Frankreich noch ſolche fuſelhaltige
Getränke, die der gelehrte Vortragende geradezu als Gifte bezeich-
net, gewiſſermaßen zum Vertriebe l wurden, und daßder Staat davon eine Einnahme bezöge. Es ſei das gar nicht zu
verantworten. Ja, man müſſe noch weiter gehen, man müſſe ſelbſt
die wenn auch geringen Theile von Branntwein, welche beim Ver
ſchnitt dem Wein zugeſetzt werden, unbedingt unter Strafe ſtellen,
ſofern es ſich nicht um unbedingt gereinigten Branntwein handelt.
Sie ſehen alſo, daß das doch nicht blos ein Einfall von mir iſt,
ſondern daß hier ſehr wichtige Fragen der Volksgeſundheit auf dem

Spiele ſtehen und daß es gar nicht am Platze iſt, wenn der Herr
Vorredner dieſe Frage mit einer ſolchen Geringſchätzung und mit
einer ſolchen wenig freundlichen Haltung meiner Perſon gegenüber
behandelte. (Sehr wahr!) Jch nehme das gern auf mich, denn
ich halte allerdings dieſe Fragen für ſehr bedeutungsvoll.

ch gebe zu, es wäre mir perfönlich gewiß viel lieber geweſen,
den Reinigungszwang ſchon jetzt auch auf den Kornbranntwein
auszudehnen, denn allerdings iſt ja auch darin ſchädliches Fuſelöl
ohne Zweifel vorhanden, nach den Erkundigungen aber, die ich
eingezogen habe, iſt die Quantität erſtens geringer, und dann ſollan die Qualität weniger nachtheilig ſein. Jch behalte mir aber
vor, wenn wir an die Werathung des Spezialgeſetzes, welches wir

über dieſe Frage zu bekommen hoffen, herantreten werden, dieſe ganze
Frage nochmals in Erwägung zuziehen, auch bezüglich des Kornbrannt-
weins. Wenn es richtig iſt, was Dr. Stutzer hier ausführt, daß die
weſentliche Eigenſchaft des Kornbranntweins, das Aroma, nicht ge
fährdet wird durch eine Entfuſelung, dann würde für mich das
Hauptbedenken, in dieſer Beziehung weiter zu gehen und auch den
Kornbranntwein mit heranzuziehen, wegfallen. Das ſind aber alles
DHinge, die wir demnächſt erörtern köunen, wenn wir
dieſes Spezialgeſez vor uns haben. Der Herr Kollege
Dr. Meyer hat gemeint, ich könnte alles beweiſen, das
Ja und das Nein, die entgegengeſetzten Eigenſchaften
an derſelben Sache. Das Urtheil über dieſe Aeußerung überlaſſe
ich lediglich dem Reichstag. (Bravo!) Aber das glaube ich Jhnen
bewieſen zu haben, daß unſer Antrag in dieſem Falle wohlbegründet
iſt und daß der Reichstag eine gute That thun wird, wenn er den
Antrag ſo, wie er in der Kommiſſion durchgegangen iſt, auch ſeiner-
ſeit geceptirt. (Beifall.)

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Bezüglich der Wichtigkeit des
Intereſſes, welches S 3a hat, bin ich mit dem Vorredner vollkommen
einig, und ich kann es nur dankbar begrüßen, daß der Vorredner
auch dieſe Gelegenheit benutzt hat, um dieſes Jntereſſe hier von
neuem ins richtige Licht zu ſtellen und der allgemei-
nen Aufmerkſamkeit und Theilnahme zu empfehlen. Meine
Stellung zu S 3a finden Sie ſchon im Kommiſſionsbericht
richtig wiedergegeben. Jch habe es bedenklich gefunden, daß es der
Kommiſſion gefallen hat, als denjenigen Termin, von dem aus der
Rektifikationszwang gelten ſoll, den 1. Oktober 1889 zu bezeichnen,
weil ich der Hoffnung lebe, daß es bis dahin möglich ſein wird,
den urſprünglichen Gedanken der verbündeten Regierungen, dem
ich ſchon bei der erſten Leſung Ausdruck gegeben habe, gerecht zu
werden, nämlich den Jnterefſen, welche der Vorredner dargelegt
hat, durch ein Spezialgeſetz Sicherung und Abhilfe zu verſchaffen.
Es iſt für den Bundesrath nicht verlöckend, im Allgemeinen von
einer folchen Vollmacht Gebrauch zu machen, wie ſie hier ihm
ertheilt wird mit der Beſtimmung, daß ſeine Anordnungen
demnächſt dem Reichstage vorzulegen und ſofort außer
Kraft zu ſetzen ſeien, ſobald es der Reichstag verlangt.
Es iſt dies für den Bundesrath keine angenehme und auch keine

anz angemeſſene Aufgabe. Es iſt das auch für das Land, für dasheih durchaus kein wünſchenswerther Zuſtand. Die Unficherheit,

die dadurch erzengt wird, daß die eben erlaſſenen Vorſchriften viel
leicht nach 2 Monaten in Folge eines Reichstagsbeſchluſſes wieder
aus der Welt geſchafft werden müſſen, iſt nicht gut, und wir haben an
praktiſchen Vorgängen, wo es dem Reichstag gefallen hat, dem Bundes-
rath ähnliche Vollmachten zu ertheilen, ſchon den faktiſchen Beweis ge
habt, wie wenig wünſchenswerth derartige Vollmachten ſind. Es
beſteht deshalb meine Hoffnung, daß es überhaupt bis zu dem ge
ſetzlichen Termine, dem 1. Oktober 1889, nicht zu einer ſolchen Vor-
ſchrift des Bundesraths kommen wird, ſondern zu geſetzlichen Vor
lagen, wodurch der Bundesrath verſuchen wird, ſich mit dem Reichs
tage definitiv über dasjenige zu vereinbaren, was im Sinne der Antrag
ſteller und im Sinne des S 3a künftig in Deutſchland Recht ſein ſoll.Es kann alſo S 3a, auch meiner Auffaſſung nach in ſeinem zweiten

Alinea irgend eine bedenkliche Bedeutung für das hohe Haus nicht
aben. Für den Fall aber, daß es doch dahin kommenelle daß der Bundesrath derartige Vorſchriften erlaſſen

und adminiſtrative Fürſorge treffen ſollte, dann darf ich keinen
Augenblick anſtehen, der Auffaſſung, welche der Referent
zuerſt und demnächſt Herr Miquei Ausdruck gegeben hat,
und die der Abg. Meyer nur als ſubjektive Jnterpretation des S 3a
bezeichnet hat, auch Namens des Bundesraths beizutreten. Es
würde das ganz gewiß innerhalb des Bundesraths keine Vertretung
finden, daß mit der in Alinea 2 gegebenen Ermächtigung irgendwie
über die Grenze der Nothwendigkeit hinansgegangen wird. Jch
betrachte daher dieſe ſubjektive Jnterpretation als die objektiv richtige.

Abg. Dr. Witte (dfr.): Die Darſtellung des Abg. Migquel von
den Ausführungen des Abg. Meyer muß ich als eine abſolut un-
eichtige kennzeichnen. (Sehr richtig! links.) Er hat uns vor Deutſch
land als Feinde des Rektifikationzwanges und Freunde des Fuſels
hinſtellen wollen alle Mitglieder der Kommiſſion werden uns be
zeugen, daß dies nicht der Wahrbeit entſpricht. Jch bleibe aber
dabei, daß die Geſundheitsſchädlichkeit des Fuſels wiſſenſchaftlich noch
nicht feſtgeſtellt iſt, und daß es wohl möglich iſt, daß die dem Fuſelſugeſchriebenen Wirkungen nur dem übermäßigen Alkoholgenuſſe

cAtſtammen. Gerade die Ausführungen des Abg. Miquel haben
bewieſen, daß die Frage noch nicht ſpruchreif iſt, daß es eines
Spezialgeſetzes bedürfen wird, und dieſem muß nothwendig eine
Enquete unter den Sachverſtändigen vorangehen; eine ſolche
Enquete haben aber gerade Abg. Meyer und ich in der Kommiſſion
beantragt. Ganz unzweifelhaft wird die Rektifikation die Jntereſſen
des Branntweingewerbes ſchädigen. Trotzdem erklären wir uns
bereit, an einem Spezialgeſetz über den Rektifikationszwang mit
zuwirken.

Abg. Dr. Buhl (ntl.): Dr. Witte hat ſich eben darüber be-
ſchwert, daß Kollege Dr. Miquel die Stellung von ihm und ſeinen
Freunden den jetzt vorliegenden Anträgen gegenüber als eine zu
kühle gekennzeichnet habe. Jch glaube, daß die Ausführungen des
Abg. Dr. Witte nach dieſer Richtung hin bewieſen haben, daß dieSchilderung der Stellung dieſer Herren, wie ſie Dr. Miquel gegeben

hat, die vollſtändig richtig geweſen iſt. Denn kühler, als die Herren
Dr. Meyer und Witte ſich eben ausgeſprochen haben, konnte man
es überhaupt nicht thun.

Jn der Sache hat ja Dr. Miquel in der eingehendſten und

Beſtimmung habe und ich möchte nur noch einen Satz beifügen.
Das dürfen wir uns nicht verhehlen, daß eine gewiſſe Gefahr
beſteht, daß wenn der Branntwein weſentlich vertheuert wirt, dann
die Verſuchung eintreten kann, den Branntwein noch weiter abſicht-
lich zu verſchlechtern, als das bis jetzt der Fall war. Es iſt die
Gefahr vorhanden, daß der Fuſel noch ehr, als es bei dem billigen
Preiſe der Fall war, bei dem theuren Preiſe in dem Brauntwein
gelaſſen wird, um den Branntwein zu ſtärken. Wir haben alſo
nach dieſer Richtung jedenfalls in einer ganz beſonderen Weiſe
Vorkehrungen zu treffen.

Nun haben die Herren gegen die Beſtimmungen, wie ſie die
Kommiſſion vorgeſchlagen hatte, noch den ganz beſonderen Ein-
wand gemacht, daß ſie es perhorresziren, daß dem Bundesrath die
Vollmacht gegeben wird, in ganz beſonderen Fällen Beihilfe zur
Errichtung dieſer Reinigungsanſtalten zu gewähren. Dr. Miquel
und der Finanzminiſter haben ſchon ausgeführt, in wie engen
Grenzen die dem Bundesrath gegebene Vollmacht aufgefaßt wird.
Dr. Miquel hat nachgewieſen, daß der Reichstag nach dem Wort-
laut ihm gegenüber das Recht habe, auch derartige Beihilfen
ſeiner Reviſion zu unterziehen. Trotzdem haben die Herren den
lebhaften Widerſpruch gegen dieſes Prinzip ausgeſprochen. Sie
haben dabei hauptſächlich an den Oſten gedacht. Laſſen Sie mich
noch kurz auch mal die ſüdlichen Verhältniſſe ſchildern, was für
eine Bedeutung dieſe Beſtimmung für ſie hat. Wir haben bei uns
in der Pfalz 800--900 kleine Kartoffelbrennereien, die bis jetzt
ihren Trinkbranntwein direkt an den Konſumenten abgeſetzt
haben. Wenn Sie dieſe Brennereien dem Reinigungszwang unter
werfen, muß in irgend welcher Weiſe den Leuten die Möglichkeit
gegeben werden, für die Reinigung zu ſorgen. Wollen Sie die Er
ſtenz dieſer ſämmtlichen landwirthſchaftlichen Brennereien in einer
Weiſe gefährden, daß wir nicht wiſſen, in welcher Weiſe ſie er
halten werden können. Jch glaube, daß gerade auf derartige kleine
bäuerliche Brennereien beſondere Rückſicht genommen werden muß.
Jch habe mich für dieſe außerordentliche Vollmacht, die hier in An
ſpruch genommen wird, beſonders mit Rückſicht auf dieſe kleinbäuer
lichen Verhältniſſe intereſſirt.

Es könnte eine derartige Beſtimmung im Nahrungsmittelgeſetz
getroffen werden, wenn ſie in dieſem Geſetze nicht getroffen
würde. Jch hätte zu unſerer bairiſchen Staatsregierung, zu
unſerer bairiſchen Landesvertretung und zu ihren ſämmt
lichen Parteien das feſte Zutrauen, daß wenn es
in Folge ſolcher Beſtimmungen nothwendig wäre, Beihülfe den
kleinen Exiſtenzen zu gewähren, ſie von dem Lande nicht verweigert
würden. Aehnliche Einrichtungen ſind bei uns in Baiern ſchon
ins Leben getreten. Jch kann eine Berechtigung für den Wider-
ſpruch, wie er von dem Vorredner erhoben iſt, nicht zugeben; ich
glaube im Gegentheil, daß die Beſtimmung, wie ſie in dem Para-
graphen getroffen iſt, ein nothwendiges Korrelat für Alinea 1 iſt,
und würde deshalb dringend bitten, daß Sie die Beſtimmung an
nehmen, wie ſie im Paragraphen ſteht.

Abg. Dr. Windthorft (Centr.): Jch würde nicht glauben,
dem Bundesrathe eine ſolche Vollmacht geben zu ſollen und würde
meinen, daß hier ein beſonderes Geſetz nothwendig iſt. Jndeß hat
der Finanzminiſter in der Kommiſſion und heute wieder erklärt,
daß ein ſolches r beſtimmt vorgelegt werden wird. Was die
den Brennern für Beſchaffung der Rektifikationsapparate zu ge
de Entſchädigung betrifft, ſo muß ich mich gegen eine ſolche
erklären

Die Diskuſfion wird r 7
Abg. Kräcker (Soziald., zur Geſchäftsordnung) beantragt über

Abſatz 2 des 5 3a namentliche Abſtimmung.
Abg. Dr. Meyer (perfönlich): Jch muß den Vorwurf des

Abg. Miquel, der auch von dem Abg. Buhl aufgenommen wurde,
ich hätte mich gegen den Reinigungszwang erklärt, als abſolut un
begründet bezeichnen. Jch habe mich dagegen erklärt, daß man
eine ſo wichtige Frage, wie die Reinigung des Branntweins, hiergelegentlich entſcheiden will durch eine Geſinnung die abſolut

inhaltslos bleiben muß, bis ſie durch ein neues Geſetz erſetzt
iſt, und die außerdem mit einem kommuniſtiſchen Element
verquickt iſt. Weiter habe ich nichts geſagt und wenn der Abg.
Migquel ſeine unrichtige Behauptung „vor ganz Deutſchland“ kon
ſtatiren will, ſo muß ich ihm. überlaſſen, ob es ihm paſſend iſt, eine
unrichtige Behauptung vor ganz Deutſchland zu tragen.Der Antrag des Abg. Krater auf namentliche Abſtimmung

über Abſatz 2 findet nicht die erforderliche Unterſtützung von
50 Stimmen; s 34 wird in ſeinen einzelnen Beſtimmungen gegen
die Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten ange
nommen.

36 betrifft die Vertheilung der Einnahmen aus der
Verbrauchsabgabe an die Einzelſtaaten.

Abg. Nickert (dfr.): Jch frage vergeblich, welches ſind die
Zwecke der Einzelſtaaten, zu denen dieſe Summen verwandt werden
ſollen. Was die Ueberweiſungen betrifft, ſo wollte Herr Miquel mir
geſtern in dieſer Frage eine Meinungsänderung nachweiſen. 1879
wurde ich ſeitens der nationalliberalen Partei beauftragt, ihren
Standpunkt bezüglich der Ueberweiſungen darzulegen. Wer meine
damalige Rede aufmerkſam geleſen hat, dem wird es ſchwer fallen,
mir Widerſprüche nachzuweiſen. Jch ſtehe heute noch prin
zipiell den Ueberweiſungen an die Provinzen und Ge-
meinden ſympathiſch gegenüber, allerdings mit der Einſchränkung, daß auch die durch die Hrovigeiakverwaltang
bedingten Ausgaben auf die Etats der Provinzen übernommen
werden. Uebrigens wäre es einmal an der Zeit, daß man ſeitens
der national- liberalen Partei aufhört, mich aus Anlaß meiner
früheren Zugehörigkeit zu derſelben anzugreifen. Von Seiten der
Freunde der national-liberalen Partei geſchieht dies in einer oft
geradezu niederträchtigen Weiſe. (Rufe bei den National-Liberalen:
Zur Ordnung!) Ich erinnere nur an die bekannten, meine Perſon
betr. Artikel der „Kölniſchen Zeitung“.

Abg. Dr. Sattler (nl.): Bereits im vorigen Jahre verſuchte
Herr Rickert bei Gelegenheit der Branntweinſteuerberathung den
nationalliberalen Mitgliedern der Kommiſſion nachzuweiſen, daß ſie
nicht im Einklange mit der früheren Stellung dieſer Partei gehandelt hätten. Auch heute wieder war i auf ähnliche Be
ſchuldigungen von ſeiner Seite gefaßt. Jn der erſten Rede, die ich
überhaupt von ihm gehört habe, bemühte er ſich, dem Abgeordneten
v. Benda Widerſprüche nachzuweiſen, indem er ausgiebig Stellen
aus früheren Reden deſſelben citirte. Der Abg. Rickert braucht ſich
alſo nicht darüber zu beklagen, daß es ihm eben ſo ergeht.
Es iſt unzweifelhaft, daß der Abg. Rickert ſeine Anſicht in Bezug auf
die Ueberweiſung von Grund aus geändert hat. Jm Jahre 1879
iſt er voll und ganz für Ueberweiſung eines Theils der Grund-
und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände eingetreten. Von
einer allgemeinen Ausgleichung war damals bei ihm noch keine
Rede. Uebrigens bin ich ſehr überraſcht, in ſeiner Rede vom 1. März
1879 im Reichstage einen Gedanken zu finden, wegen
deſſen er mich einmal angegriffen hat. 1879 ſagte Herr Rickert:
„Erſt ſchaffe man die Millionen, über die man disponiren will,
dann kann man an eine vollſtändige Reform der direkten Steuern
gehen.“ (Hört! Hört!) Das ſteht ganz im Einklang mit dem, was
ich im Abgeordnetenhauſe ſagte, weswegen mich der Abg. Rickert
aber angriff. Was den 8 36 betrifft, ſo war hier eine Konzeſſion
unbedingt nöthig. Die Hauptſache iſt ja doch, daß wir überhaupt
höhere Einnahmen aus dem Branntwein erreichen.

Abg. Nickert (dfr.): Jch habe geſtern darauf hingewieſen, daß
die nationalliberale Partei in konſtitutionellen Hauptfragen ihre
Stellung vollkommen geändert hat. Was meine Rede vom Jahre
1879 betrifft, ſo habe ich in der That keine Neigung, mich
mit den Herren auf eine weitere Diskuſſion einzulaſſen.
Jn dieſem Falle wollen Sie Ueberweiſung bedeutender Summen
an Preußen, ohne eine Ahnun z haben, auf welchem Wege dieſeSummen werwendet werden ſo en. Früher dachten Sie in der

Beziehung anders. Uebrigens hat der Abg. von Benda in Bezug
auf die Ueberweiſungsfrage genau dieſelben Wandlungen mitgemacht
von 1879 bis 1881 wie ich. Jch wundere mich, daß der Abg.
Sattler ihn nicht angreift. Beantworten Sie mir einfach eine Frage:
worin liegt beimir der Wechſel der Geſinnung. Jch habe 1879 mit geholfenbei der Formulirung des Kerwendt ngegeſexes und als ich ſah, daß

das formulirte Geſetz nicht durchführbar war, habe ich 1881 ebenſo
wie Herr v. Benda erklärt, die Begeiſterung dafür ſei bei uns ab
gekühlt. Jm Prinzip bin ich auch heute noch mit der Sache ein
verſtanden; aber ich warte auf den großen Augenblick, wo es dem
Abg. Sattler gelungen ſein wird, dies Prinzip auch für mich durch

überzeugendſten Weiſe uachgewieſen, welche große Bedeutung dieſe

Abg. Dr. Miquel: Meine Kollegen werden mir das Zeugniß
eben, daß mir während meiner An parlamentariſchen Thatix
eit die Neigung zu perſönlichen Angriffen und verletzenden Ae Je

rungen in einer ſachlichen Diskuſſion fern gelegen hat. Jch kam
mich wicht erinnern, in dieſer Beziehung jemals die Abſicht gehabt
zu haben, die Grenzen, die ich mir immer geſteckt habe, zu über
ſchreiten. Jch bin der Meinung, daß wir in dieſer Beziehung die

rößte Rückſicht und Zurückhaltung der Würde des deutſchenKorlaments ſchuldig ſind, (ſehr wahr) und daß diejenigen, welche

dieſe Grenzen überſchreiten, ſich ſelbſt den größten Schaden thun
Jch befürchtete, daß aus einer Aeußerung des Abg. Rickert eine
neue perſönliche Erwiderung hervorgehen würde, und um dieſer
Befürchtung entgegenzutreten, habe ich das Wort genommen. Er
ſprach von „Parteifreunden der nationalliberalen Partei“, welche
gegen ihn „niederträchtige Verleumdungen“ ausgeſprochen bätten,
Ja, wenn ein nationalliberales Blatt dieſe, wie ich vollſtändig zu.
gebe, ganz niederträchtigen Verleumdungen gegen den Abg. Rickertaufgenommen hat, ſo gehören die Leiter eines ſolchen Blattes nicht

entfernt zu unſerer Partei. Wir weiſen jede Gemeinſchaft
mit ſolchen Perſonen zurück. Jch habe, um dies ganz zweifellos zu
machen, damals aus dem Seebade, ſobald ich zu meiner größten
Entrüſtung von der Sache Kenntniß erhielt, ſofort an den Abg.
Rickert geſchrieben. Jch kann dafür haften, daß dieſe Anſchauungen,
wie ich ſie damals privatim ausgedrückt habe, der Auffaſſung meiner
geſammten politiſchen Freunde entſprechen. (Beifall.)

Abg. v. Benda (nul.): Der Abg. Rickert hat von Wandlungen
geſprochen, die ich in meinen Anſchauungen durchgemacht hätte.
Jch erinuere demgegenüber nur an die viel bedeutenderen Wand.
luugen, die der Abg. Rickert durchgemacht hat. Jch beſchränke mich

Angriffe vermieden.
beitragen.

S 36 wird hierauf angenommen.
S 38, welcher über die Maiſchbottichſteuer Feſtſtellungen

trifft, ſtellt für die landwirthſchaftlichen Brennereien, die nur vom
1. Oktober bis 15. Juni betrieben werden, Nachläſſe an der Steuer
feſt, welche ſich nach der Größe des Bottichraums richteu (je kleiner
der Bottichraum, der „an einem Tage“ bemaiſcht wird, deſto größer
der Nachlaß). Nr. II des Paragraphen beſtimmt, daß die höhere
Maiſchraumſteuer ſchon dann fur den ganzen Kalendermongt er.
hoben wird, wenn nur an einem einzigen Tage der entſprechend
hohe Bottichraum bemaiſcht worden iſt.

Hierzu beantragen: 1) Die Abgg. von Helldorff u. Gen,
daß nicht ein einzeiner Tag, ſondern der entſprechend hohe Monats
durchſchnitt zu der höheren Raumſteuer verpflichte.

2) Abg. v. Eckardſtein beantragt, den landwirthſchafflichen
Brennereien, denen die betreffenden Steuererläſſe zu gewähren ſeien,
auch diejenigen zuzurechnen, welche vom 15. September bis 15. Juni
e gen werden, wenn der Betrieb nicht länger als 8h Monate

auert.
3) Abg. Lieber will im Antrage Eckardſtein ſtatt „15. Juni

ſagen „15. Juli.“
Ferner beſtimmt die Vorlage, daß die Branntwein Material

ſteuer vom Hektoliter Trauben oder Obſtwein, flüſſiger Weinhefe
oder Steinobſt 0,85 Mk. beträgt. Die Abg. Grad, Simonit
und Gen. beantragen, den Hektoliter flüſſige Weinhefe mit 0,70
Mark zu beſteuern und vom Hektoliter Trauben- oder Obſtwein
und Steinobſt 0,85 Mk. Materialſteuer zu erheben.Abg. von Wedell Malchow kon)) bittet um Annahme des
Antrags Helldorff, der unbedenklich ſei, da es ſich nur um die
kleinen Brennereien, die bis zu 3000 Liter brennen, handele. Die
Kommiſſion habe zwar bereits für die kleinen Brennereien Er
leichterungen geſchaffen indeß würden ſie ſo ſchwer gegen die großen
Brennereien zu kämpfen haben, daß es ſich wohl empfehle, ihnen
auch die von dem Abg. von Helldorff beantragte Erleichterung zu
kommen zu laſſen.

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Der Antrag Helldorff hat ſchon
der Kommiſſion vorgelegen, und ich habe mich dort gegen ihn aus-
geſprochen. Jch that dies deshalb, weil er eine nicht wünſchens-
werthe Abweichung von der W n Geſetzgebung herbeiführt,
außerdem aber, weil er geeignet iſt, bei der Kontrolle wegen der
nothwendigen Durchſchnittsberechnung Schwierigkeiten zu bereiten.
Das letztere trifft indeß nach genaueren Ermittelungen nicht ein,
und ich ſtehe daher heute nicht an, Jhnen den Antrag Helldorff zur
Annahme zu empfehlen.

Abg. Holtz (konſ.) empfiehlt den Antrag Eckardſtein, der die
Tendenz des Geſetzes nicht berühre, wohl aber den Kartoffelbauern
den Verkauf ihrer Produkte beſſer ermögliche und ſo der Humanität
entſpreche.

Abg. Dr. Lieber (Centr.): Für den Antrag Helldorff werden
wir ſtimmen. Ebenſo ſind wir für den Antrag Eckardſtein, meinen

Möge der Abg. Rickert gefälligſt mit dazu

aber, daß alle, die für dieſen ſind, auch für meinen
Antrag ſtimmen müſſen. Läßt man für die 8h Monate
Brennzeit einen weiteren Spielraum, ſo darf man ſſièch
nicht blos auf den Standpunkt des Oſtens ſtellen, ſon
dern muß auch den Weſten berückſichtigen, dann muß man den
Termin noch weiter hinausrücken, und das will unſer Antrag.
Derſelbe wird vielleicht Schwierigkeiten verurſachen, aber wir haben
im Jntereſſe der ausgleichenden Gerechtigkeit ſo viele techniſche
Schwierigkeiten in das Geſetz aufgenommen, daß wir es auch hier
thun können.

Abg. Struckmann (nl.): Es giebt, namentlich in Hannover,
eine Anzahl von rein landwirthſchaftlichen Brennereien, die fremdes
Vieh in ihre Ställe einſtellen, um es zu füttern während der
Dünger in der Wirthſchaft bleibt. Da könnte ein Zweifel ent
ſtehen, ob, weil das Vieh nicht dem Eigenthümer gehört es alsza Wirthſchaft gehörig zu betrachten iſt. Jch konſtatire, falls kein

Liderſpruch erfolgt, daß der Begriff der landwirthſchaftlichen
Brennereien dadurch nicht geändert wird.

Abg. Dr. Sattler (ul.): Nach den Erklärungen des Finanz-
miniſters werden wir für den Antrag Helldorff ſtimmen, trotz der
Bedenken, die wir gegen denſelben haben. Die Anträge Eckard-
ſtein und Lieber dagegen bitten wir abzulehnen; denn nach An-
nahme derſelben können wir überhaupt nicht mehr von Brennereien
reden, die im Sommer brennen, ſondern nur noch von ſolchen,
die J Monate brennen. Gerade das aber wollten wir ja ver
meiden.

Abg. von Eckardſtein vertheidigt nochmals ſeinen Antrag.
Regierungs Aſſeſſor Köhler: Die Tragweite der Ankräge

Eckardſtein und Lieber und die Schwierigkeiten, die ſich ihnen ent
gegenſtellen, laſſen ſich noch nicht überſehen ich bitte deshalb vor
läufig bis zur dritten Leſung von dieſen Anträgen abzuſehen.

Abg. Dr. Lieber zieht darauf vorläufig ſeinen Antrag zurück.
Die Anträge Eckardſtein und Grad-Simonis werden ab-

gelehnt, der Antrag Helldorff und mit dieſem 38 an
genommen.

8 39 handelt von dem
Abſatz 1a lautet:

Landwirthſchaftliche Brennereien, welche an einem Tage meb.
als 1500 Liter Bottichraum bemaiſchen, unterliegen, ſofern ſie
während der Zeit vom 16. Juni bis 30. September betrieben
werden, für dieſe Zeit anſtatt der Maiſchbottichſteuer dem von
den gewerblichen Brennereien zu zahlenden Zuſchlag zur Ver-
brauchsabgabe.

Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe.

Abg. Spahn beantragt, ſtatt „dem von den gewerblichen
Brennereien“ zu ſetzen: „dem nach Nr. 1 von den gewerblicher
Brennereien“.

Mit dieſem Antrage wird S 39 angenommen.
1 41 handelt vom Zollbetrag und lautet:

Von dem vom Zollauslande in Fäſſern eingehenden Arrac,
Cognac und Rum werden an Zoll vom Tage der Verkündigung
des gegenwärtigen Geſetzes ab 125 Mark für 100 Kilogramm
erhoben, von allem übrigen Branntwein 180 Mark für 100 Kilo-
gramm.

Abg. Nickert will ſtatt „125 Mk. für 100 Kilogr.“ ſetzen
100 Mk. für 100 Kilogr., und ſtatt „180 Mk. für 100 Kilogr.“
ſetzen 150 Mk. für 100 Kilogr.

Abg. Broemel (dfr.): Die Regierungsvorlage will einen
einheitlichen Zollſatz für jede Art von Branntwein. Die Mehrheit
der Kommiſſion hat dagegen nur für Rum, Arrac und Cognaceinen beſonderen Zoll baſchtoſfen, Der bisherige Zoll iſt ein

Bruttozoll, das Faß wird mitverzollt. Der höhere Zoll würde in

führbar zu machen. dieſem Fall die n treffen. Hierauf iſt in dem
Kommiſſtonsbeſchluß gar Rückſicht genommen. Daber haben

hierauf und wünſchte, daß wir für die Zukunft derartige perſönliche
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z eine Herabſetzung des Zolls beantragt. Auch der Punkt war
x für uns maßgebend, daß auf den Alkoholgehalt des impor-en Brannktweins gar kein Bedacht genommen iſt. Der Zen

irde hier beinahe das Doppelte der Verbrauchsabgabe im Jnlande
zmachen. Deshalb hat ja auch die Kommiſſion dem Wnuuſch der
ewerbetreibenden in dieſer Bezichnng einigermaßen Rechnung
Arggen, aber unſeres Erachtens nicht in genügendem Maße.h halte daran feſt, daß der von uns vorgeſchiggene Satz, der

erhin eine beträchtliche Erhöhung in ſich ſchließt, der durch
z angemeſſene iſt. Jch bitte Sie demnach, unſerem Vorſchlage
zuſtimmen.

Der Antrag Rickert wird S die Stimmen der Freiſinnigen
e und t 41 in der Faſſung der Kommiſſion angenommen,
henſo 2.

Abg. gen ckmann beantragt dem 42 folgende Beſtimmung
gen zu lafſen:

5 42a Durch die Landesgeſetzgebung kann auch den bisher
hierzu nicht berechtigten Gemeinden oder weiteren Kommunal-
perbänden geſtattet werden, den in ihren Bezirken verbrauchten
Wein und Branntwein zu beſteuern. Dieſe Beſteuerung darf bei
dem Wein den Höchſtbetrag von 12 Pf. für das Liter und bei
dem Brauntwein den Höchſtbetrag von 20 Pf. für das Liter
reinen Alkohols nicht überſteigen. Ausnahmen hiervon ſind nur
inſoweit zuläfſig, als einzelne Gemeinden ſchon gegenwärtig eine
höhere Abgabe erheben, welchen Falles letztere fortbeſtehen kann.
Abg. Struckmaun (nul.): Es iſt doch immer noch zweifelhaft,

ch auf Grund dieſes Geſetzes den Gemeinden beſondere Zuwen-
dungen zufließen werden. Und doch iſt das Bedürfniß dazu noto-
ſch bei der Ueberlaſtung der Gemeinden. Jn dem Monopolentwurf
ſenden ſich denn auch dahin zielende Beſtimmungen, welche den
Gemeinden einen Antheil an der Steuererhebung ſicherten. Nun
nd die meiſten Einnahmequellen der Kommunen bereits ſo erſchöpft,
daß die Eröffnung neuer Einnahmequellen eine dringende Noth-
pendigkeit iſt. Betreffs des Braunntweins herrſcht in Deutſchland
relſtändige Ungleichheit. Es giebt ganze Diſtrikte, wo es den
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er ten Gemeinden erlaubt iſt, den Branntwein zu beſteuern, andere
(je kleiner Prieder, wo es nicht erlaubt iſt. Auch für den Wein
ſo größer eſt es ſo, daß uur in Süddentſchland die Beſteuerung

ſie höhere erlaubt iſt. Dieſe Ungleichheit kann und darf nicht
linger beſtehen bleiben. Jch finde die Gelegenheit ſehr paffend, bei
dieſem Geſetze dieſe Ungleichheit zu beſeitigen. Alle Einwände da-
gegen ſind für mich nur formaler Natur. Bisher haben die Kom

monat er
tſprechend

u. Gen munen ſich nur mit Verſprechungen abfinden laſſen müſſen, Reelles
Monats J iſt ihnen noch nicht geboten, und ſie würden es mit großer Freude be-

grüßen, wenn man ihnenjetzt endlich etwas Reelles bietet. Nun kann man
chafflichen einwenden, daß der Brauntwein dadurch noch theurer werden würde
)ren ſeien I und ſomit durch verringerten Konſum die Reichskafſe geſchädigt
s 15. Juni würde. Dagegen ſchützt die Formulirung meines Antrags, der

onate I aſens Maximalſätze vorſchreibt und dann die Entſcheidung über
tie Bedürfnißfrage in die Hände der Landesbehörden legt. Darum

5. Juni kann ich Sie nur bitten, meinen Antrag anzunehmen.
Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Der Abg. Struckmann nimmt

Material J an, daß die Theilnahme, welche bei der Geſetzgebung vielfach
Weinhefe J ſowohl hier als in den Landtagen den Gemeinden ausdrücklich be
Simonit J zeugt werde, nur eine ſehr platoniſche geweſen ſei, und daß es
mit 0,70 I darauf ankomme, ihnen einmal etwas unmittelbar zu überweiſen.
Obſtwein Wir haben dieſen Vorwurf nicht verdient; ich glaube auch, für den

preußiſchen Landtag in Anſpruch nehmen zu müſſen, daß dort die
ahme des I Sedürfniſſe der Gemeinden in Preußen ernſt berückſichtigt worden
ir um die ſind, daß es ſich nicht um eine platoniſche Liebe gehandelt hat.
dele. Die Ich bin der Meinung, daß dieſer Antrag, wenn er als ein wirk
reien Er liches Hülfsmittel für die Gemeinden angeſehen wird, irrig auf-
die großen J geſaßt wird und daß er in dieſem Geſetz gerade weiter
le, ihnen I nichts als eine platoniſche Liebe für die Gemeinden
erung zu bedentet; in praktiſcher Hinſicht iſt er für die Kommunen

von keiner Bedeutung. Wenn wir große Mittel bekommen aus
hat ſchon den Quellen, die der Beſteuerung zugänglich ſind, daun iſt es in
ihn aus die Hand der Bundesſtaaten gegeben, dem Bedürfniſſe ihrer Ge

bünſchens meinden und darüber iſt wohl nur allgemeines Einverſtändniß,
rbeiführt, daß dieſe Bedürfniſſe hauptſächlich auf dem Gebiete des Schul
egen der weſens liegen durch Uebernahme eines erheblichen Theils der
bereiten. Ausgaben für das Schulweſen Rechnung zu tragen.

richt ein, Es würde auch unmöglich ſein, daß ſich die großen Stadtkreiſe wie
dorff zur die kleinen Landgemeinden in gleichmäßiger Weiſe eine ſolche Be

ſlinmung zunutze machten. Es würden nur einige und namentlich
der die ſtädtiſche Gemeinden in der Lage ſein, von dieſem Mittel Gebrauch

felbauern zu machen und eine Verbeſſerung ihrer Lage zu erzielen. Nun
umanität meint der Abgeordnete, nicht nur einzelne Gemein-

den, ſondern möglicher Weiſe auch ganze Kreiſe könnten
werden eine ſolche Verbrauchsabgabe von Wein und Branntwein einführen.
meinen Wie ſollte eine ſolche erhoben werden? Sollen wir etwa Zoll-
meinen barrieren in den Kreiſen errichten? Gegen die Zulaſſung einer

Monate ſolchen Verbrauchsabgabe, wenn ſie nicht in der Form von Zu
an ſich ſchlägen auftritt, ergeben ſich die erheblichſten Bedenken.
n, ſon- Wenn der Abgeordnete meint, daß durch dieſes Geſetz eine
nan den Ungleichmäßigkeit entſtehe, welche beſeitigt werden müſſe, ſo wird
Antrag. dieſelbe auch nicht im geringſten Maße durch dieſen Antrag beſeitigt.
ir haben Wenn den Landesgeſetzgebungen dies überlaſſen ſein würde, und
chniſche wir haben deren 25 bürgt das dafür, daß in Deutſchland ein
uch hier gleichmäßiger Zuſtand eintreten wird? Seine Schilderuungen darüber,

alſo, was jetzt in den Gemeinden hervortreten wird, würde auch
nnover, für die einzelnen Länder zutreffen, die Hinweiſung auf das,
fremdes was die Regierung beim Branntweinmonopol vorgeſchlagen
end der hat, iſt bei dieſem Antrag nicht zutreffend; denn damals handelte
fel ent es ſich um eine das finanzielle Jntereſſe auf dieſem Gebiete
es als erſchöpfende Vorlage, neben welcher es ſehr gut angängig war, den

lls kein Kommunen eine unmittelbare Benutzung der Einrichtungen, welche
ftlichen das Reich hergeſtellt haben würde, einzuräumen. Bei dem Monopol

wäre es nicht erforderlich geweſen, in den einzelnen Kommunen
inanz beſondere Erhebungsmodalitäten einzuführen, ſondern es wären
otz der einfach durch die Organe der Monopolverwaltung die Zuſchläge
Fckard der Reichsabgabe zu erheben und den Gemeinden abzuführen
ch An geweſen. Auch war damals der Landesgeſetzgebung keine Ein-
tereien wirkung eingeräumt, ſondern unmittelbar den Kommunen ſelbſt.
olchen, Jn dieſes Geſetz eine ſolche Beſtimmung aufzunehmen, halte ich für
a ver vollſtändig verfehlt. Jch bitte Sie, daran feſtzuhalten: der Art. 35

der Verfaſſung hat das Reich in den ausſchließlichen Beſitz dieſer
ag Steuer geſetzt und wir ſind nicht der Meinung, daß das Reich,
rträge namentlich bei dem bisherigen Ertrage der Steuer, bei der Be-
n ent ſchränkung, die ſich die Regierung bei dieſer s auferlegt hat,

vor irgendwie im Stande iſt, den Einzelſtaaten ein Kondominium an
dieſer Steuer einzuräumen. Jch bitkle Sie deshalb, den Antrag

rück. abzulehnen. 3ab Abg. Frhr. v. Huene (Centrum): Der Herr Finanzminiſter
an hat eben angedeutet, daß das jetzige Geſetz nicht voll das befriedige,

was man von der Branntweinſtener zu erwarten habe, dieſer An
abe. deutung gegenüber erkläre ich Namens meiner Freunde,

daß, nachdem geſtern der volle Satz der Regierungs-
meb rorlage angenommen iſt, wir gar nicht daran denken, den
n ſie Branntwein noch einer weiteren Beſteuerung zu unterwerfen.
eben Der Antrag Struckmaun iſt ein einſeitig ſtädtiſcher. Das Land
von muß ſeinen Bedarf an Branntwein in den Städten kaufen und

Ver würde ſomit bei Annahme des Struckmaun'ſchen Antrages eine
Kommnnalſteuer zahlen. Auch von dem Geſichtspuunkt aus möchte

chen. ich um die Ablehnung des Antrages bitten, weil derſelbe den Kon
cher ſumenten noch höher belaſtet. (Beifall im Centrum.)

Abg. Dr. Meyer (Halle, dfr.): Jch wundre mich, daß der
„Bürgermeiſterantrag“ (Heiterkeit) hier wieder eingebracht worden
iſt, da er doch durchaus ausſichtslos iſt. Der Finanzminiſter be-

rac, kämpfte den Ankrag, indem er ſagte, er verſtände es ſelber, den
ung Branntwein zu beſteuern (Heiterkeit); von dieſer ſeiner Fähigkeit wird
mm er ja bald genug Proben ablegen können. Der Antrag Struck-
ilo- mann gehört gar nicht hierher, er gehört in ein Kommunalſteuer-

geſetz. Jch bitte Sie daher den Antrag abzulehnen.
zen Abg. Orterer (Centrum) erklärt es für ein unbeſtreitbares
r.“ Recht der Kommunen, derartige Abgaben zu erheben. Die hier beſtehende Ungleichheit müſſe entſchieden beſeitigt werden, damit die

ten Vortheile dieſer Beſteuerung allen Kommunen gleichmäßig zugute
eit kämen. Ob es formell zuläſſig ſei oder gerathen, gerade bei dieſer
gc Gelegenheit dieſe Materie zu regeln, laſſe er dahingeſtellt.
in g. Dr. Miquel (ul.): Die Bemerkung des Abg. Meyer,
in daß der Antrag Struckmann eigentlich in die e litße Be

m iche Beehöre, iſt wenig zutreffend, da der Antrag nur die möglien reiung von einer Schranke enthält, welche die GReichögeſehgebung

erregen

e hat. Nichts deſto weniger aber möchte ich doch meinen
reund Struckmann bitten, in der gegenwärtigen Lage ſeinen

Antrag zurückzuziehen, da er wirklich ein zu weit gehender, bedeutſamer
und nicht genügend vorbereiteter Antrag iſt, um dieſes ſchwere
Geſetz noch mit dieſem ſehr ſchweren Anhang zu belaſten. Jch
möchte daher ihm anheimgeben, bei einer anderen Gelegenheit auf
dieſen Gegenſtand zurückzukommen. Auch ich habe bedauert, daß der
Finanzminiſter ſich mit der Hoffnung trägt, demnächſt den Brannt
wein noch mit höheren Steuern zu belaſten. Jch habe ſchon die
Anſicht meiner politiſchen Freunde ausgeſprochen, daß wir über
haupt die Steuerreform im Reich mit den jetzt vorliegenden Geſetzen der
Zucker und Branuntweinbeſteuerung für abſehbare Zeit für völlig
abgeſchloſſen halten. Jch bemerke anusdrücklich, daß der Hauptgrund
für uns, für den vollen Satz der Regierungövorlage zu ſtimmen,
nur in der Hoffnung lag, daß dann auch dauernd die Steuerfrage
in Bezug auf den Branntwein zur Ruhe kommen würde. Wir be
fürchteten gerade, daß, wenn man in dieſem Augenblicke einen zu
niedrigen Satz griffe, wir in den nächſten Jahren auf die Sache
wieder zurückkommen müßten das wollten wir vermeiden. Wir,
ich und meine politiſchen Freunde betrachten die Frage der Brannt-
weinbeſtenerung mit dieſem Geſetz als definitiv abgeſchloſſen.

Abg. Struckmann zieht ſeinen Antrag zurück, hofft aber, daß
die Parteien ſich auf dieſem Gebiete bald wieder begegnen würden.

Ein Autrag auf Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt.
Abg. Nichter (dfr.): Jch finde es ſeltſam, daß in einem Augen

blicke, wo die Majorität des Reichstags der Regierung 2 Millionen
neue Steuern bewilligt, der Finanzminiſter erklärt, den Branntwein
demnächſt zum Gegenſtand noch weiterer Steuerexperimente machen
zu wollen. Diejenigen, welche die Verantwortung für dieſe
höheren Laſten auf ſich nehmen, haben ſich mehrfach bei dem Ge-
danken beruhigt, daß nach Annahme dieſes Geſetzes für die
erſte Zeit die Erwerbsverhältniſſe der daran beſonders betheiligten
Klaſſen durch neue Steuervorlagen und neue Projekte ungeſtört
ſein werden. Dieſe Klaſſen machen ſchon heute die Erfahrung, daß
ſie ſolche Beruhigung nicht ſchöpfen können, daß die Beunrnhigungs-
politik auch nach dieſen großen Bewilligungen Platz greifen wird.
Der Miniſter hat ſich nicht geſcheut, ſolche Erklärungen
abzugeben, trotzdem der Abgeordnete Migquel ſeinerſeits geſtern
eine Verwahrung gegen weitere Steuerpläne hier ausgeſprochen
hat. Es zeigt das, wie wenig von Seiten des Miniſtertiſches jetzt
auf Erklärungen ſolcher ihm nahe ſtehender Parteien gegeben
wird. Eine Hoffnung der Parteien, welche für die Branntwein-
beſteuerung eingetreten ſind, iſt alſo heute ſchon zerſtört. Jch
fürchte, es werden in der Praxis noch viel mehr Hoffnungen zum
Schaden des Landes zerſtört werden.

Finanzminiſter Dr. v. Scholz: Der Abg. Richter hat konſta
tirt, daß ich mich nicht geſcheut hätte, eine Erklärung abzugeben,
welche alle Hoffnungen, daß die Branntweininduſtrie und alle daran
betheiligten Jnduſtrien zur Ruhe kommen würden, nun wieder zu
Grabegzgetragen hätte. Zugleich bin ich auch von dem Abg. Miquel
mißverſtanden worden, welcher ſagt, ich hätte heute die Erklärung
abgegeben, daß demnächſt der Branntwein noch weiter beſtenert
werden ſollte. Jch habe weder heute etwas Neues erklärt,
noch überhaupt irgend etwas, was nicht gedruckt ſeit Beginn
der Seſſion in Jhrer aller Beſitz ſich befindet. Die Thronrede, mit der
der Reichstag eröffnet worden iſt, hat in Ausſicht geſtellt, daß die
Arbeiten zur Fortſetzung der Reichsſteuerreform aufgenommen
werden würden, und zwar in einem Umfange, wie es für jetzt nur
möglich ſei, zur Ausführung zu bringen. Wenn der Abg. Richter
die Begründung dieſes Geſetzes eines Blickes gewürdigt hätte, ſo
wäre er ſelbſt wenigſtens vor der Annahme behütet
worden als hätten die verbündeten Regierungen auf das-
jenige verzichtet, was ſie ſeit Jahren als ihr Finanzprogramm dem
Reichstage offen und ehrlich mitgetheilt haben. Jch ſelbſt habe
nichts Anderes geſagt, als was jedem Leſer des Kommiſſions-
berichtes klar ſein muß. Jm Kommiſſionsbericht ſteht: „Der Herr
Staasminiſter Dr. von Scholz erwiderte darauf, daß wenn man
auch mit der Tendenz des Antrags einverſtanden ſei, derſelbe doch
für die verbündeten Regierungen nicht annehmbar ſei, weil das
jetzige Geſetz nicht wie das Branntweinmonopol erſchöpfend und
für alle Zeiten die Anſprüche des Reichs an dem Branntwein als
Steuerobjekt befriedigte.“ Von dem Verſuch des Abgeord-
neten Richter, die nationalliberale Partei mit Haß und Abnei-
gung gegen mich zu erfüllen deshalb, weil ich auf die geſtrige Er
klärung des Abg. Miquel heute das Gegentheil von dem erklärte,
was ich gar nicht anders erklären konnte, hoffe ich, daß er ohn-
mächtig ſein wird; ich wenigſtens bitte die Herren dringend, ſichdurch ſolche Einflüſſe nicht beſtimmen zu laſſen. (Beifall rechts.)

Abg. Dr. Windthorſt (Centr.): Mit den Auslaſſungen des
Finanzminiſters ſind wir klar und beſtimmt vor die Eventualität
geſtellt, daß dieſe Bewilligung nur eine Etappe iſt, um demnächſt
zu einem Abſchluſſe der Beſteuerung des Branuntweins zu gelangen
und es war das Minimum von dem, was der Abg. Frhr. v. Huene
thun konnte, Proteſt dagegen zu erheben und ſich dahin zu erklären,
daß er mit ſeinen politiſchen Freunden dieſe Angelegenheit für jetzt für
erledigt erachte. Der Abg. Dr. Miquel hat ſich dieſer Erklärung des
Frhrn. v. Huene ſchließlich angeſchloſſen. Jch bemerke ausdrücklich:
„ſchließlich“. Denn geſtern hat er nur von einem Abſchluſſe auf
mehrere Jahre geſprochen, heute von einem ſolchen auf „abſehbare
Zeit“, endlich aber iſt er dem Frhrn. v. Huene beigetreten. Jch
weiß, daß dieſe Erklärung ja ganz ohne Zweifel ganz und voll ſo
gemeint iſt, und ich bin ſicher, daß wir die Erklärung des Herrn
p. Huene aufrecht erhalten werden; ich hoffe, daß Abg.
Dr. Miquel ſeine Erklärung ſo aufgefaßt wiſſen will,
wie Abg. v. Huene die ſeinige abgegeben hat, aber ich
mache darauf aufmerkſam, daß alle dieſe Erklärungen
nichts Bindendes haben und daß die Möglichkeit vorliegt, daß wenn
die Herren ſpäter an ihren Erklärungen feſthalten wollen, dann der
Reichstag, abermals aufgelöſt, das Vaterland in Gefahr erklärt und
die Trommel von Neuem gerührt wird daß dann ſpäter alles
wieder ſo gethan wird, wie die Regierung es wünſcht. Darum habe
ich für meine Perſon gemeint, es wäre beſſer, daß man die Summe
nicht zu hoch nimmt. Die Majorität hat andere entſchieden. Aber
es iſt für mich intereſſant geweſen, das heute zu hören, was ich
gehört habe.

Abg. Nichter: Die Erklärungen des Finanzminiſters haben
mich nicht im Mindeſten überraſcht. Jm Gegentheil, nach den
früheren Erklärungen des Finanzminiſters habe ich mich garnichts
Anderen verſehen, als daß dieſe Steuervorlagen nur die erſte
Etappe darſtelle, zu noch größerer, umfangreicherer Vermehrung
ver Steuern. Jch habe auch von meinem Standpunkt aus
gar keine Veranlaſſung, dem Finanzminiſter einen Vorwurf aus
ſeiner heutigen Erklärung zu machen. Jm Gegentheil, ich bin ihm
dankbar, daß er von Amtswegen das beſtätigt hat, was wir immer
gegen ihn und die Regierung vorgebracht haben. Jch bin ihm
dankbar, daß er eine gewiſſe Beruhigung, welche die national-
liberale Partei ſich in letzter Zeit zu verbreiten bemüht hat, wieder
zerſtört hat. Etwas Klügeres hätte ich nur inſofern von dem
Finanzminiſter gern geſehen, als es nicht zweckmäßig war,
heute ſchon, in dieſein Moment, mit dieſer Erklärung hervorzutreten.
Der Finanzminiſter muß in der That ſeiner Sache ſehr ſicher ſein,
daß er mitten in der zweiten Leſung eine ſolche Erkläruug abgiebt.
Allerdings, die Liebe zwiſchen den National- Liberalen und der Re
gierung iſt ſo ſtark, die gegenſeitige Jntereſſengemeinſchaft iſt auch
ſo ſtark, daß ſie in ihrer beiderſeitigen Exiſtenz auf einander ange-
wieſen ſind. (Große Unruhe). Ja wohl, ſonſt verſinken Sie (zu den
National-Liberalen) in dieſelbe Verſenkung, in die Sie ſchon einmal
verſunken ſiud (Große Unruhe) und Sie werden ſich vergegenwär-
tigen müſſen daß Sie wieder an die Wand gedrückt werden, bis
Sie quieken, wie der Reichskanzler ſagte. (Unruhe.) Alſo darum
keine Feindſchaft nicht zwiſchen Jhnen und dem Reichskanzler.
Wollen Sie ihm noch weiter zur Seite ſtehen, ſo werden Sie ihm
noch viel mehr neue Steuern bewilligen müſſen, als bisher bewilligt
ſind. Es handelt ſich hier nur um eine Abſchlagszahlung. Erklärungen,
wie, Legislaturperiode“, „abſehbaregeit“, ſind ſehr relative Begriffe. Der
Miniſter ſagt ja auch, „demnächſt“ iſt ein ſehr dehnbarer Begriff.
Es kommt auf die Gegenwart an, nicht auf den früheren Stand-
punkt, den man in einer Frage eingenommen hat. Jch habe meine
Worte nicht gerichtet an irgend eine Partei, ſondern nach außen
(Unruhe), weil es in dankenswerther Weiſe aufgeklärt worden iſt,
daß dieſe Mehrheit, welche die Steuer bewilligt, nicht die Kraft
und die Fähigkeit hat, auch Beruhi S zu geben in Bezug
auf weitere Steuern. (Unruhe) ieſe Kraft haben Sie
nicht, Sie haben keinen weiteren Zweck, als neue Steuern zu be

willigen, und weun Sie ihre Schuldigkeit gethan haben, dann thut
die Regiernng nach wie vor, was ihrem Programm entſpricht.
Beifall links.)Finanzminiſter von Scholz: Der Abg. Richter verſucht, wirr
etwas in den Mund zu legen, was ich nicht ge prochen habe. Jch
muß daher verſuchen, auch dieſen Theil ſeiner Rede, die er nach
außen“ hin gehalten hat, klarzuſtellen. Er hat ich hätte
mich hüten ſollen, heute ſchon irgend eine neue Erklärung abzugeben.
Er glaubte, ich müßte meiner Sache ſehr ſicher ſein, daß ich ſchon
bei der zweiten Leſnug ſo offen mit einer ſolchen Ankündigung her
vorgetreten bin. Alles das ſind von dem Abg. Richter verfaßte
Fabeln, ich ſtehe denſelben S fern. (Sehr richtigh) Jch habe
nur das ausgedrückt, was Sie in den gedruckten erichten ſchon
ſeit Tagen in Händen haben und ich habe nur nicht zugeben können,
daß man mir etwa vorwerfen ſoll, irgend eine Zuſage für eine
unabſehbare Zukunft gegeben, irgend eine Schranuke aufgerichtet zu
haben, die dann, wenn es einmal nothwendig iſt, weitere Schrittezu thun,

entgegen gehalten werden könnte und als Treubruch zu deuten
wäre. Dagegen bin ich verpflichtet, mich zu verwahren. Weun
in der Vorlage der Standpunkt der verbündeten Regierungen ſo
klar gegeben iſt, wie es nur ſein kann, und daraus hervorgeht,
daß die faktiſche Beſchlußfaffung, welche jetzt auf die Beſteuerung
des Branntweins gerichtet iſt, nur die dringeudſten und nöthig-
ſten Bedürfniſſe beſeitigen ſoll, dann kann ich nicht zugeben, daß
das ſo ausgelegt wird, als ob man in der nächſten
Seſſion ſchon vielleicht vor eine weitere Aufgabe geſtellt werde.
Nein, es iſt diefer Beſchluß Alles, was vorgelegt iſt. Zu etwas
Anderem iſt eine Verſtändigung innerhalb der verbündeten Regie-
rungen noch gar nicht vorhanden. Es iſt blos vorgebeugt, daß,
wenn in Zukunft Vorlagen nach anderer Richtung gemacht werden
und gemacht werden müſſen, wer kann die Zukunft beherrſchen
und das Bedürfniß für die nächſten Jahre überſehen? dann
die Verſprechung hier nicht wieder ins Feld geführt wird. Daß der
Branntwein an ſich auch noch einen höheren Ertrag ergeben könnte,
als wie jetzt nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen angenommen wird,
daß das die Meinung der verbündeten Regierungen iſt, das wiſſen
Sie ſeit mindeſtens einem Jahre, denn damals haben die Regie
rungen eine Vorlage gemacht, die einen größeren Ertrag ergeben
haben würde, und Sie können nicht annehmen, daß eine Vor
lage gemacht wird, welche die Regierungen für unausführbar halten.Jch muß mich alſo gegen die Auffaſſung verwahren, als ob die ver

bündeten Regierungen für immer auf eine höhere Beſteuerung des
Branntweins verzichten, auch wenn ſie ſpäter einmal nothwendig
werden ſollte. Aber wenn das anch nicht zuläſſig iſt, deshalb habe
ich doch auch ſchon dem Abg. Miquel gegenüber mich dagegen ge-
wehrt, als ſei demnächſt eine Mehrbeſteuerung in Ausſicht ge
nommen. Dagegen will ich mich verwahren; von irgend einew
„Demnächſt“ habe ich nicht geſprochen.

Abg. v. Kardorff (Reichsp.): Jch kann meinerſeits und ich
glaube auch im Namen eines guten Theils meiner politiſchey
Freunde, mit denen ich darüber natürlich noch nicht habe ſprechen
können, erklären, daß wir unſererſeits den jetzt erfolgenden Abſchluß
der Branntweinſteuer als einen definitiven aufehen, und ich meine,
wenn die großen Parteien des Reichstages dieſer Meinung ſind,
ſo wird der Abg. Richter ſchwerlich annehmen können, daß nächſtens

wieder eine neue Steuer auf den Branntwein e werden wird. Etwas ganz anderes aber iſt es, wenn der Miniſter
von Jhnen (nach links) gedrängt werden ſollte, eine Erklärung ab
zugeben, daß er auf ewig auf einen höheren Ertrag aus der Brannt-
weinſteuer verzichtet. Eine derartige Erklärung kann und darf der
Miniſter nicht abgeben. Es können Zeiten eintreten, Kriegsnöthe
und andere Kalamitäten, welche zwingen, zu derartigen Operationen
zu greifen. Das liegt alſo auf ganz verſchiedenen Gebieten. Wir,
und ich glaube, der ganze Reichstag, betrachten die Vorlage vorläufig
als eine definitive (Heiterkeit) Regelung der Branntweinſteuer.
Wenn der Abg. Richter alſo damit eine große Agitation nach
außen hin zu machen gedenkt, ſo iſt ihm ja ſeine letzte große
Agitation ſchlecht bekommen. (Sehr richtig) Wir fürchten uns
nicht davor, er diskreditirt damit nur ſich und ſeine Partei im Lande.

Abg. Nichter (dfr.): Der Abg. von Kardorff ſtellte die Sache
ſo dar, als ob ich den Finanzminiſter zu der Erklärung gedrängt
hätte, daß er auf ewige Zeiten auf eine höhere Branntweinſteuer
verzichte. Jch habe ja aber hier ganz ſtill geſeſſen und gar nicht
daran gedacht, heute bei irgend einer Frage noch das Wort zu er
greifen, als der Finanzminiſter ohne Grund, ohne daß es in der
Sache lag, ſich gedrungen fand, die Erklärung abzugeben,
daß damit die Steuerreform nicht beendet ſei; (Finanz-
miniſter Dr. v. Scholz: Das iſt unrichtig; eine ſolche Er
klärung habe ich nicht abgegeben)) ja, daß man keineswegs der
Meinung ſei, daß hiermit die Beſteuerung ein Ende habe, daß der
Branntwein ein Gegenſtand ſei, den man, wenn auch nicht „dem
nächſt“, einem höheren Ertrage unterwerfen könne; er wolle darum
kein Kondominium der Gemeinden. Das lag ganz klar zu Tage,
und eine ſolche Situation, die ſich aufdrängte, glaubte ich allerdings
ur Darlegung der ganzen Sache benutzen zu müſſen. Ob man

ſich ſchon im Schoße der verbündeten Regierungen ſchlüſſig iſt oder
nicht, darüber brauchen wir keine Erklärung. Dieſe Erklärung
wurde uns im Frühjahr 1881 auch gegeben, und bald darauf hatten
wir die amtliche Vorlage des Tabaksmonopols.

Was dann die Erklärung des Abg. v. Kardorff betrifft, ſo hat
er ſchon die Reſerve gemacht, daß eine höhere Brannutweinſteuer
wohl in Ausſicht genommen werden könne, wenn andere Ereigniſſe
eintreten und außerdem hat er ſich garnicht darüber ausgeſprochen,
wie er ſich andern Steuervorlagen in dieſer Linie gegenüberſtellt.
Der Miniſter hat nicht blos vom Branntwein geſprochen, ſondern
er hat ſich vorbehalten, auch andere Gegenſtände zum Objekt der
Beſteuerung zu machen. Ob Agitation oder nicht bei den
letzten Wahlen ſind die Steuerfragen künſtlich in den Hintergrund
eſchoben worden, indem man Kriegsbefürchtungen vorſchob. Die
jeutige Diskuſſion wird weſentlich dazu beitragen, die Sache klar
zu legen; die Wähler werden daraus ſchon die richtige Konſequenz
ziehen und ſich beſſer vorſehen, daß ſie bei den nächſten Wahlen
nicht dazu beitragen, noch mehr Steuern zu erhalten, als zur
Deckung der Bedürfniſſe nothwendig iſt.

Abg. v. Helldorff (konſ.): Wenn es ſich um außergewöhnlicheFälle handelt, ſo können wir unmöglich heute eine Erklärung ab

geben, was wir beſchließen werden. Jm Uebrigen muß ich mich
gegen alle Schlußfolgerungen verwahren, die man aus dieſer De
batte ziehen will. Wie einmal der Abg. Windthorſt ſagte: Wir
können unmöglich eine Garankie für das übernehmen, was wir
ſelbſt thun werden. Selbſtverſtändlich aber iſt es, daß wir im
Kreiſe unſerer Freunde die gegenwärtige Steuer nicht als ein Pro
viſorium auffaſſen. Wir wiſſen alle, wie enorm ſchwer es geweſen
iſt, eine Verſtändigung zu erzielen und ich kann daher ſagen, daß
P dieſes Geſetz als ein Definitivum auffaſſen und aufgefaßt ſehen
wollen.

Abg. von Bennigſen (nl.): Es wäre vielleicht in der zweiten
Berathung der glücklicher geweſen, wenn die Au
regung zu derartigen Aeußerungen, wie wir ſie von dem Abg.
Richter gehört haben, von dem Vertreter der verbündeten Regierungen nicht gegeben worden wäre. Nachdem aber einmal dieſe

Diskuſſion einen ſolchen Verlauf genommen hat, halte ich mich
doch verpflichtet, in Uebereinſtimmung mit meinem Frennde,
dem Abgeordneten Dr. Miquel, auf das beſtimmteſte zu erklären,
daß ich und das kann ich auch von meinen Freunden wohl ſagen

mich nur ſchwer entſchloſſen habe, angeſichts lediglich nur der
großen Bedürfniſſe des Reiches und der Finanzen der verſchiedenen
deutſchen Bundesſtaaten, ſo große Bewilligungen aus dem Brannt-
wein als Steuerobjekt zu gewähren, wie ſie in den Beſchlüſſen
der Kommiſſion niedergelegt und in zweiter Berathung jetzt
in die Beſchlüſſe des Reichstags aufgenoumen ſind. Jch
habe das gethan, weil ich allerdings davon ausgehe,
daß der Branntwein ein ſehr ſtenerfähiges Objekt iſt und daß er
bis dahin in dem Steuergeſetze nicht genügend herangezogen iſt.
Wenn aber dieſes Geſetz zu Stande kommt, ſo muß ich auf das
Beſtimmteſte hoffen und erwarten, daß der Reichstag auf weitere
Anſprüche an dieſem Artikel nicht eingeht. Jch möchte überhaupt
damit die Bitte verbinden, daß, wenn wir in dieſer Woche, wie es
doch wohl anzunehmen iſt, die Steuervorlagen hinſicht
lich des Branntweins und Zuckers zum Abſchluß bringen
und damit, wenn auch vielleicht nicht eine ſo hohe
Summe, wie fie der Abg. Richter vorhin hier genannt hat, abereine Summe von weit über 100 Millionen Mart den verbündeten

Regierungen bewilligen daß dann dieſer Reichstag in dieſer



Legislaturperiode mit anderen Tr arporrgen nicht weiter beläſtigt
wird. (Zuſtimmung links.) Was die Zukunft
einem künftigen Reichstag Sorge machen. Es wäre aber ſehr ge
rathen, wenn die verbündeten Regierungen nach ſo großen Bewilligungen in der Seſſion dieſer Legislaturperiode nicht einen
Anſpruch erheben, dieſen ſelben Reichstag noch mit weiteren Steuer
forderungen anzugehen.

Was den Abg. Richter angeht, ſo ſind wir es ja von ihm ge
wohnt, daß er nicht blos die Regierung, ſondern auch die andern
Parteien in einer agitatoriſchen Weiſe in der Preſſe und auch hier
im Hauſe anzugreifen pflegt, wie ich darf es wohl ſagen,
namentlich was die Angriffe gegen meine Partei anlangt
es nur ein Gleiches findet in der Preſſe und in den Agitationen
der ſozialdemokratiſchen Partei. (Lebhafter Beifall). Wenn das auch
heute geſchehen iſt, wenn der Abg. Richter ſich auch heute nicht
geſcheut hat, ſolche geſchmackvollen Beiſpiele hier zu wählen, wie
von der „Verſenkung“, in die wir fallen könnten, wenn
wir nicht jederzeit die genügende Bereitwilligkeit gegenüber
den Forderungen der Negierung zu Tage treten ließen,
ſo möchte ich doch glauben, daß nach dem Ansfall
der letzten Wahlen, ſoweit es gerade die Partei des Abg. Richter
betroffen hat, er am meiſten es vermeiden müßte, derartige Bei-
c und Redewendungen zu gebrauchen. (Lebhafter Beifall.)

ch hatte früher aus der Geſchichte und der Erfahrung hinſichtlich
der Schickſale von Korporationen und Einzelnen geglaubt,
annehmen zu ſollen, daß, wenn über Meuſchen in einer
Gemeinſchaft oder über Einzelne ein großes Unheil herein-
gebrochen iſt, der erſte Weg zur Beſſerung darin beſtehen müßte,
daß die Betroffenen in ihren eigenen Buſen greifen Heiterkeit.
Bravo!) und ſich einmal die Frage vorlegen, ob blos änußere
Schickſale und äußere Dinge an einem ſolchen Unheil ſchuld ſind,
ob Sie nicht vielmehr ſelbſt durch ihr eigenes Verſchulden
zu einem ſolchen für Sie (links) beklagenswerthen Verlauf
der Dinge ſehr weſentlich beigetragen haben. (Sehr wahr.)
Abg. Richter, der bedeutende Führer einer früher großen, jetzt
kleinen Partei, der handelt und fühlt anders. Wir haben es ja
früher einmal gehört und heute haben wir von neuem in einer
Ausdrucksweiſe die hier kaum verſtanden zu ſein ſcheint, es hier
wiederholen hören, das ganze Ergebniß der Wahlen war ein Angſt-
produkt; heute haben wir gehört: Die Kriegserregung iſt
hervorgerufen und daraus ſind die Wahlen hervorgegangen.
Ja, ich möchte doch glauben, daß der Abg. Richter nicht
genau überlegt hat, was er mit dieſem letzten Ausdruck, wenn
man ihn nach ſeiner wahren Bedentung abwiegt, geſagt hat. Die
Kriegserregung iſt hervorgerufen, und dadurch ſind die Wahlen in
einem ihm ungünſtigen Sinne ausgefallen! Wenn der Abg. Richter
in dieſer Weiſe die Regierung und die Parteien weiter angreift,
und wenn er es bei ſeinen heutigen Angriffen mit der ausgeſprochenen
Abſicht gethan hat, nicht hier in dieſem Reichstage, ſondern
nach Außen eine Wirkung hervorzurufen, ſo möchte ich
zunächſt konſtatiren, daß der Abg. Richter alſo eine Wirkung
in dem Reichstage ſelbſt ſich von ſeinen Reden, wie doch wohl
früher, nicht mehr in dem gleichen Maße verſpricht (große Heiter
keit), daß er alſo in ähnlicher Weiſe, wie wir es von den früheren
Führern der Sozialdemokratie gewohnt waren jetzt auch ſich be
müht, allein an die Maſſen draußen zu appelliren bei ſeinen Reden
und nicht an dieſe Verſammlung. Früher habe ich ſein Auftreten
und ſeine Reden nach ihrem Jnhalt höher geſchätzt, als er ſie jetzt
ſelbſt ſcheint ſchätzen zu ſollen. (Heiterkeit.)

Aber wenn der Abg. Richter nun heute Hoffnungen hervor
ekehrt hat, daß die demnächſtigen Wahlen ein ganz anderesKieſultat ergeben würden, daß wir dann und andere Parteien, die

jetzt die Mehrheit bildeten, in einer viel ſchwächeren Zahl, und er
und ſeine Freunde in einer viel ſtärkeren Zahl hier wieder-
kehren werden, ſo kann ich nur ſagen, wenn in der Weiſe
die Führung der Partei fortgeſetzt wird, dann bin ich
und ſind auch vermuthlich die uns befreundeten Parteien ganz
ruhig. (Große Heiterkeit) Auf dem Wege wird die Partei denEinſtus, den ſie früher gehabt hat, nicht wiedergewinnen, und in

der Art, wie der Einfluß der Partei rein negativ ſeit 20
Jahren ausgeübt wird, kann ich und können wir anderen
auch nicht wünſchen, daß ſie jemals einen derartigen, wie ich an-
Sait verderblichen Einfluß wiedergewinnen wird. (Lebhafter

eifall.)
Abg. Nichter: Wenn wir ſeit zwanzig Jahren nichts gethan

hätten, als das Volk zu ſchützen vor immer höherer Belaſtung und
vor unberechtigter Beſchränkung der perſönlichen Freiheit (Große
Unruhe) Sie haben Herrn v. Bennigſen ruhig angehört und
ich bitte Sie, mich mit derſelben Rückſichtnahme anhören zu
wollen, oder befürchten Sie meine Kritik (Gelächter),
wenn wir ſeit zwanzig Jahren nichts weiter gethan hätten,
ſo hätten wir dadurch ſchon uns um das Volksintereſſe verdient
emacht. e Das wird auch Herr v. Bennigſen von ſeinemSlogbpun te nicht lengnen. Die Volksbelaſtung und die Be-

ſchränkung der politiſchen Freiheit ſind weit über das gerechtfertigte
Maß hinaus von Seiten dor Regierung ausgegangen. Wenn ich

eſagt habe, ich ſpreche auch nach außen, ſo bin ich darin nurſein Beiſgiele eines Mannes gefolgt, der ſonſt auch für Herrn
p. Bennigſen maßgebend ſein würde. Wiederholt hat der Herr
Reichskanzler geſagt: „Jch ſpreche nach außen, ich appellire an das
Volk (Große Unruhe), ich appellire an das beſſer zu unterrichtende
Volk gegenüber einer weniger unterrichteten Mehrheit des Reichs
tages.“ Wir haben nicht das Mittel, den Reichstag aufzulöſen
Erneute Unterbrechungen und Unruhe), aber wir haben das
Nittel, daß wir die freie Stellung in der Rede e re

können, um nach außen an das Volk zu appelliren, an das beſſer
über ſeine Jntereſſen zu unterrichtende Volk. Sozialiſtiſch nennt
Herr v. Bennigſen dieſe Methode. Nun, ſozialiſtiſch iſt es, wenn
man die einzelnen Erwerbsintereſſenten gegen einander aufregt,
nicht ſozialiſtiſch iſt es aber, wenn man den verſchiedenen Stand-
punkt der politiſchen Parteien zu einander kennzeichnet.
Gewiß, ich habe auch eine große Wirkſamkeit in der
Preſſe und bin ebenſo ſtolz darauf wie auf meine Wirkſamkeit auf
der Tribüne. (Gelächter.) Niemals wird es aber Jemand geben,
der mir einen Widerſpruch in meinem Verhalten innerhalb und
außerhalb des Reichstags nachzuweiſen im Stande iſt. Faſt in
jedem nationalliberalen Blatte bin ich der Gegenſtand der heftigſten
und niedrigſten Anfeindungen und der perſönlichen Herabſetzung.
Die nationalliberale Preſſe unterſcheidet ſich in nichts mehr von
der Reptilienpreſſe, die Herr von Bennigſen ſo oft n ihres
unwürdigen Verhaltens gegen politiſche Gegner verurtheilt hat.
Soweit meine Kraft reicht, werde ich auch die national-
liberale Preſſe bekämpfen. (Gelächter.) Herr von Ben-
nigſen meint, Einkehr müßten wir halten, weil wir hier
in ſo geringer Zahl ſitzen. Nun, iſt uns denn nicht einfach daſſelbe
paſſirt, was Jhnen in weit höherem Maße paſſirt iſt? Sie waren
einmal 170-- 180 uud ſind bis auf 50 herabgeſunken. Haben Sie da
e ehalten? (Stürmiſches Gelächter. Rufe: Ja! Ja! Große yHeiter-keit.) S danke Jhnen für dieſe Zuſtimmung, das habe ich nur pro-

voziren wollen. (Erneute Heiterkeit.) Allerdings Sie haben Einkehr
ehalten, ja, auch vollſtändige Umkehr haben Sie gehalten, aller
ings zunächſt ohne die Herren v. Bennigſen und Miquel. Dieſe

haben ſich unter ungünſtigen Verhältniſſen aus dieſer politiſchen
Areng zurückgezogen, um im Stillen vielleicht zu vüßen für das, was ſie

ethan hatten. Erſt als die Sonne des Reichkanzlers ihnen wieder
achte, als die änßeren Verhältniſſe ſich günſtigergeſtalteten, ſind ſie wieder

als Marſchälle vor der Front erſchienen. Darin ahme ich ihnen
nicht nach. Sich zu halten auch gegen Majoritäten, iſt die Auf-

be eines Mannes, der nicht um äußerer Vortbeile und Jnter-
en willen hier iſt (Oho! Oho!) ohne damit jemand perſönlich

verdächtigen za wollen (Lachen); aber die Verdächtigungen
a Jhnen wohl ſo gewohnt ſein, daß ſie überall
welche heraushören ſondern der ſeine Ueberzeugung hier
vertritt. War denn das nicht eine künſtliche Kriegserregung vor
den Wahlen Wir ſind überzeugt, daß eine ſchwierige Situation
dem Auslande gegenüber, wie ſeit 1870 immer, ſo auch in dieſer
Zeit vorhanden geweſen iſt, überaus künſtlich war es aber, wie die
akute Kriegsgefahr dargeſtellt wurde, als ob davon, ob wir im
Jahre 1887 eine Heeresverſtärkung bis 1890 oder bis 1894
annehmen, es davon abhänge, ob Frankreich uns mit
Krieg überzöge oder nicht. Wer dieſe Vorſtellung vertrat, hat es
mit äbſichtlicher Täuſchung wider beſſeres Wiſſen gethan. (Stür-
miſcher Widerſpruch.) Der einfache Wähler überſieht die Sitnation
nicht, und es haben ſich viele beirren laſſen und ſind Jhnen

ringt, das mag K
für diesmal gefolgt, in der Hoffnung, daß ſie damit über

rieg oder Frieden zu entſcheiden hätten. Dadurch iſt
das „Augſtprodukt“ entſtanden, nicht durch ein beſonderes
Vertrauen der Wähler zu Jhnen. Die Kriegsſitnation iſt jetzt
verändert, der große Boulanger, der auf allen Jhren buntbemalten
Karten eine Rolle ſpielte, iſt von der Bühne verſchwunden, und
jetzt haben wir die Rechnung in einer Mehrbelaſtung)
von 200 Millionen. Das muß eine wachſame Partei dem
Volke klarſtelleu. Die Nationalliberalen haben doch
nicht ſoviel Einfluß auf die Regierung, um die
Erwerbskreiſe zu beruhigen. Herr v. Bennigſen und auch die an-
deren Parteien haben ja Erklärungen abgegeben, die ich auch nicht
anfechten will, aber ſie ſind nicht im Stande, die Beunruhigung zu
erſtreuen, die die Erklärung des Finanzminiſters hervorgerufen hat.
ie bewilligen eine Steuer über das Maß hinaus im Vertrauen

auf die Zukunft, vermögen aber nicht die Regierung zu einer be
ſtimmten Erklärung zu veranlaſſen.

Parteien werden groß und vermindern ſich wieder. Die Fort
ſchrittspartei hat in noch kleinerer Zahl feſtgeſtanden, nachdem die
künſtliche Erregung über die Attentate von 1878 die Wahlen ver
ändert hatte und als man von dem Sozialiſtengeſetz eine Ver
hinderung der Attentate in Zukunft erwartete. Damals
gab es auch ein Steuerpropramm und Sie ſind verantwortlich
für die Bewilligungen von 1879 und 1881. Das hat uns zu
einer Partei von 63 und von 100 Mitgliedern erhoben und ſoweit
kommen wir wieder, wenn die Wahlen nicht mehr eine Machtprobe
der Regierung ſind, wenn ſie nicht mehr mit Benutzung amtlicher
Mittel gemacht werden, ſondern freie Wahlen geworden ſind, wenn
Licht und Sonne gleich vertheilt ſind und die wahre Meinung des
Volkes zum Ausdruck kommt. Beifall links.)

Präſident v. Wedell Jch halte es doch für angezeigt, darauf
aufmerkſam zu machen, daß es ſich um den vom Abg. Struckmann
geſtellten Antrag handelt, der überdies vom Antragſteller zurückge-
zogen iſt. (Heiterkeit.)

Abg. Frhr. v. Mirbach (konſ.): Jch beſchränke mich darauf,
zu erklären daß meine Erwerbsgeuoſſen, die Spiritusproduzenten,
die von der vorliegenden Steuer ſchwer betroffen werden (Heiterkeit
links) allerdings der Anſicht ſind, daß die Geſetzgebung auf dieſem
Gebiete, ſoweit unſere Mitwirkung möglich iſt, definitiv abge-
ſchloſſen iſt.

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird angenommen.
Abg. Singer (zur Geſchäftsordnung) verwahrt ſich gegen die

Tee des Abg. von Bennigſen auf die ſozialdemokratiſche
artei.

Damit iſt dieſer Zwiſchenfall beendet.
S 43 und 43A4 (Nachbeſteuerung) werden von der Tages-

ordnung abgeſetzt.
Die 88 44 und 45 enthalten die Schlußbeſtimmungen.
S 44 lautet in ſeinem zweiten Alinea:

Die Geſammt-Jahresmenge, welche in einem der Brannt-
weinſtenergemeinſchaft nen beitretenden Staate zu dem
niedrigeren Abgabeſatze (5 1) hergeſtellt werden darf,
wird auf 3 Liter reinen Alkohols für den Kopf der bei
der jedesmaligen letzten Volkszählung ermittelten Be-
völkerung des betreffenden Staates bemeſſen. Die Beſtim
mung der Jahresmenge, welche von den einzelnen Brennereien
zu dem niedrigeren Abgabeſatze hergeſtellt werden darf,
erfolgt unter entſprechender Anwendung des 8 2 durch die Landes-
behörden, denen die n und Verwaltung der im gegenwär-
tigen Geſetze beſtimmten Abgaben und Steuern in gleichem Umfange
wie jene der Zölle zukommt. Die vorſtehenden Beſtimmungen,
ſowie die Beſtimmung im 8 36 Abſatz 1 können gegenüber einem
der in die Branntweinſteuergemeinſchaft neu eintretenden Staaten
nur mit deſſen Zuſtimmung abgeändert werden.

Hierzu beantragt Abg. Frhr. v. Gagern vor den Worten:
„in S 36 Abſatz 1“ zu ſetzen „in S 1 Abſatz 2 und“ d. h. die Be-
ſtimmung des letzten Satzes auch auf die Höhe der Branntwein-
ſteuer auszudehnen.

Abg. Dr. Windthorſt findet, daß durch die Beſtimmung dieſer
Paragraphen die Reſervatrechte der ſüddeutſchen Staaten nicht
genügend gewahrt ſeien. Speziell Baiern würde ſehr ſchlecht dabei
wegkommen. Jm Uebrigen zeigten auch dieſe Beſtimmungen, wie
mangelhaft das ganze Geſetz ſei. Es ſei für ihn bei
dem Beſchreitea eines dunklen Pfades wenigſtens der Umſtand
tröſtlich, daß nach drei Jahren eine Reviſion ſtattfinden müſſe.
Hoffentlich werde dieſelbe eine möglichſt gründliche und umfaſſende
werden.

Abg. Dr. Miquel (nul.): Jch hatte bis dahin gehofft, wenn
auch meine Hoffnung nach und nach ſchwächer wurde, daß der
Abg. Windthorſt doch ſchließlich für das Geſetz ſtimmen
werde. Nach ſeiner eben gehörten Rede muß ich auf dieſe
Hoffnung wohl verzichten. Er ſagt: S 44 iſt für uns nicht an-
nehmbar, denn er beſchränkt uns in der freien Reviſion für Baiern
iſt er vollends ger nicht annehmbar, denn er giebt Baiern nicht
die genügende Garantie. Ja, dann iſt allerdings eine Geſetzgebung
für ganz Deutſchland auf dieſem Gebiet unter gegenſeitiger Ver
ſtändigung zwiſchen Norden und Süden undenkbar. Jch möchte
nicht glauben, daß dies der Zweck der Ausführungen des Abg.
Windthorſt war. Jch hätte aber gewünſcht, daß er uns gezeigt
hätte in ſeiner langen ſtaatsrechtlichen Erfahrung, wie wir
in aller Welt aus dieſer Sackgaſſe herauskommen können.
Die Sache liegt aber nicht ſo gefährlich; wenn Baiern ſeine
Reſervatrechte in Bezug auf die Branntweinbeſteuerung auffgiebt,
tritt es in die volle Gemeinſchaft des geſammten Deutſchlands ein
und iſt ebenſo wie die andern deutſchen Staaten in dieſem Falle
an den Erträgniſſen der Steuer voll zu betheiligen. Wir
kennen eben im deutſchen Reich keine halbe Gemein-
ſchaft. Daß es für die ſüddentſchen Staaten und nicht
blos für die Finanzminiſter derſelben und für ihre Vertretung,
ſondern auch für die geſammte Bevölkerung etwas Anziehendes iſt,
dieſe ſehr bedeutenden Mehreinnahmen zu bekommen, das kann
wohl keinem Zweifel unterliegen. Wenn nun Baiern trotz ſeines
geringeren Antheiles in Bezug auf das Konſumverhältniß in die
volle Steuergemeinſchaft eintritt und das Reſervatrecht doch inſofern
behält, als es ſich um Feſtſetzung der Kontingentirung zu dem
niedrigen Satze von 3 Liter pro Kopf der Bevölkerung
bandelt, ſo meine ich, iſt man mit dieſer Konzeſſion
an Baiern ſo weit gegangen, wie nur irgend möglich.
Jch glaube wirklich, daß die Bedenken des Abg. Windthorſt, die ja
gewiß nicht den Zweck verfoigten, Schwierigkeiten in die Sache zu
bringen (Heiterkeit), in Baiern nicht durchſchlagen werden. Man
hat ja vielfach den Satz ausgeſprochen, es ſei unmöglich in der norddeutſchen Steuergemeinſchaft eine Er-

höhung der Branntweinſteuer durchzuführen ohne Baiern.
Schwierig, glaube ich, ja, aber das ſoll man fich in Baiern
klar machen, unmöglich iſt es gewiß nicht. Wir können auch in der
norddeutſchen Steuergemeinſchaft die Konſumabgabe allein zur
Durchführung bringen und wahrſcheinlich wird ſchon ein Zwiſchen-
raum liegen in allen Fällen zwiſchen der Einführung des Geſetzes
im Norden und wenigſtens in einigen Theilen des Südens,
in Baden und Baiern. Da wird der Beweis ge-
liefert werden, daß wir höhere Erträge vom Branntwein
haben können, ohne daß die ſüddeutſchen Staaten daran Theilnehmen. Daß ich das im höchſten Grade beklagen würde im na
tionalen und wirthſchaftlichen Jntereſſe iſt ganz klar. Daß aberauch Baiern von neu rein partikulariſtiſchen Standpunkt es aufs

äußerſte beklagen müßte, wenn zwiſchen uns und Baiern eine
Zollgrenze aufgerichtet und jedes Faß Bier darauf unterſucht
werden würde, ob ſich Branntwein darin befindet, liegt klar auf
der Hand. Jch glaube, daß dieſe Erwägungen v ganz andere
Wirkungen in Baiern haben werden als die Bedenken des
Abg. W Jch ſtimme nun dem Abg. Windthorſt vollſtändig
u, wenn er ſagt; Wir werden nach drei Jahren aller WahrWeinlichteit nach eine gründliche Reviſion dieſes Geſetzes

vorzunehmen haben. Wir werden unzweifelhaft Erfahrungen
machen, die mit unſerer heutigen Kalkulation nicht übereinſtimmen.
Jn vielen Beziehungen kann ich den Ausdruck des Abg. Oechel-
häuſer nur unterſchreiben: „Wir thun hier einen Sprung ins
Dunkle.“ Wenn uns durch den S 44 eine gründliche Reviſion des
Geſetzes, namentlich in der Richtung, um die es ſich hauptſächlich dann
handeln wird, unmöglich würde, dann würde ich ſehr bedenklich ſein.
Das finde ich aber nicht. Die Schwierigkeit wird in Zukunft

lich liegen in der rer des höheren und niedrigeren
atzes, die ja auch die Frage der Kontingentirung pro Kopf un

mittelbar berührt. Jch wiederhole, um Mißverſtändniſſe hier a
n rn, daß ich allerdings glaube, daß auch beieviſion der heute vorliegende Standpunkt der ſüddeutſäg onnement
Staaten von uns nicht bei Seite werden im „ro Ouartal
wonach dieſe Kontingentirung hauptſächlich den Zweck hat, wen pro Halliſche
die ſüddeutſchen Staaten den bisherigen Schutz für ihre Breunere Die wo
aufgeben, daß ſie den durch dieſe Kontingentirung wiederhabg eſch r Aus
wollen. Ich habe das Vertrauen ſchon ausgeſprochen und wied u
hole es, daß, wenn die Erfahrungen den hier beanſpruchten Schuß mr Ansga
als zu hoch beweiſen ſollten, man dann imCinverſtändniß mit allen Theile zwe ſiſa
u einer Reviſion gerade dieſes höchſten und niedrigſten Steuer ephongſages wird gelangen können. Sollte ſich aber das Gegentheſ Tel r. 1

zeigen, dann bin ich auch ebenſo der Meinung, daß h
loyal auf dem heutigen Standpunkt die Jntentionen beide
vertragſchließenden Theile, und darum handelt es ſich doh wwunnn
im weſentlichen wenn es auch in Form eines Geſete Um
vollzogen wird bona ſide zu berückſichtigen haben werden
Jch hoffe daher, daß S 44 unter Ablehnung des Hagern'ſchen An
trags, der thatſächlich eine Reviſion nach drei Jahren völlig un
möglich machen würde, mit großer Mehrheit angenommen werden
wird. (Beifall.)

Abg. Dr. Orterer (Centrum): Die Bedenken gegen dieſes G.
ſetz ſind allerdings für uns Baiern groß genug; eben darum müſſe

u

wir um ſo zäher an den Vortheilen feſthalten, die es uns momentqy ie die
bietet. Der Steuerunterſchied von 50 zu 70 und das Verhältui ſow
von 3 zu a iſt daher unerläßliche Bedingung für uns, wenn wir
unſere Reſervatrechte in dieſer Beziehung aufgeben ſollen
Allerdings hat der Abgeordnete Windthorſt Recht, da auf die
eine ſpätere Reviſion dieſe Verhältniſſe ändern kam
und daß es am beſten wäre, die Sache durch Vertrag feſtzulegen,
Indeſſen verlangen wir das nicht und ſind zufrieden, wenn die fü
Reichstagsmajorität dieſen unſeren Forderungen beiſtimmt, und ſie ſchimuß es thun, wenn ihr daran liegt, daß Baiern in die Brann, werden
weinſteuergemeinſchaft eintritt. iebich en

Finanzminiſter Dr. von Scholz: Es freut mich, daß die B Spediteu
denken des Vorredners, der ſelbſt Baier iſt, geringer ſind gegenüber on ſämm
dieſen Beſtimmungen als die des Abg. Windthorſt, daß er mit den v dbrie
844es für möglich hält, in die Branntweinſteuergemeinſchaft einzutreten Land
Jch will dem Vorredner noch die Beruhigung geben, daß ja dieſes Geſetz das Vier
auch unter dem Schutze des Bundesraths ſteht, und daß doch nicht an euh
zunehmen iſt, daß der Bundesrath, dem jetzt die Erhaltung der galliſche
kleineren Brennereien und namentlich der ſüddeutſchen ganj m 1 J
beſonders am Herzen liegt, ſpäter hierin eine andere V anStellung einnehmen wird. Uebrigens betrifft 8 44 nicht bloß auf Ver
Baiern, ſondern auch Würtemberg und Baden, und da möchte iqh
ihn doch darauf aufmerkſam machen daß der Antrag Gagem
materiell etwas ganz anderes will, als der H 44. Denn nach den
Antrag Gagern würde jede Aenderung der Steuerhöhe, der Steuer
differenz ebenſo wie des Verhältniſſes von 3:4 von der Zu
ſtimmung jedes einzelnen ſüddentſchen Staates abhängig ſein.Baltiſcher Bundesbevollmächtigter Graf Lercheufeld: Jch bitte

das Haus, nicht den Antrag Gagern, ſondern den S 44, wie er
vorliegt, anzunehmen. Wenn der Abg. Windthorſt die Befürchtung De
ausſpricht, daß S 44 durch einfaches Geſetz wieder abgeändert wer J yerlautet,
den könnte, ſo meinen wir. daß hier zwar der Form nach ein ein chevorige
faches Gefetz, in Wirklichkeit aber ein vorliegt, und wir irken eihaben das Vertrauen, daß Bundesrath und Reichstag ſich nicht bewirken
über dieſes Vertragsverhältniß hinwegſetzen und einſeitig eine Der Kaiſe
Aenderung des S 44 vornehmen werden. Jm übrigen J anzeiger ſi
bitte ich den Abg. Windthorſt, dieſe Sorge der bairiſchen Regie heitserſche
rung und Landesvertretung zu überlaſſen. (Lebhafter Beifall eſtern du
Was die vorausfichtlichen Vortheile betrifft, die dieſes Gefetz für 9 d
Baiern haben wird, ſo habe ich den früheren Ausführungen des wor en.
bairiſchen Herrn Miniſters nichts hinzuzufügen. (Beifall.) bisherigen

Abg. Dr. Windthorſt: Jch meine denn doch, daß man ſich in daher or:
Baiern vorſehen ſollte; denn wenn auch Bundesrath und Reichstag R
heute nicht die Abſicht haben, einſeitige Aenderungen vorzunehmen, die Frauſo würde doch immer die Neigung vorhanden ſein, die Kompetenj e d
zu überſchreiten. Die heutige Uebereinſtimmung garantirt nichts für an or
die Zukunft. Es kommen andere Leute und andere Verhältniſſe, ſhüſſen b
und dann werden wir ſehen, wie dieſe vertrauensſelige Stimmung 1
ein Ende hat. Darauf hin kann man Staaten und Ver lichen He
hältniſſe nicht ordnen und gründen. Jch wiederhole alſo: itelſt Cwenn man das Reſervatrecht wirklich ſchützen will, muß mittel
man das thun, ſo lange das Reſervatrecht überhaupt noch gilt, und ſtalPala
wenn es modifizirt werden ſoll, ſo muß das auf demſelben Wege ge W
ſchehen, auf dem es geſchaffen worden iſt, alſo auf dem des Vertrags. weldet, h
Uebrigens bleibe ich dabei, daß das bairiſche Reſervatrecht auf üſcher
Grund dieſes Geſetzes vollſtändig aufgehoben iſt. Wir machen hier eyg
ein Geſetz, und ein Geſetz kann aufgehoben werden auf dieſelbe prinzen
Weiſe, wie es entſtanden iſt. Wenn Sie etwas Feſtes haben J eine Unt
wollen, dann machen Sie wiederum einen Vertrag, nur dann wird J inhigend
es gehen den haben Sie aber bisher noch nicht. ausdrückt

Würtembergiſcher Bundesbevollmächtigter Schmid: Jn der 8Sitzung des Bundesrathes vom 9. April dieſes Jahres, in welcher ſei, wa
die Branntweinſteuervorlage zur Berathung und Beſchlußfaſſung der letzte
kam, haben die Vertreter von Baiern, Würtemberg und Baden die P vollkomw
Erklärung abgegeben, daß ſie nach Art. 35 der Reichsverfaſſung an Aerzten
der Abſtimmung nicht theilnähmen, ſich jedoch vorbehielten, indem des G
ſie ihr Einverſtändniß mit 8 44 erklärten, die Zuſtimmung zur Aus-
dehnung des Geſetzes auf ihre Staatsgebiete zu erlangen. Bei der werde
erſten Berathung dieſes Geſetzes habe ich nun bereits darauf hin- Y wieder
ewieſen, daß es ſich hier allerdings bei den bezüglichen Verhand rungen
ungen um ein Vertragsabkommen als ſolches handelt, und ich nicht ir

kann konſtatiren, daß gerade im Bundesrath ſelbſt von Alfden Bevollmächtigten der ſüddentſchen Staaten wiederholt darauf I o
hingewieſen worden iſt, daß es ſich hier um ein Vertragsrecht handle. in der
Der Jnuhalt des 8 44 ſtimmt weſentlich mit den Beſtimmungen J Auszu
der Reichsverfaſſung überein, in welcher die Reſervatrechte feſt
gelegt ſind, und welche der Abg. Windthorſt nur nachzuleſen braucht. S andels
Zu verſchiedenen Jnterpretationen können die nicht mißzuverſtehen 9
den Worte des 8 44 keinen Anlaß r Wir laſſen uns alſo eingerich
nicht bange machen. (Heiterkeit.) ir haben das Vertrauen zu J kammer
Sr. Majeſtät dem Kaiſer, zum Reichskanzler und zu J Die Be
unſeren Bundesgenoſſen, daß ſie nicht gewillt ſind, längereunſere Reſervatrechte zu beeinträchtigen. (Beifall.) Es handelt
ſich nicht um einen Verzicht auf unſere Reſervatrechte, ſondern nur wer n.
um eine Akkommodirung derſelben bezüglich der Branuntweinſteuer.
Nach Annahme des Antrags Gagern kann von einem Beitritt der J weinſter
ſüddentſchen Staaten nicht mehr die Rede ſein. Der S 44 iſt für ſchlüſſen
uns ein noli me tangere, Der Sinn des Antrags iſt, daß ſich Yeren
der S 44 nur auf die norddeutſchen Staaten und auf ElſaßLothringen beziehen ſoll. Jch bitte Sie deshalb, ihn abzulehnen. BedraBadiſcher Bevollmächtigter v. Scherer ſpricht ſich in gleichem J mit der

Sinne aus. legenheDie Diskuſſion wird geſchloſſen. Der Antrag v. Gagern wird ſitation
ßegen die Stimmen eines Theils des Centrums und der Sozial ſchlüemokraten abgelehnt, der S 44 wird unverändert angenommen. chlüſſe

8 45, der letzte Paragraph, wird debattelos angenommen, fand g
Das Haus vertagt ſich und der Präſident ſchlägt vor, auf

die Tagesordnung der morgigen Sitzung, welche um 10 Uhr ſächſiſc
beginnen ſoll, folgende Gegenſtände zu ſetzen: Reſt der Brannt- eines
weinſteuervorlage (Nachſteuer), Vorlage über die Rechtsverhältniſſe
in den Schutzgebieten, Verwendung geſundheitsſchädlicher Farben, zumUnfallverſichernng der Seeleute, ue ſchluß der Oeffentlichkeit bei

Gerichtsverhandlungen, Jnnungsvorlage. AnfanAbg. Hitze wünſcht, daß nach der Branntweinſteuer die Arbetter go ve
ſchutzgeſetze auf die Tagesordnung geſetzt werden. der

Nach langer Geſchäftsordnungsdebatte darüber beſchließt das r nu
Haus, es bei dem Vorſchlage des Präſidenten zu belaſſen. der ge

Schluß gegen 6 Uhr anderrung u
bisher
weiche

prakti
diejen

angeg
fender
hat.
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